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Um die gute Nachricht gleich vorweg zu nehmen: Die Afrikanische Schweinepest 
bedeutet für die Gesundheit des Menschen keine Gefahr!
Gefährlich wird sie jedoch, wenn sie in Deutschland ausbricht, vor allem für unsere 
Landwirtschaft, namentlich die Fleischerzeugung und die Fleischverarbeitung. Fach-
leute rechnen mit potentiellen Schäden in Milliardenhöhe. Diese könnten insbeson-
dere dann entstehen, wenn Deutschland von bedeutenden Auslandsmärkten für 
den Export gesperrt wird. Die dann auf dem deutschen Markt vorhandenen Über-
kapazitäten und die mit einem Ausbruch einhergehende negative Berichterstattung 
dürften dazu führen, dass etliche Landwirte, aber auch fleischverarbeitende Betrie-
be in existenzielle Probleme geraten, was wiederum Folgewirkungen für die damit 
verbundenen Wirtschaftszweige, aber auch für Sozialversicherungssysteme sowie 
Steuereinnahmeerwartungen haben dürfte.
Die Fachwelt ist sich daher weitestgehend einig, dass alle Maßnahmen, die zur Prä-
vention eines Ausbruchs zu Gebote stehen, auch ergriffen werden sollten. Bereits 

jetzt warnen mehrsprachig gehaltene Informationstafeln an den Autobahnraststätten vor der Verbreitungsgefahr durch das 
Wegwerfen von ggf. kontaminierten Lebensmitteln in die freie Natur, um zu verhindern, dass diese eventuell von Wild-
schweinen aufgenommen werden können. Den Wildschweinen kommt in einem Verbreitungsszenario eine Schlüsselrolle 
zu. Die Schwarzwildbestände haben sich in Deutschland in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten drastisch nach oben 
entwickelt. Auch Gebiete in Nordrhein-Westfalen wie das Münsterland, die nur einen geringen Waldbestand aufweisen 
und deshalb in der Vergangenheit höchstens kleinere Bestände von Wildschweinen beherbergten, sind mittlerweile dicht 
von Wildschweinen besiedelt. Da die Ausbruchsgefahr nach epidemiologischen Erkenntnissen sinkt, wenn der Schwarz-
wildbestand verringert wird, werden Präventionsstrategien auf eine stärkere Bejagung ausgerichtet. Hier zeigen sich jedoch 
diverse praktische Schwierigkeiten, die es als zweifelhaft erscheinen lassen, ob es tatsächlich gelingen kann, den Bestand in 
der gebotenen signifikanten Weise zu senken.
Es ist deshalb unumgänglich, auch das Szenario eines Ausbruchs in Deutschland ins Auge zu fassen und sich bereits jetzt 
umfassend vorzubereiten. In unserem Nachbarland Tschechien brach im Juni 2017 die Afrikanische Schweinepest in Folge 
der Verbreitung kontaminierter Lebensmittelreste aus Osteuropa aus. Die tschechischen Behörden haben schnell und in 
vorbildlicher Weise reagiert. Es wurde ein Kernbereich um die Ausbruchstelle abgezäunt und der Schwarzwildbestand in 
diesem durch konsequente Bejagung auf unter 10 Prozent reduziert. Um die Kernzone herum wurde eine weitere Beob-
achtungszone errichtet. Diese Maßnahmen haben – jedenfalls nach heutigem Kenntnisstand – eine weitere Ausbreitung in 
Tschechien erfolgreich verhindern können. Das tschechische Vorgehen wird daher schon jetzt in Veterinärkreisen als bei-
spielgebend angesehen. Es bestehen jedoch Zweifel, ob die erforderlichen rechtlichen und praktischen Instrumente für die 
Umsetzung einer solchen Strategie in Deutschland derzeit zur Verfügung stehen. Die genannten Maßnahmen sind mit  
Eingriffen in Grundrechtspositionen verbunden, für die es bislang keine oder nur unzureichende Rechtsgrundlagen gibt. 
Diese müssen schleunigst durch den Bundesgesetzgeber geschaffen werden. Außerdem ist es erforderlich, Material für 
Abzäunungsmaßnahmen und Fachkräfte für den Aufbau von Absperrungen sowie die kurzfristige Bejagung des Schwarz-
wildes und den seuchenhygienisch einwandfreien Abtransport der Kadaver bereitzustellen. Hier ist das Land Nordrhein-
Westfalen gefragt, die benötigten Ressourcen bereitzustellen. Einzelne Kreise können sich nicht effizient auf ein solches 
Szenario vorbereiten, dessen räumliche Verbreitung nicht im Ansatz vorherzusagen ist. Vielmehr ist ein landesweit struktu-
riertes Präventionssystem geboten.
Gleichwohl haben auch die Veterinärbehörden der Kreise die von ihnen leistbaren Vorkehrungen zu treffen. Die Erfahrun-
gen mit Tierseuchen in der Vergangenheit haben erwiesen, dass die nordrhein-westfälischen Kreise stets gut vorbereitet 
waren und effektiv und schnell reagieren konnten. Um diese Fähigkeiten zu aktualisieren und auf das Szenario eines Aus-
bruchs der Afrikanischen Schweinepest anzupassen, haben etliche Kreise – zum Teil in interkommunaler Zusammenarbeit 
– bereits in den letzten Wochen und Monaten umfassende Übungen durchgeführt, bei denen auch das Zusammenspiel 
mit Spezialkräften der Feuerwehren und des Technischen Hilfswerks geprobt wurde. Unabhängig davon sind alle Verant-
wortungsträger aufgerufen, die Gefahr durch die Afrikanische Schweinepest nicht zu unterschätzen und die erforderlichen 
Vorbereitungen möglichst zügig zu treffen.

	 Dr. Martin Klein 
	 Hauptgeschäftsführer  
	 des Landkreistages Nordrhein-Westfalen

Afrikanische Schweinepest – 
Gefahren für Landwirtschaft und 
Wirtschaft nicht unterschätzen
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Eröffnung und Begrüßung 
Prof. Dr. Janbernd Oebbecke 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,
zur festlichen Verabschiedung von Pro-
fessor Dirk Ehlers aus dem Vorstand des 
Freiherr-vom-Stein-Instituts begrüße ich 
Sie sehr herzlich. 
Ein herzliches Willkommen gilt besonders 
der Präsidentin des Westfälisch-Lippischen 
Sparkassenverbandes Frau Professo-
rin Buchholz, die das Amt im April über-
nommen hat. Ein besonderer Gruß gilt 
weiter den Vertreterinnen und Vertretern 
der Kreise, insbesondere den Landräten 
Dr. Müller aus Wesel und Dr. Schulze-
Pellengahr aus Coesfeld, beide Mitglie-
der des Beirats des Instituts, der über 
das Forschungsprogramm beschließt. Ich 
begrüße von den wissenschaftlichen Mit-
gliedern des Beirats Frau Kollegin Theurl, 
die Dekanin der Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät, aus Freiburg Herrn Kolle-
gen Schoch und aus Kiel Herrn Kollegen 
Brüning. Aus unserem Kuratorium sind 
Frau Landesrätin Prof. Angela Faber, Herr 
Landesdirektor Matthias Löb vom LWL, 
und Herr Kollege Pünder von der Bucerius 
Law School gekommen. Ihnen, Herrn Löb, 
als Hausherrn des Erbdrostenhofes danken 
wir dafür, dass wir heute in diesem Festsaal 
sein dürfen. 

Festliche Verabschiedung. Ein festlicher 
Rahmen schien uns angesichts der Ver-
dienste, die Dirk Ehlers sich um das Insti-
tut erworben hat, zweifellos angemessen. 
Schwieriger war es, die richtige Form zu 
finden. Wenn man ihn und seine Abnei-
gung gegen das Gefeiertwerden kennt, 
kam nur eine wissenschaftliche Veranstal-
tung mit einer allenfalls knappen ehrenden 
Umrahmung in Betracht. Wir sind Ihnen, 
lieber Herr Schoch, sehr dankbar, dass Sie 
mit dem Festvortrag diesen Hauptteil des 
heutigen Programms übernommen haben. 
Sie sind mit Ihren wissenschaftlichen Lei-
stungen gerade auch im Kommunalrecht, 
im Blick auf ihre langjährige Unterstützung 
des Freiherr-vom-Stein-Instituts im Beirat, 
aber auch wegen ihrer persönlichen Bezie-
hung zu Dirk Ehlers dafür prädestiniert wie 
kein anderer. 
Dirk Ehlers hat dem Vorstand zwanzig Jahre 
lang angehört. In dieser Zeit sind nicht nur 
alle Beteiligten entsprechend älter gewor-
den. Das Institut hat sich auch im Zuschnitt 
und in der Arbeitsweise geändert. Wir sind 
damals etwa gleichzeitig Mitglied des Insti-
tutsvorstandes geworden. Nur kurze Zeit 
später setzte die Zusammenarbeit mit dem 
Sparkassenverband Westfalen-Lippe ein; 
seitdem werden hier in entsprechenden 
Projekten auch Themen behandelt, die aus 
der Sicht der Sparkassen von Interesse sind.
Der Vorstand des Instituts besteht aus 
zwei Wissenschaftlern und dem Hauptge-
schäftsführer des Landkreistages. Damit 
ist eine gewisse Rollenverteilung vorgege-

ben. Der Haupt-
geschäftsführer 
macht die Inter-
essen des Trägers 
geltend. Die bei-
den wissenschaft-
lichen Vorstands-
mitglieder müssen 
darauf achten, dass 
die Forschungspro-
jekte einen wis-
senschaftlichen 
Ertrag versprechen 
und dass die unter 
Berücksichtigung 
der Interessen der 
Kreise, die das 
Institut ja über den 
Landkreistag tra-
gen, ausgewählten 

Themen unabhängig und ergebnisoffen 
bearbeitet werden. Bei der Breite der The-
men, mit denen sich das Institut befasst, 
sind beide Vorstandsmitglieder mit ihrer 
wissenschaftlichen Expertise gefragt und 
sie sind froh, in Beirat und Kuratorium 
Unterstützung zu haben. 
Die gemeinsame Arbeit im Vorstand hat 
sehr von den umfassenden Kenntnissen 
und Erfahrungen profitiert, über die Dirk 
Ehlers im Öffentlichen Recht verfügt, 
aber auch von seinen klaren wissenschaft
lichen Standpunkten.  Seit seiner Habilita-
tionsschrift kennt er sich ausgezeichnet im 
Öffentlichen Wirtschaftsrecht aus. Auch 
wenn das vor allem im gemeindlichen 
Bereich nicht unbedingt gern gehört wird, 
hat er immer eine klare Position vertreten, 
sei es, was die Grenzen kommunaler Wirt-
schaftsaktivitäten, gerade in räumlicher 
Hinsicht angeht, sei es was die Notwen-
digkeit betrifft, öffentlich-rechtliche Stan-
dards auch bei der Nutzung privatrecht
licher Organisationsformen zu wahren. Im 
letzten Punkt hat die Rechtsprechungsent-
wicklung der letzten beiden Jahrzehnte ihn 
immer mehr bestätigt. Wenn man heute 
vor öffentlich-rechtlichen Bindungen ins 
Privatrecht zu fliehen versucht, folgen sie 
einem so dicht auf den Fersen, dass das 
Fliehen kaum noch lohnt. Auf diese wirt-
schaftsrechtliche Expertise hat er sich bei 
der Betreuung der sparkassenrechtlichen 
Forschungsarbeiten, die hälftig bei ihm 
gelegen hat, ebenso stützen können wie 
auf seine Kennerschaft im Europarecht. 

Kommunalrecht als Gegenstand  
rechtswissenschaftlicher Forschung

Am 13. Oktober 2017 veranstaltete die wissenschaftliche Forschungsstelle des Landkreistages NRW, das Freiherr-vom-Stein-Institut 
(FSI) an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, eine Feierstunde anlässlich der Verabschiedung von Professor Dr. Dirk 
Ehlers aus dem Vorstand des FSI im Erbdrostenhof in Münster. Die Veranstaltung wird nachfolgend dokumentiert:

Interessierte Zuhörer im Erbdrostenhof zur Verabschiedung von 
Prof. Dr. Dirk Ehlers.� Quelle: Laura Bärthel

Prof. Dr. Janbernd Oebbecke, Westfä
lische Wilhelms-Universität Münster.
� Quelle: Laura Bärthel
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schaftlichen Grundlagenarbeit, die Verbin-
dung zwischen der kommunalpolitischen 
Praxis und der Wissenschaft sowie die 
Herstellung eines Erfahrungsaustausches 
zwischen beiden Bereichen. Wesentlicher 
Initiator war mein Vorvorvorgänger im 
Amt, Dr. Adalbert Leidinger. Es ging und 
geht um die Herstellung persönlicher Kon-
takte in die Wissenschaft, es ging und geht 
um eine Plattform auf der für die Kreise 
und für die Kommunen insgesamt wichtige 
Themen diskutiert und vorangebracht wer-
den können und den Austausch zwischen 
Wissenschaft und Praxis voranzutreiben. 
Der Name Freiherr-vom-Stein-Institut ist 
zugleich auch programmatische Verpflich-
tung. Freiherr vom Stein hat als Politiker in 
einer Zeit gelebt und gearbeitet, die vol-
ler Unruhen und Unsicherheiten gewesen 
ist. Viele seiner Vorstellungen sind Bruch-
stücke geblieben, weil die Zeitverhältnisse 
ihre politische Umsetzung nicht zugelas-
sen haben. Auch können manche seiner 
politischen Ideen aus heutiger Sicht keine 
Zustimmung finden. Dennoch enthält das 
Lebenswerk des Freiherrn vom Stein für 
uns heute und für die weitere Zukunft 
richtungsweisende Elemente. So hat er sich 
entschieden gegen Despotismus jeglicher 
Art gewendet. Vor allem aber sind seine 
Überlegungen über die Mitwirkung der 
Bürger an der Gestaltung der örtlichen Ver-
hältnisse und die Beteiligung an politischen 
Entscheidungsprozessen für die kommu-
nale Selbstverwaltung in Deutschland bis 
heute tragende Grundsätze geblieben.
Die vielfältigen Erwartungen an die Rolle 
und die Funktion des FSI seitens ihres Trä-
gers, des Landkreistages Nordrhein-West-
falen, müssen selbstverständlich immer 
wieder neu erarbeitet und rückgekoppelt 
werden. Beleg für die Leistungskraft des 
FSI sind zum einen die seit seinem Bestehen 
herausgegebenen über 70 Bände seiner 
Schriftenreihe, die gleichsam ein Kaleido-
skop dessen darstellen, was es an kommu-
nalrelevanten und sparkassenrechtlichen 
Forschungsfragen gibt. Zur Lösung dieser 
Fragen haben die Monografien wesent-
liche Beiträge geleistet, die auch ihren 
Nachhall in der Rechtsprechung und der 
Rechtspolitik gefunden haben und noch 
finden. Daran zu arbeiten, ist in jedem 
Jahr, in jedem Monat, in jeder Woche eine 
spannende Herausforderung. 
Als Beispiele von Buchtiteln der Schriften-
reihe des FSI darf ich erwähnen:
Band 75 – �Die europäische Bankenunion 

und die Sparkassen 
Band 73 –	� Inhalt und Grenzen der Steue-

rung des Landes bei der Wahr-
nehmung von Pflichtaufgaben 
zur Erfüllung nach Weisung 

Band 72 –	� Eigenkapitalvorgaben nach 
Basel III und CRR/CRD IV unter 

in der Betreuung der Arbeiten versucht, 
eine möglichst hohe Qualität zu erreichen. 
Hier hat Dirk Ehlers sich bleibende Ver-
dienste erworben. Wie erfolgreich er dabei 
war, wird daran sichtbar, dass unter seiner 
wissenschaftlichen Obhut im Institut eine 
erfolgreiche Habilitationsschrift verfasst 
worden ist und einer der von ihm bei einer 
sparkassenrechtlichen Dissertation betreu-
ten früheren Referenten nach der Habili-
tation in Regensburg inzwischen Universi-
tätsprofessor in Mainz ist.
Eine Zusammenarbeit über so lange Zeit 
klappt nur, wenn auch das Menschliche 
stimmt. Lieber Dirk, ich danke Dir für die 
die in all den Jahren immer unkomplizierte, 
vertrauensvolle und loyale Zusammenar-
beit.  Wir bleiben im Kontakt und es wäre 
schön, auch künftig gelegentlich Deinen 
Rat einholen zu können. 
Das Institut, die Mitglieder der Organe und 
Gremien und die Mitarbeiter wünschen Dir 
für die Zukunft alles Gute, Gesundheit und 
Glück in der wissenschaftlichen Arbeit und 
bei den Freuden des Ruhestandes.

Grußwort Hauptgeschäfts­
führer Dr. Martin Klein
Das Freiherr-vom-Stein-Institut hat im 
April 1981 seine Arbeit aufgenommen. 
Der offizielle Eröffnungsakt fand am 3. Juli 
1981 im Erbdrostenhof in Münster statt 
– also an Ort und Stelle vor nunmehr 36 
Jahren. Herr Professor Ehlers gehört seit 
gut 33 Jahren den Gremien des Freiherr-
vom-Stein-Instituts an und zwar zunächst 
seit dem 1. Oktober 1984 als Mitglied des 
Kuratoriums, von 1990 bis 1998 als Mit-
glied des Beirats und seit dem 1. Febru-
ar 1998 als Mitglied des Vorstandes und 
zugleich Mitglied des Beirats. Herr Ehlers 
löste seinerzeit Prof. Erichsen im Vorstand 
ab, der dort neben Prof. Hoppe tätig war. 
Das Freiherr-vom-Stein-Institut hat die 
Aufgabe der kommunal- und staatswissen-

Vor allem seit der Finanzkrise ist das Recht 
der Kreditwirtschaft massiv europarechtlich 
geformt und dieser Prozess generiert viele 
praktisch sehr bedeutsame und wissen-
schaftlich spannende Forschungsthemen. 
Die wissenschaftliche Befassung mit kom-
munalen Fragestellungen steht immer in 
der Gefahr, die Probleme um die es geht, 
einseitig nach dem Inhalt der vielstimmig 
vorgetragenen und von den kommunalen 
Spitzenverbänden virtuos instrumentierten 
Klagegesänge zu beurteilen. Es wird dann 
schon einmal außer Acht gelassen, dass 
die Gesetzgeber von Verfassungs wegen 
nicht nur kommunalen Interessen zu 
berücksichtigen haben. Im Kampf gegen 
die Gefahr wissenschaftlicher Einseitigkeit 
ist Dirk Ehlers immer ein entschiedener, 
zuverlässiger und in seiner wissenschaft-
lichen Redlichkeit unbeirrbarer Mitstrei-
ter. Im Vorstand des Instituts hat es aber 
nach meiner Erinnerung keine Situationen 
gegeben, bei denen es auf derlei ankam. 
Der Landkreistag Nordrhein-Westfalen ist 
seit dem Bestehen des Instituts ein liberaler 
Partner, der die Wissenschaftsfreiheit aus 
Überzeugung respektiert. Ich will das an 
einem aktuellen Beispiel illustrieren. Am 
Dienstag in einer Woche verhandelt der 
Verfassungsgerichtshof über die 2,5-Klau-
sel für das Kommunalwahlrecht. Es ist kei-
neswegs selbstverständlich, dass es nicht 
zu ernsthaften Konflikten kommt, wenn 
beide wissenschaftlichen Vorstandsmit-
glieder bekanntermaßen die gemeinsame 
Verbandslinie der kommunalen Familie in 
NRW zur Sperrklausel nicht teilen, wie ich 
finde, aus guten Gründen. 
Institutionen wie das Freiherr-vom-Stein-
Institut werden, was ihre wissenschaft-
liche Arbeit angeht, verständlicherweise 
besonders aufmerksam beobachtet, von 
anderen Wissenschaftlern, aber auch von 
Verbänden, die nicht dieselben Interessen 
vertreten wie der Träger. Um Bedenken 
Rechnung zu tragen, kann man institu-
tionelle Vorkehrungen treffen, wie das in 
unserer Satzung mit der Wissenschaftler-
mehrheit in Vorstand und Beirat gesche-
hen ist. Man kann mit entsprechenden 
Routinen vorbeugen. Wir haben aus bei-
derseitiger Überzeugung die schon von 
unseren Vorgängern getroffene Verabre-
dung übernommen, dass die Zweitbegut-
achtung im FSI geschriebener und durch 
eines der beiden wissenschaftlichen Vor-
standsmitglieder betreuten Dissertationen 
durch andere Fakultätsmitglieder erfolgt, 
auch wenn das andere Vorstandmitglied 
im Einzelfall wissenschaftlich einmal näher 
dran sein sollte. Für die Mitwirkung an die-
ser Qualitätskontrolle der Institutsarbeit 
durch ihre Zweitgutachten danke ich den 
Kolleginnen und Kollegen der Fakultät. Vor 
allem aber kommt es darauf an, dass man 

Hauptgeschäftsführer Dr. Martin Klein, 
Landkreistag NRW.� Quelle: Laura Bärthel
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Mitarbeiter des Instituts werden diese Ein-
schätzung teilen. 
Als Wissenschaftliche Forschungsstelle 
des Landkreistages Nordrhein-Westfalen 
an der Universität Münster ist das FSI sat-
zungsgemäß der kommunal- und staats-
wissenschaftlichen Grundlagenarbeit 
verpflichtet; hinzu tritt der Erfahrungs-
austausch zwischen kommunalpolitischer 
Praxis und Wissenschaft (§ 1 Abs. 1 FSI-
Satzung). Ausweis der wissenschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Instituts ist insbe-
sondere die imposante Schriftenreihe, die 
mittlerweile 75 Bände umfasst. Thematisch 
geht es im Kern um das Kommunalrecht 
und das Sparkassenrecht. In dieser Reihe 
begegnen sich Grundlagenarbeiten (stets 
mit Praxisbezug) und von der Praxis inspi-
rierte Tagungsbände, die den Brücken-
schlag zur Wissenschaft manifestieren, wie 
insbesondere die Publikationen zu Reform-
projekten im Land Nordrhein-Westfalen 
verdeutlichen. 
Die Arbeit des FSI lässt sich einem grö-
ßeren Bezugsrahmen zuordnen, der die 
Kommunalrechtswissenschaft im Dialog 
mit der kommunalen Praxis sieht. Der 
Wissenschaft kommt die Rolle des Vor-
denkers und des kritischen Begleiters der 
Praxis zu. Kommunalen Anliegen „nach 
dem Munde“ zu reden, ist dabei keine 
seriöse rechtswissenschaftliche Option; der 
kritische Geist muss wirkmächtig bleiben. 
Umgekehrt wäre es ein grundlegendes 
Missverständnis, erwartete die kommu-
nale Praxis von der Grundlagenforschung 
„rasche Erträge“ oder gar „Erfolge“; fun-
dierte Wissenschaft, die die Praxis erreicht, 
ist durch einen „langen Atem“ gekenn-
zeichnet und erzielt ihre Wirkungen nicht 
selten mittelbar, etwa durch Eingang in die 
Rechtsprechung. 
Mir ist aufgetragen worden, einen sach-
bezogenen Fachvortrag zu präsentieren. 
Es geht also nicht um eine Würdigung des 
wissenschaftlichen Werkes und der Person 
von Herrn Kollegen Ehlers. Der Vortrags-
titel lässt indes eine thematische Ausrich-
tung zu, die immer wieder auf Beiträge 
von Herrn Ehlers sowie auf Arbeiten des 
FSI stößt. Fünf Themenkreise sind so aus-
gewählt worden, dass auch sachliche Kon-
troversen unvermeidlich sind. Impulsgeber 
ist die Rechtsprechung, der bekanntlich 
Rechtsstreitigkeiten zu Grunde liegen. Ein 
Anliegen ist es zudem, Forschungsbedarf 
kenntlich zu machen. Zunächst soll es 
um Struktur und Inhalt der kommunalen 
Selbstverwaltungsgarantie am Beispiel des 
verfassungsrechtlichen „Autonomiever-
sprechens“ gehen. Anschließend wird ein 

Kreise, sondern sicher auch für alle Kreise 
im gesamten Bundesgebiet. Nicht zuletzt 
ist auch zu erwähnen, dass aus allen Dok-
toranden und Habilitanden des FSI etwas 
geworden ist. Dazu müssen Sie sich nur 
ausschnittsweise in diesem Saal umschau-
en – die Arbeit beim FSI hat schon manche 
Karriere deutlich befördert und in Schwung 
gebracht. Die Karrierewirkung ihrerseits 
fällt sicherlich positiv auf das FSI und sei-
nen Träger – einschließlich des Sparkas-
senverbandes Westfalen-Lippe – zurück. 
Insofern kann man – stark verkürzt – auch 
von einer Win-Win-Situation für alle Betei-
ligten sprechen.
An all diesen Aktivitäten war Professor 
Dirk Ehlers in vorderster Linie beteiligt und 
engagiert. Deshalb möchte ich Ihnen für 
den Landkreistag Nordrhein-Westfalen ein 
herzliches Dankeschön aussprechen. Ich 
freue mich sehr, dass Sie die Arbeit des FSI 
auch in der Zukunft als Mitglied des Kura-
toriums bereichern werden und Sie sich 
insofern weiterhin mit der Arbeit des Insti-
tuts verbunden sehen. 

Festvortrag Prof. Dr.  
Friedrich Schoch, Freiburg
Kommunalrecht als Gegenstand  
rechtswissenschaftlicher Forschung1

von Prof. Dr. Friedrich Schoch, Freiburg

I. �Aufgaben der  
Kommunalrechtswissenschaft 

Der Anlass, der uns heute zu dieser aka-
demischen Festveranstaltung zusammen-
führt, ist ein Ereignis besonderer Art. Mit 
Herrn Kollegen Dirk Ehlers scheidet ein 
Wissenschaftler aus dem Vorstand des 
Freiherr-vom-Stein-Instituts (FSI) aus, der 
durch Kenntnisreichtum, Sachorientierung 
und Unbestechlichkeit im Urteil heraus-
ragt. Davon hatte das FSI stets in hohem 
Maße ertragreichen Nutzen. Insbesondere 
die Mitglieder der Gremien des FSI und die 

besonderer Berücksichtigung 
der relevanten Regelungen für 
öffentlich-rechtliche Sparkassen 
in Deutschland 

Band 71 –	� Der Tatbestand der Konnexi-
tätsregelung des Artikels 78 
Absatz 3 der Landesverfassung 
Nordrhein-Westfalen 

Band 67 –	� Interkommunale Zusammen-
arbeit und mehrstufige Aufga-
benwahrnehmung 

Band 66 –	� Das Recht der regionalen Spar-
kassen- und Giroverbände – 
Eine systematische Darstellung 

Band 63 –	� Sparkassenrecht der Länder – 
Bestand und Entwicklung seit 
1949 

Band 61 –	� Verfassungsrechtliche Vorga-
ben für die Zuständigkeitsverla-
gerungen zwischen Gemeinde-
verbandsebenen 

Als weiteres wesentliches Standbein der 
Arbeit des FSI ist die Organisation und 
Durchführung der Vortragsreihe „Kommu-
nalverwaltung aktuell – Wissenschaft und 
Praxis“ zu nennen. Thematische Beispiele 
lieferten etwa zuletzt
–	� Im Frühjahr 2017 ein Gutachten der 

Landesregierung zur Neuordnung der 
Schulaufsicht in Nordrhein-Westfalen

–	� Im Oktober 2016 der Gesetzentwurf zur 
Stärkung des Kreistags mit der Einfüh-
rung der Beigeordnetenverfassung in 
den Kreisen

–	� Rechtsfragen und Gestaltungsmöglich-
keiten der Kommunen bei der Förde-
rung der Internet-Breitbandversorgung 
(Juli 2014)

–	� Tariftreue- und Vergabegesetz (Novem-
ber 2013)

–	� Umsatzsteuerpflicht bei interkommu-
naler Kooperation (März 2013) – Hier-
zu erinnere ich an die rechtspolitischen 
Auswirkungen in der Form des heutigen 
§ 2b Umsatzsteuergesetz.

–	� Sperrklausel im Kommunalrecht? (Juni 
2010) – aktuell und heute wieder beim 
Verfassungsgerichtshof in dieser Stadt 
anhängig

–	� Finanzhilfen des Bundes für die Kom-
munen – Verfassungsgebung nach Kon-
junkturlage? (November 2009) 

–	� Das Konnexitätsprinzip – Erwartungen 
und Erfahrungen (Juni 2008)

–	� Perspektiven der Kommunalverfassung 
(Februar 2006)

–	� Hartz IV in der kommunalen Praxis (Juni 
2005)

Der Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
hat mit der Trägerschaft des FSI unter Ein-
schluss der Kooperationsvereinbarung mit 
dem Sparkassenverband Westfalen-Lippe 
ein Alleinstellungsmerkmal. Diese bundes-
weit einmalige Aufstellung ist von Nutzen 
nicht nur für die nordrhein-westfälischen 

Prof. Dr. Friedrich Schoch, Universität 
Freiburg.� Quelle: Laura Bärthel

1  �Eine um wissenschaftliche Nachweise erwei-
terte Fassung des Vortrags wird im Deut-
schen Verwaltungsblatt (DVBl) 2018, S. 1 ff, 
erscheinen.
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Kreisen und Gemeinden muss das Volk 
eine Vertretung haben, die aus allgemei-
nen, unmittelbaren, freien, gleichen und 
geheimen Wahlen hervorgegangen ist. In 
diesem Zusammenhang interessiert nach-
folgend die Normierung von Sperrklauseln 
für Kommunalwahlen.
Diese Thematik ist in ihrer normativen 
Dimension rechtswissenschaftlich seit 
geraumer Zeit gut erforscht. Angesichts 
des ungleichen Erfolgswerts der Wäh-
lerstimmen und wegen der Beeinträchti-
gung der Chancengleichheit der zur Wahl 
stehenden Gruppierungen und Kandi-
daten wird überwiegend bezweifelt, ob 
eine Sperrklausel im Kommunalwahlrecht 
gerechtfertigt werden kann: Die störungs-
frei funktionierende kommunale Selbst-
verwaltung sei ohne Sperrklausel nicht 
bedroht; eine signifikante Zersplitterung 
der kommunalen Vertretungsorgane sei 
nicht zu erkennen; faktisch profitierten 
die großen Parteien von der Sperrklau-
sel, während kleinere Parteien und Wäh-
lervereinigungen an der Hürde scheitern 
könnten; eine 5%-Sperrklausel diene den 
„Großen“ regelrecht dazu, die „Kleinen“ 
von Rat und Kreistag fernzuhalten. For-
schungsdefizite gibt es augenscheinlich in 
der Rechtstatsachenforschung, die das FSI 
durchaus zu leisten vermag; jedenfalls ist 
das Fehlen einer umfassenden und syste-
matisch angelegten empirischen Bestands-
aufnahme zur Wirkung von Sperrklauseln 
und deren Abschaffung dem Gesetzgeber, 
wie sogleich zu zeigen sein wird, mehrfach 
zum Verhängnis geworden. 
Das BVerfG hatte zunächst kein „Problem-
bewusstsein“. Zur Vermeidung einer über-
mäßigen Parteienzersplitterung in den Ver-
tretungsorganen dürfe der Gesetzgeber 
eine 5%-Sperrklausel statuieren; das gelte 
auch für das Kommunalwahlrecht. Später 
hat das Gericht die Pflicht des Gesetzge-
bers ausgerufen, bei einer Änderung der 
Umstände die einschlägigen Regelungen 
zu überprüfen. Schließlich wurde (am Bei-
spiel des Kommunalwahlrechts Schleswig-
Holsteins) die 5%-Sperrklausel „gekippt“: 
An sich seien die Sicherung des Charakters 
der Wahl als eines Integrationsvorgangs 
bei der politischen Willensbildung des Vol-
kes und die Gewährleistung der Funktions-
fähigkeit der zu wählenden Volksvertre-
tung tragfähige Gründe für die Legitimie-
rung einer Sperrklausel, jedoch seien kom-
munale Vertretungsorgane (Rat, Kreistag) 
nicht Parlamente im staatsrechtlichen 
Sinne, so dass im Kommunalrecht stren-
gere Anforderungen als im Staatsrecht 
gälten; nur die mit einiger Wahrschein-
lichkeit zu erwartende Beeinträchtigung 
(Störung) der Funktionsfähigkeit der kom-
munalen Vertretungsorgane (und nicht 
bereits jede politische Auseinandersetzung 

Rechtsträger. Das BVerwG deutet das 
„Recht“ auf Regelung eigener Angele-
genheiten in eigener Verantwortung (Art. 
28 Abs. 2 Satz 1 GG) in eine grundsätz
liche „Pflicht“ zur Wahrung und Sicherung 
des kommunalen Aufgabenbestandes um 
und behauptet, zwecks Vermeidung einer 
Aushöhlung ureigener Aufgaben stehe es 
einer Gemeinde nicht frei, sich freiwilliger 
Selbstverwaltungsangelegenheiten zu ent-
ledigen.
Wir haben es hier – sieht man von dem 
eher theoretischen Fall des generellen Ver-
zichts auf die Wahrnehmung freiwilliger 
Aufgaben ab – mit einer höchstrichter
lichen Fehlentscheidung zu tun:
−	� Der unzweideutige Verfassungswortlaut 

(„Recht“ der Selbstverwaltung) wird 
ignoriert. 

−	� Die durch die Rechtsordnung statuier-
te Unterscheidung zwischen freiwilli-
gen Angelegenheiten und gesetzlichen 
Pflichtaufgaben wird eingeebnet. 

−	� Es wird nicht zur Kenntnis genommen, 
dass die Gemeinden und Kreise nach 
geltendem Recht nur „innerhalb der 
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit“ die 
für die wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Betreuung ihrer Einwohner erfor-
derlichen öffentlichen Einrichtungen zu 
schaffen haben.

−	� Das gesetzliche Gebot zur wirtschaft
lichen und sparsamen Haushaltsführung 
bleibt ebenfalls ausgeblendet. 

−	� Geradezu albern mutet zum konkreten 
Fall die These an, dass die Übertragung 
eines Weihnachtsmarktes seitens der 
Kommune auf einen privaten Veranstal-
ter eine verfassungsrechtlich unzuläs-
sige Selbstbeschränkung kommunaler 
Selbstverwaltung sein soll. 

Erfreulicherweise wird dem BVerwG – nach 
massiver wissenschaftlicher Kritik – in der 
Rechtsprechung die Gefolgschaft verwei-
gert. Am Beispiel der Einstellung eines 
Volksfestes hat der BayVGH erkannt, aus 
Art. 28 Abs. 2 GG lasse sich keine Aufga-
benwahrnehmungspflicht ableiten; folglich 
könne eine Kommune frei entscheiden, ob 
sie eine bisher wahrgenommene freiwillige 
Aufgabe wieder aufgebe. 
2. �Politisch-demokratische Funktion  

kommunaler Selbstverwaltung
Die Bedeutung der politisch-demokrati-
schen Funktion kommunaler Selbstver-
waltung bedarf in diesem Kreise keiner 
besonderen Begründung. Die Gemein-
den werden gesetzlich als Grundlage des 
demokratischen Staatsaufbaues bezeich-
net (§ 1 Abs. 1 Satz 1 GO NRW). Die 
Kreise sind gehalten, ihr Gebiet zum 
Besten der kreisangehörigen Gemeinden 
und ihrer Einwohner nach den Grundsät-
zen der gemeindlichen Selbstverwaltung 
zu verwalten (§ 1 Abs. 1 KrO NRW). In 

Schlaglicht auf die politisch-demokratische 
Funktion kommunaler Selbstverwaltung 
unter dem Aspekt der Sperrklauseln im 
Kommunalwahlrecht geworfen. Es folgt 
ein Blick auf die landesverfassungsrecht
liche Konnexitätsregelung bei kommunalen 
Angelegenheiten, die auf bundesgesetz-
lich normierten Sachaufgaben beruhen. 
Sodann wird das Verhältnis zwischen Bür-
ger und Kommune exemplarisch anhand 
des Rechtsanspruchs auf einen Kita-Platz 
beleuchtet. Den Abschluss bilden – aus 
Anlass des NPD-Urteils des BVerfG – einige 
Bemerkungen zum „Rahmen des gelten-
den Rechts“ beim Zugang politischer Par-
teien zu kommunalen öffentlichen Einrich-
tungen. Der Blick auf das Kommunalrecht 
geht also über die Kreisebene hinaus. Im 
Vordergrund des Erkenntnisinteresses steht 
die Entfaltung größerer Entwicklungslinien 
zu den Themenkomplexen.

II. Konfliktfelder  
kommunaler Selbstverwaltung 
1. �Entscheidungsautonomie bei  

freiwilligen Angelegenheiten 
Die verfassungsrechtliche Garantie kom-
munaler Selbstverwaltung ist seit jeher 
Gegenstand rechtswissenschaftlicher For-
schung gewesen. Die Praxis durfte davon 
ausgehen, dass das Feld „vermessen“, der 
Bereich kommunaler Aufgaben „erforscht“ 
ist; wissenschaftliche Kontroversen schie-
nen theoretischer Natur zu sein, rechts-
dogmatische Debatten sollten eher akade-
mische Interessen berühren. Insbesondere 
zu den Aufgaben der Gemeinden und Krei-
se waren die rechtlichen Fragen im Kern 
identifiziert: 
−	� Der Aufgabenentzug durch staatlichen 

Rechtsakt stellt eine Beeinträchtigung 
(Schwächung) kommunaler Selbst-
verwaltung dar und bedarf nach der 
„Rastede-Doktrin“ der verfassungs-
rechtlichen Rechtfertigung.

−	� Die gesetzliche Zuweisung von Aufga-
ben stärkt an sich den kommunalen Wir-
kungsbereich, wirft jedoch Fragen der 
Aufgabenfinanzierung auf und bringt 
insbesondere das Konnexitätsprinzip in 
Stellung.

−	� Bei freiwilligen Selbstverwaltungsange-
legenheiten befinden Gemeinden und 
Kreise in ihrem Wirkungskreis autonom 
über das „Ob“, „Wann“ und „Wie“ 
der Aufgabenwahrnehmung; umfasst 
davon ist die Beendigung einer bislang 
freiwillig wahrgenommenen Tätigkeit.

Diese verfassungsrechtlich und gesetzlich 
vorgegebene Systematik mit einer rechts-
wissenschaftlich abgesicherten Dogma-
tik hat das BVerwG in Frage zu stellen 
versucht. Anlass war die Übertragung 
eines bislang kommunal veranstalteten 
Weihnachtsmarktes auf einen privaten 
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zwischen dem aufgabenakzessorischen 
Konnexitätsprinzip und der allgemeinen 
Pflicht des Landes zur Gewährleistung 
einer aufgabenangemessenen kommu-
nalen Finanzausstattung (unter Einschluss 
des kommunalen Finanzausgleichs) zu 
unterscheiden. Diese Phase einer indisku-
tablen Verfassungsjudikatur ist inzwischen 
überwunden.
Ebenfalls auf einer grundsätzlich unrichti-
gen Anschauung geltenden Verfassungs-
rechts beruht die Judikatur des VerfGH 
NRW zur (Nicht-)Anwendung des Kon-
nexitätsprinzips (Art. 78 Abs. 3 LV) in 
bestimmten Fällen bundesgesetzlich nor-
mierter Aufgaben, die von den Kommunen 
auf Grund landesgesetzlicher Zuweisung 
zu erledigen sind. Im Grundmodell besteht 
über den verfassungsrechtlichen Mecha-
nismus noch Einigkeit: 
−	� Die Sachregelungsbefugnis liegt nach 

der geltenden Kompetenzordnung (Art. 
73, 74 GG) überwiegend beim Bund; 
davon hat er umfänglich Gebrauch 
gemacht (exemplarisch: SGB VIII). 

−	� Die exekutive Aufgabenwahrneh-
mungskompetenz obliegt grundsätzlich 
den Ländern; für Landesangelegenhei-
ten gilt dies ohnehin (Art. 30 GG), ist 
aber auch für die Ausführung der Bun-
desgesetze (z. B. SGB VIII) angeordnet 
(Art. 83 GG)  mit der Konsequenz, dass 
die Länder die Zweckausgaben und die 
Verwaltungsausgaben zu tragen haben 
(Art. 104a Abs. 1 und 5 GG). 

−	� Eine Aufgabenwahrnehmungskom-
petenz der Kommunen kann der Bund 
nicht (mehr) anordnen (Art. 84 Abs. 1 
Satz 7 und Art. 85 Abs. 1 Satz 2 GG), 
wohl aber kann das Land die Gemein-
den und Kreise zur Übernahme und 
Durchführung von öffentlichen Aufga-
ben verpflichten; erfolgt dies, wird das 
landesverfassungsrechtliche Konne-
xitätsprinzip (Art. 78 Abs. 3 LV NRW) 
ausgelöst, ggf. muss das Land wegen 
der Zuweisung kostenträchtiger Aufga-
ben an die Kommunen einen Mehrbela-
stungsausgleich leisten.

In diesem System kommt es nicht darauf 
an, ob die Sachaufgabe bundesrechtlich 
oder landesrechtlich normiert ist; erfasst 
sind nach dem Verfassungswortlaut gene-
rell „öffentliche Aufgaben“. Der für das 
Konnexitätsprinzip relevante rechtliche 
Akt ist allein die landesrechtliche Aufga-
benzuweisung, die die Aufgabenzustän-
digkeit der Kommunen begründet. Ohne 
die Abwälzung auf die kommunale Ebene 
müsste das Land, wie erwähnt, bundesge-
setzlich statuierte Sachaufgaben wahrneh-
men und die entsprechenden Ausgaben 
tragen.
Unbeachtlich ist in diesem Zusammenhang 
die landesgesetzliche Regelungstechnik. 

verankert (Art. 78 Abs. 1 Satz 3 LV NRW). 
Damit folgt Nordrhein-Westfalen einem 
Weg, den Berlin und Hamburg beschritten 
haben. Dort wurde eine 3%-Sperrklausel 
für die Wahlen zu den Bezirksverordne-
tenversammlungen bzw. Bezirksversamm-
lungen in der jeweiligen Landesverfassung 
festgeschrieben; in beiden Fällen gab es 
dazu eine verfassungsgerichtliche Bestäti-
gung. Die verfassungsunmittelbare Sperr-
klausel in Nordrhein-Westfalen wird im 
Schrifttum als „verfassungswidriges Lan-
desverfassungsrecht“ qualifiziert. Zwin-
gend ist das nicht. Am Beispiel der seiner-
zeitigen Wiedereinführung der 5%-Sperr-
klausel für die Wahl zu den Bezirksver-
sammlungen in Hamburg hat das BVerfG 
die verfassungsrechtliche Autonomie der 
Länder im staatsorganisatorischen Bereich 
bei der Regelung des Kommunalwahlrechts 
(im Rahmen des Art. 28 GG) betont. Daran 
sollte – auch wenn Bezirke in den Stadt-
staaten mit Gemeinden und Kreisen in Flä-
chenländern nicht unmittelbar vergleichbar 
sind – angeknüpft werden. In der Sache 
kann die Statuierung einer 2,5-%-Sperr-
klausel als angemessene Ausbalancierung 
des Spannungsverhältnisses zwischen der 
Wahlrechtsgleichheit und der Funktions-
fähigkeit kommunaler Volksvertretun-
gen qualifiziert werden – vorausgesetzt, 
die Verfassungsrichter(innen) in Münster 
widerstehen ihrem „Gestaltungsdrang“. 
3. �Finanzgarantie durch  

Konnexitätsprinzip
Die kraftvolle Betätigung der politisch-
demokratischen Funktion kommunaler 
Selbstverwaltung hängt nicht zuletzt von 
der Finanzausstattung der Kommunen 
ab. Dass Nordrhein-Westfalen dazu – bei 
allen notwendigen Binnendifferenzierun-
gen – keine „Erfolgsgeschichte“ schreiben 
kann, ist allgemein bekannt und im August 
2017 durch eine Studie der Bertelsmann-
Stiftung mit Zahlen (nochmals) belegt wor-
den. Die Hauptverantwortung für die zum 
Teil desolate Situation der Finanzlage von 
Kommunen liegt in erster Linie beim Land 
(Gesetzgeber und Regierung). Die Verfas-
sungsrechtsprechung hat mit ihrer verfehl-
ten Judikatur zur weiteren Verschärfung 
beigetragen und ist vor allem für die einge-
tretene Perspektivlosigkeit verantwortlich. 
Die verfassungsrechtlichen Determinanten 
zur aufgabenangemessenen kommuna-
len Finanzausstattung sind rechtswissen-
schaftlich gut erforscht. Das gilt in Son-
derheit für Nordrhein-Westfalen mit Blick 
auf die duale Struktur der kommunalen 
Finanzgarantien (Art. 78 Abs. 3 LV, Art. 
79 LV). Dennoch hatte sich der VerfGH 
NRW entgegen dem Verfassungswortlaut, 
der Verfassungssystematik und den unter-
schiedlichen Schutzfunktionen der Verfas-
sungsnormen jahrzehntelang geweigert, 

in den Kommunalvertretungen) könne die 
5%-Sperrklausel rechtfertigen.
Der VerfGH NRW hat die Gestaltungs-
kompetenz des Landesgesetzgebers im 
Kommunalwahlrecht weiter eingeengt. 
Zunächst wurde (mit Blick auf die Kom-
munalwahlen 1999) dem Gesetzgeber 
eine Überprüfung der 5%-Sperrklausel 
auferlegt. Dann wurde die Sperrklau-
sel für verfassungswidrig erklärt, weil der 
Gesetzgeber die Annahme einer drohen-
den Funktionsunfähigkeit der Kommu-
nalvertretungen ohne Sperrklausel nicht 
valide dargelegt habe, sondern sich zu 
Unrecht mit der abstrakten, theoretischen 
Möglichkeit einer Beeinträchtigung der 
Funktionsfähigkeit der Vertretungsorgane 
begnüge. Aus demselben Grund wurde die 
vormalige Mindestsitzklausel (§ 33 Abs. 3 
Satz 1 a. F. KWahlG NRW) nicht akzep-
tiert; tatsächliche Erhebungen seien nicht 
durchgeführt worden, folglich lägen valide 
empirische Untersuchungsergebnisse für 
die Annahme einer Funktionsstörung der 
Kommunalvertretungen nicht vor.
Diese Judikatur darf man (ohne die Erfolgs-
wertgleichheit und die Chancengleichheit 
im Wahlrecht gering zu achten) in ihrer 
Zuspitzung kritisch sehen: 
−	� Die (relative) Geringschätzung kommu-

naler Volksvertretungen (im Vergleich 
mit Bundestag und Landtag) ist nicht 
gerechtfertigt; die (formale) Differen-
zierung zwischen (echtem) Parlament 
im Staatsrecht und (bloßem) Verwal-
tungsorgan im Kommunalrecht wird der 
materiellen Fragestellung nicht gerecht.

−	� Praktische Erfahrungen und tatsächliche 
Befunde zu einer gewissen Fragmentie-
rung der kommunalen Vertretungsorga-
ne sind durchaus vorhanden und – mitt-
lerweile – auch dokumentiert; das mag 
– seinerzeit – (noch) nicht ausreichend 
gewesen und vom Landesgesetzgeber 
nicht akribisch genug verarbeitet wor-
den sein, aber die komplette Ausblen-
dung verfügbarer Fakten überrascht 
schon. 

−	� Funktionell-rechtlich haben die Gerich-
te kaum die angemessene Balance zwi-
schen Gesetzgebung und Rechtspre-
chung gefunden; gesprochen wird zwar 
vom Spielraum des Gesetzgebers beim 
Ausgleich der konfligierenden Belange, 
praktiziert wird indes eine kleinteilige 
judikative Kontrolle, die einseitig das 
Wahlrecht bevorzugt und die Anfor-
derungen an eine „Funktionsstörung“ 
bzw. „Funktionsunfähigkeit“ kom-
munaler Vertretungsorgane bis an die 
Grenze zum tatsächlichen Kollaps hoch-
schraubt.

In dieser schwierigen Situation wurde nun 
bekanntlich für Kommunalwahlen eine 
2,5%-Sperrklausel verfassungsrechtlich 
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5. �Zugang politischer Parteien  
zu kommunalen öffentlichen  
Einrichtungen 

Abschließend soll ein Sektor angesprochen 
werden, in dem unlängst neue Fragen 
entstanden sind. Der Zugang politischer 
Parteien zu kommunalen öffentlichen 
Einrichtungen ist ein „altes“ Thema und 
dennoch stets aktuell. Das NPD-Urteil des 
BVerfG hat eine neue Brisanz in die Debat-
te gebracht. 
Nach den gesetzlichen Bestimmungen sind 
alle Einwohner einer Gemeinde bzw. eines 
Kreises im Rahmen des geltenden Rechts 
berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen 
der Gemeinde bzw. des Kreises zu nut-
zen. Der „Rahmen des geltenden Rechts“ 
manifestiert sich auch durch Verfassungs-
recht. Mit Blick auf das grundgesetzliche 
Parteienprivileg (Art. 21 Abs. 2 a. F. GG) 
bestand bislang Einigkeit darüber, dass 
eine Kommune rechtlich gehindert ist, eine 
politische Partei aus eigener kommunaler 
Zuständigkeit als verfassungswidrig anzu-
sehen und aus diesem Grund den Zugang 
zu kommunalen Einrichtungen zu versa-
gen. Nordrhein-Westfalen bildet insoweit 
keine Ausnahme. Wenn die Entscheidung 
zur Überlassung kommunaler Einrichtun-
gen kein rechtlich zulässiges Mittel zur 
Führung politischer Auseinandersetzungen 
darstellt, haben sich kommunale Amtsträ-
ger im Vorfeld der NRW-Landtagswahl 
2017 durch die Ungleichbehandlung  
der AfD in einigen Fällen rechtswidrig ver-
halten.
Nun hat das BVerfG im NPD-Verbotsver-
fahren dieser Partei Verfassungsfeindlich-
keit attestiert, ohne sie zu verbieten. Das 
Gericht legt detailliert dar, dass die Pro-
grammatik der NPD auf die Beseitigung 
der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung gerichtet ist, vermisst jedoch kon-
krete Anhaltspunkte dafür, dass die NPD 
ihre Zielsetzung tatsächlich erreichen, also 
„erfolgreich“ sein kann. Danach gibt es 
Parteien, die als „verfassungsfeindlich“ 
apostrophiert werden können, denen aber 
das Attribut „verfassungswidrig“ fehlt. 
Andere sprechen von „verfassungswid-
rig“, aber „nicht verboten“. Wie dem auch 
sei, aus kommunalrechtlicher Sicht bewegt 
sich eine Partei mit verfassungsfeindlichen 
Zielsetzungen kaum im „Rahmen des gel-
tenden Rechts“. Der Ausschluss solcher 
Parteien von der staatlichen Finanzierung 
(Art. 21 Abs. 3 n. F. GG) zieht daraus eine 
bemerkenswerte Konsequenz.
Die verfassungsrechtliche Unterscheidung 
zwischen „verfassungsfeindlich“ und „ver-
fassungswidrig“ wirft im Verwaltungsrecht 
Folgefragen auf. In unserem Zusammen-
hang geht es – unter Hinweis auf die ver-
fassungsfeindliche Zielsetzung der Par-
tei – um die Versagung des Zugangs zu 

SGB VIII). In der Verantwortung standen 
und stehen die zuständigen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe (§ 3 Abs. 2 Satz 
2, § 69 Abs. 1 SGB VIII); sie haben im Rah-
men ihrer Gesamtverantwortung (§ 79, 
80 SGB VIII) sicherzustellen, dass für jedes 
anspruchsberechtigte Kind (bei rechtzeiti-
ger Anmeldung des Bedarfs) ein Betreu-
ungsplatz zur Verfügung steht. Die The-
matik ist rechtswissenschaftlich umfassend 
erforscht. Angesichts des unbedingten 
Anspruchs des berechtigten Kindes und 
der unbedingten Gewährleistungspflicht 
des Trägers der öffentlichen Jugendhil-
fe waren die Konsequenzen kommunaler 
Pflichtverletzungen leicht vorherzusagen.
Auf drei Aspekte der aufgeworfenen 
Rechtsprobleme soll kurz hingewiesen 
werden: 
−	�Der Primäranspruch (§ 24 Abs. 2 Satz 

1 SGB VIII) ist dem Kind zugeordnet; 
steht für das Kind ein freier, bedarfs-
gerechter und wohnortnaher Betreu-
ungsplatz nicht in der (gewünschten) 
kommunalen Tageseinrichtung, sondern 
nur in der Kindertagespflege (bei einer 
Tagespflegeperson, § 22 Abs. 1 Satz 
2 SGB VIII) zur Verfügung, erfüllt der 
Jugendhilfeträger den Rechtsanspruch 
auf U3-Betreuung mit dem Angebot die-
ses freien Platzes, denn ein Anspruch auf 
Kapazitätserweiterung der kommunalen 
Einrichtung besteht nicht.

−	�Wird der Primäranspruch nicht erfüllt, 
besteht im Falle eines selbstbeschafften 
Kinderbetreuungsplatzes ein Aufwen-
dungsersatzanspruch des berechtigten 
Kindes (§ 36a Abs. 3 SGB VIII analog); 
Voraussetzungen hierfür sind, dass der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe vor 
der Selbstbeschaffung rechtzeitig über 
den Bedarf in Kenntnis gesetzt worden 
ist, die Voraussetzungen für die Lei-
stungsgewährung vorgelegen haben 
und die Deckung des Bedarfs keinen zeit
lichen Aufschub geduldet hat.

−	�Stellt der zuständige Träger der öffent
lichen Jugendhilfe dem anspruchsberech-
tigten Kind trotz rechtzeitiger Anmeldung 
des Bedarfs keinen Betreuungsplatz zur 
Verfügung, ist dies haftungsrechtlich als 
Amtspflichtverletzung zu werten, wobei 
dem Geschädigten für das Verschulden 
des Amtsträgers ein Beweis des ersten 
Anscheins zugutekommt; der Schaden-
ersatzanspruch aus Amtshaftung (§ 839 
BGB, Art. 34 GG) steht dem geschädigten 
Elternteil (z. B. bei Verdienstausfall) zu.

Anders als bei den zuvor behandelten 
Rechtsbereichen haben wir es im vorlie-
genden Zusammenhang nicht mit recht-
lichen Kontroversen zu tun, sondern mit 
einem administrativen Vollzugsdefizit. 
Abhilfe durch die Rechtswissenschaft ist in 
einem solchen Fall nicht zu erwarten. 

Von Bedeutung ist dies bei der Änderung 
des Sachrechts (z. B. SGB VIII) durch den 
Bund (z. B. Ausweitung der Sachaufgabe, 
Erhöhung von Standards). Das Land kann 
eine statische Aufgabenzuweisung an die 
Kommunen mit der Folge jeweils neuer 
Aufgabenzuweisungen bei bundesgesetz-
lichen Änderungen der Sachmaterie vor-
nehmen, oder es kann generalklauselartig 
eine dynamisch wirkende Aufgabenzuwei-
sungsnorm schaffen, die jedwede Modifi-
zierung des bundesgesetzlichen Sachrechts 
rezipiert und zur administrativen Wahrneh-
mung an die Kommunen „durchreicht“. 
Stets beruht die Aufgaben- und Ausga-
benbelastung der Gemeinden (Städte) und 
Kreise de iure auf dem entsprechenden 
Rechtsbefehl des Landes. 
Der VerfGH NRW behauptet demge-
genüber, bei einer bundesgesetzlichen 
Änderung des Sachrechts sei das landes-
verfassungsrechtliche Konnexitätsprinzip 
nicht anwendbar, wenn sich der Beitrag 
des Landesgesetzgebers auf eine voraus-
gegangene allgemeine Zuständigkeitszu-
weisung an die Kommunen beschränke, 
bei der die Aufgabenänderung noch nicht 
absehbar gewesen sei. Das ist unzutref-
fend. Da konnexitätsrelevante Aufga-
benmodifizierungen im Sachrecht in einer 
dynamischen Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung ganz offenkundig in Rech-
nung zu stellen sind, muss die mittels einer 
Generalklausel zukunftsoffen operierende 
Regelungstechnik „als eine bewusste Ent-
scheidung gewertet werden, mit der die 
Aufgabenübertragung auf die Landkreise 
und kreisfreien Städte erneut vom Willen 
des Landesgesetzgebers umfasst wurde“. 
Doch darauf kommt es nicht einmal an. 
Die dynamisch wirkende Aufgabenzuwei-
sungsnorm des Landes aktualisiert die Auf-
gabenübertragung auf die Kommunen und 
gibt den maßgeblichen Normbefehl, dass 
fortan das bundesgesetzlich veränderte 
Sachrecht auszuführen ist. Die erweiterte 
Aufgabenwahrnehmungskompetenz der 
Kommunen ist exklusiv vom Land ver-
anlasst; der Bund kann, wie erwähnt, die 
Kommunen verfassungsrechtlich gar nicht 
in Pflicht nehmen. Deshalb ist die Verän-
derung materiellen Bundesrechts selbstver-
ständlich ein Anwendungsfall des Konnexi-
tätsprinzips, da einzig und allein kraft Lan-
desrechts die bundesgesetzlich modifizierte 
Aufgabe auf die Kommunen durchschlägt.
4. �Aufgaben der Träger  

öffentlicher Jugendhilfe bei der 
U3-Kinderbetreuung

Seit dem 1. August 2013 hat jedes Kind, 
das das erste Lebensjahr vollendet hat, 
bis zur Vollendung des dritten Lebens-
jahres einen Anspruch auf frühkindliche 
Förderung in einer Tageseinrichtung oder 
in Kindertagespflege (§ 24 Abs. 2 Satz 1 
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lektiv kann man nur Erfolg haben, wenn 
man vertrauensvoll zusammenarbeitet. 
Dies hat unsere Kooperation ausgemacht. 
Demgemäß ist es für mich immer sehr 
leicht gewesen, zumal die Hauptlast nicht 
in meinen Händen lag. Ein besonderer 
Dank gilt sodann Dir, lieber Friedrich, für 
Deinen Festvortrag. Da ich Deine Arbeits-
belastung kenne, weiß ich die Übernahme 
des Vortrags umso mehr zu würdigen. Sehr 
verschiedene Entwicklungslinien des Kom-
munalrechts übergreifend in den Blick zu 
nehmen, halte ich für ein wichtiges, bisher 
selten aufgegriffenes Thema. Wie nicht 
anders zu erwarten, haben wir einen fas-
zinierenden Vortrag gehört, der zugleich 
zum weiteren Nachdenken anregt. Wir 
arbeiten ja nun schon seit langem zusam-
men, nicht nur, aber auch in den Gremi-
en des Freiherr-vom-Stein-Instituts, und 
es ist immer wieder erstaunlich, wie oft 
unsere Auffassungen und Einschätzun-
gen übereinstimmen oder jedenfalls nahe 
beieinander liegen. Schließlich danke ich 
allen Anwesenden für die Zeit, die Sie sich 
genommen haben, um unser heutiges 
Treffen zu besuchen. Mit vielen von Ihnen 
habe ich zusammengearbeitet und – wenn 
Sie Referentin bzw. Referent des Freiherr-
vom-Stein-Instituts waren oder immer 
noch sind – oftmals von Ihrer Vorbereitung 
unserer Tagungen profitiert. 
Ich hatte mir überlegt, einen kurzen Abriss 
der Geschichte des Freiherr-vom-Stein-
Instituts Revue passieren zu lassen. Aber 
erstens gibt es dazu Berufenere und zwei-
tens haben wir in diesem Jahr ja schon bei 
der Verabschiedung von Frau Martellock 
eine Rückschau auf die letzten 36 Jahre 
geworfen. Ich will es daher mit einigen 
wenigen persönlich gefärbten Bemerkun-
gen sein Bewenden lassen.
Als ich im Oktober 1982 von Erlangen-
Nürnberg kommend nach Münster wech-
selte, existierte das Freiherr-vom-Stein-
Institut erst ein Jahr, entfaltete aber bereits 
eine rege Tätigkeit. Ich fand die Einrich-
tung aus einem doppelten Grunde interes-
sant. Zunächst war ich bis dahin nicht mit 
einem AnInstitut in Berührung gekommen. 
Es wurde und wird viel über das Zusam-
menführen von Theorie und Praxis gere-
det. Häufig bleibt es aber bei Beschwörun-
gen. Hier fand ich eine auf Dauer angeleg-
te, bestens funktionierende, institutionell 
abgesicherte Verfestigung vor. Sodann 
ging es mir um das vom Institut verfolg-
te Sachanliegen. Das Kommunalrecht ist 
ein Kerngebiet des Verwaltungsrechts, 
also jenes Rechtsgebiets, dem ich mich in 
besonderer Weise verhaftet fühle. Wenn 
ich auf meinen Auslandsreisen – in den 
letzten Jahren vor allem in Asien aber auch 
in anderen Gegenden – gefragt werde, 
was das deutsche Gemeinwesen in beson-

Lehre); der Wissenschaftler schulde – im 
Unterschied zum Bürger – „das rechte 
Gebrauchmachen von seiner Freiheit“. 
Dieses Credo markiert Auftrag und Ver-
pflichtung rechtswissenschaftlicher For-
schung. Wird die Maxime beherzigt, kann 
die Kommunalrechtswissenschaft – gerade 
in Münster – auch in Zukunft schönsten 
„Blütezeiten“ entgegensehen. 

Erwiderung und Dank  
Prof. Dr. Dr. h.c. Dirk Ehlers, 
Münster

An einem Freitag, dem 13. das Wort zu 
ergreifen gilt als gefahrengeneigt. Aber 
da einer meiner Söhne vor einigen Jah-
ren an einem Freitag, dem 13. geheiratet 
hat und seine Frau an einem Freitag, dem 
13. geboren wurde, betrachte ich den Tag 
schon länger nicht mehr als Unglückstag. 
In dem Programm unserer Veranstaltung 
ist in Bezug auf meine Ansprache von Erwi-
derung und Dank die Rede. Den ersten Teil 
der nicht von mir stammenden Ankündi-
gung kann ich nicht einlösen, weil ich nicht 
wüsste, wie ich mit meinen Vorrednern 
jetzt in eine Diskussion oder gar ein Streit-
gespräch eintreten könnte. Alles was sie 
gesagt haben, scheint mir richtig zu sein, 
abgesehen von dem eingestreuten per-
sönlichen Lob, das ich nicht verdient habe. 
Umso mehr möchte ich den Akzent auf 
den zweiten Teil der Ankündigung legen: 
den Dank.
Ich habe in keiner Weise damit gerechnet, 
dass es zu meiner Verabschiedung eine 
besondere Feier geben wird, noch dazu in 
einem so festlichen Rahmen. Aber natür-
lich fühle ich mich überaus geehrt und 
danke dem Veranstalter vielmals. Mein 
erster Dank gilt Dir, lieber Janbernd, und 
Ihnen, lieber Herr Klein, für die freund
lichen einführenden Worte. In einem Kol-

kommunalen öffentlichen Einrichtungen. 
In einem im Saarland angesiedelten Fall 
ist eine solche ablehnende Entscheidung 
gerichtlich nicht akzeptiert worden; das 
grundgesetzliche Diskriminierungsverbot 
verbiete einer Kommune die Ungleichbe-
handlung einer nicht verbotenen politi-
schen Partei allein wegen ihrer Anschau-
ungen. Dem ist im Ergebnis zuzustimmen. 
Denn nach wie vor hat das BVerfG das 
Entscheidungsmonopol zur Frage der Ver-
fassungswidrigkeit einer politischen Partei 
(Art. 21 Abs. 4 n. F. GG). Das dürfte in 
unserem Kontext entscheidend sein und 
– falls man mit dieser Vokabel argumen-
tieren möchte – gleichsam als Vorstufe 
das Verdikt der „Verfassungsfeindlichkeit“ 
umschließen. Danach können Kommunen 
auch in Zukunft autoritativ verbindlich 
über die Verfassungsfeindlichkeit einer 
politischen Partei nicht befinden; andern-
falls könnte die Kompetenz des BVerfG für 
das Parteiverbot unterlaufen werden.

III. Unverzichtbarkeit  
der Kommunalrechtswissenschaft
Der Überblick zu einigen Konfliktfeldern 
kommunaler Selbstverwaltung hat das 
mitunter filigrane und nicht selten eher 
im Verborgenen wirkende Beziehungsge-
flecht zwischen Kommunalrechtswissen-
schaft und Praxis sichtbar werden lassen. 
Als „Praxis“ erscheinen dabei einerseits 
Gesetzgebung und Verwaltung, ande-
rerseits die Rechtsprechung. Die Staats-
funktionen agieren nach eigenen Ratio-
nalitäten. Gesetzgebung und Verwaltung 
entfalten sich vorzugsweise anhand der 
Koordinaten politischer Logik und Oppor-
tunität. Die Judikative ist nach der Ver-
fassung unabhängig und nur dem Gesetz 
unterworfen (Art. 97 Abs. 1 GG), bisweilen 
ist sie aber Gefangene eigener Präjudizien 
sowie einer „ständigen Rechtsprechung“ – 
und sei diese noch so angreifbar. 
Es ist die Wissenschaft, frei im Geiste und 
offen im Ausdruck, die verkrustete Struk-
turen analysieren, starre Fronten kritisieren 
und Entwicklungsperspektiven aufzeigen 
kann. In einem freiheitlichen Gemeinwe-
sen ist die Wissenschaft unverzichtbar; 
das gilt in Sonderheit für die Kommunal-
rechtswissenschaft, wie sie etwa vom FSI 
repräsentiert wird. Zum Gelingen einer 
konstruktiven Rechtswissenschaft braucht 
es allerdings mehr als das grundgesetzliche 
Freiheitsversprechen (Art. 5 Abs. 3 Satz 
1 GG). Gefordert ist die Verantwortung 
jedes einzelnen Wissenschaftlers. In seiner 
Abschiedsvorlesung am 28. Juni 2013 hat 
Dirk Ehlers die Verantwortung des Wis-
senschaftlers wie folgt umrissen: Von der 
Freiheit müsse Gebrauch gemacht werden, 
und zwar in einem positiven Sinne, näm-
lich der bestmöglichen Forschung (und 

Prof. Dr. Dirk Ehlers, Westfälische Wil-
helms-Universität Münster.
� Quelle: Laura Bärthel
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und Denkmalschutzrechts, des Sozial- und 
Umweltrechts sowie des Energie-, Veteri-
när- und Stiftungsrechts aufgegriffen, um 
nur einige zu nennen. Gerade die diesbe-
züglichen Arbeiten sind häufig bis heute 
Solitäre geblieben. Sie – aber auch die 
vielen Arbeiten aus den Kerngebieten des 
Kommunalrechts – vermitteln Orientierung 
mit Langzeitwirkung, wo es sonst nichts 
Fundiertes gibt. Mit einer solchen wissen-
schaftlichen Grundlegung ist den kommu-
nalen Gebietskörperschaften nach meiner 
festen Überzeugung mehr gedient als mit 
Schnellschüssen zu flüchtigen Tagesthe-
men. 
Später kam mit dem Sparkassenrecht ein 
weiteres kommunal- und wirtschaftsrecht-
liches Thema hinzu, das zwar von Anfang 
an im Fokus war, dem nunmehr aber 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
wurde und wird. Möglich geworden ist dies 
nur, weil es dank der Initiative von Herrn 
Kuhr und dem Einsatz von Herrn Ger-
lach gelungen ist, den Sparkassenverband 
Westfalen-Lippe neben dem Landkreistag 
NRW als weiteren Förderer zu gewinnen. 
Die Hauptlast der Betreuung der Arbeiten 
des Instituts lag in den Händen von Herrn 
Oebbecke, aber immerhin habe ich allein 
für acht sparkassenrechtliche Doktorarbei-
ten das Erstgutachten erstattet. Insgesamt 
finden sich in den 75 Bänden der Schrif-
tenreihe des Instituts 19 Publikationen zum 
Sparkassenrecht, verschiedene Tagungs-
bände mit eingerechnet. 
Nicht nur, aber vielleicht auch diese Anzahl 
rechtfertigt die Feststellung, dass das 
Freiherr-vom-Stein-Institut für das Spar-
kassenrecht zur ersten Adresse in Deutsch-
land geworden ist. Eine große Hilfe war 
bei alledem die Unterstützung von Herrn 
Präsidenten Gerlach. Während der Deut-
sche Sparkassen- und Giroverband immer 
streng darauf geachtet hat, sich nicht in 
die Karten schauen zu lassen und die – 
oftmals nur vermeintlichen – Geheimnisse 
zu wahren, haben sich der Sparkassen-
verband Westfalen-Lippe ebenso wie der 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen und 
die Kreise dem Freiherr-vom-Stein-Insti-
tut immer mit Rat und Tat zur Verfügung 
gestellt, ohne auf den Inhalt der Arbeiten 
oder die wissenschaftliche Unabhängigkeit 
Einfluss zu nehmen. 
Die Wahrung der Objektivität war uns 
auch im Übrigen ein wichtiges Anliegen. So 
haben Herr Oebbecke und ich – so weit ich 
mich erinnere – niemals dieselben Arbeiten 
des Instituts begutachtet, sondern immer 
außenstehende Hochschullehrer zur Erstat-
tung des Zweitgutachtens herangezogen, 
um von vornherein jeglicher Art von Kun-
gelei entgegenzuwirken.
Mittlerweise ist das Freiherr-vom-Stein-
Institut zwar zusammengeschrumpft. Wir 

tige Dezernentin des Landschaftsverban-
des Rheinland, ist Anfang der achtziger 
Jahre meine erste Studentische Hilfskraft 
in Münster geworden und Hermann Pün-
der, heute Professor an der Bucerius Law 
School in Hamburg, war nicht nur Assi-
stent an dem von mir geleiteten Institut 
für öffentliches Wirtschaftsrecht, sondern 
auch mein erster Habilitand. Sie können 
sich vorstellen, dass man solche Mitarbei-
ter nicht gerne ziehen lässt, aber wenn das 
Freiherr-vom-Stein-Institut ruft, sollte man 
sich dem nicht widersetzen.
Was die Arbeit des Instituts angeht, finde 
ich auch in der Rückschau, dass es gelun-
gen ist, frühzeitig wichtige Fragestellungen 
aufzugreifen. Davon habe ich in vielfältiger 
Weise persönlich profitiert. Ein Beispiel mag 
dies verdeutlichen. Im Jahre 1990 wurde 
ich gebeten, auf einer Kuratoriumssitzung 
des Freiherr-vom-Stein-Instituts über den 
Datenschutz der Kommunalverwaltung 
und auf einer im gleichen Jahr von Herrn 
Hoppe und Herrn Schink organisierten 
Tagung zur europäischen Integration über 
das Wirtschaftsverwaltungsrecht im euro-
päischen Binnenmarkt zu referieren. Beides 
waren damals – man mag es kaum glau-
ben – neuartige Themen. Das wirtschafts-
verwaltungsrechtliche Referat hat mich im 
Übrigen in der Folgezeit nicht mehr losge-
lassen, weil ich völlig gegen den Strich die 
Auffassung vertreten habe, dass es sich bei 
den europäischen Grundfreiheiten nicht 
nur um Diskriminierungs-, sondern auch 
um Beschränkungsverbote handelt. Dies 
hat weitreichende Auswirkungen. Ich habe 
das Thema kontinuierlich weiter verfolgt 
und viele wichtige Judikate des Europä-
ischen Gerichtshofs, die in meine Richtung 
gingen, positiv besprochen. Heute ist diese 
Konzeption der Grundfreiheiten communis 
opinio geworden. Was lehrt uns das? Dass 
das Freiherr-vom-Stein-Institut viel bewir-
ken kann.
So erstaunt es nicht, dass im Institut nicht 
weniger als vier Habilitationsschriften ent-
standen sind, nämlich die Arbeiten von 
Herrn Oebbecke, Herrn Schulte, Frau 
Faber und Herrn Pünder. Diese Arbeiten 
waren etwas Besonderes, ebenso wie die 
vielen Tagungsbände des Freiherr-vom-
Stein-Instituts. In erster Linie lebte und lebt 
das Institut jedoch von den Doktorarbei-
ten seiner Referentinnen und Referenten. 
Bis Ende der neunziger Jahre widmeten 
sich diese kommunalrechtlichen Themen 
im weitesten Sinne – das heißt im Sinne 
dessen, was die Kommunen angeht, nicht 
im Sinne der Prüfungsordnungen für das 
Staatsexamen. Neben klassischen kom-
munalrechtlichen Fragestellungen wurden 
auch kommunal bedeutsame Themen aus 
den Gebieten des Europarechts, des Haus-
halts- und Finanzrechts, des Kultur-, Schul- 

derer Weise kennzeichnet, pflege ich nicht 
zuletzt auch auf die kommunale Selbstver-
waltung hinzuweisen, die meines Erach-
tens Staat und Gesellschaft entscheidend 
mitprägt und trotz verschiedener Schwie-
rigkeiten Vorbild für andere Länder sein 
kann. Anfang der achtziger Jahre war es 
um die akademische Pflege des Kommu-
nalrechts nicht gut bestellt. Aktuelle und 
noch dazu anspruchsvolle Lehrbücher zum 
Kommunalrecht gab es kaum. Inzwischen 
ist die Lage zwar besser geworden. Aber 
ohne kontinuierliche wissenschaftliche und 
zugleich praxisrelevante Pflege wird das 
Rechtsgebiet verkümmern.
Aus den erwähnten Gründen freute es 
mich sehr, dass ich alsbald mit dem Frei-
herr-vom-Stein-Institut in Kontakt kam 
und schon 1985 – also vor mehr als drei-
ßig Jahren – in den Gremien mitarbeiten 
durfte. Dem Vorstand gehörten damals 
von Seiten der Universität Herr Hoppe und 
Herr Erichsen, von Seiten des Landkreista-
ges als Träger des Instituts dessen Haupt-
geschäftsführer, Herr Leidinger, an. Ohne 
Herrn Leidinger und Herrn Hoppe wäre es 
nicht zur Gründung des Instituts gekom-
men. Dankbar erinnere ich mich daran, 
wie beide – in den ersten Jahren noch in 
Zusammenarbeit mit Herrn Erichsen – über 
eine lange Zeit hinweg das Institut vorbild-
lich geführt haben. Nicht vergessen werde 
ich auch, wie mir Herr Leidinger mehrmals 
nahebrachte, dass der Kreis das Symbol der 
Vollkommenheit ist und es deshalb nichts 
Großartigeres auf dieser Welt geben könne, 
als sich auf Kreise einzulassen. Um sich mit 
den Landkreisen anzufreunden, bedurfte 
es dieser Hilfestellung indessen gar nicht. 
Hatte ich doch schon zuvor den Eindruck 
gewonnen, dass bei den damaligen Ober-
kreisdirektoren, den heutigen Landräten, 
ein besonders hohes Maß an Sachkunde 
und Verantwortungsbewusstsein vorzu-
finden war – was sich vielleicht zum Teil 
auf die besondere staatliche Anbindung 
sowie das preußische Erbe zurückführen 
lässt. Auch der damalige jugendliche Leiter 
des Freiherr-vom-Stein-Instituts schien mir 
vielversprechend zu sein. Die Person ken-
nen Sie ja alle. Dass Janbernd Oebbecke 
einmal mein Fakultätskollege werden 
und es zur Zusammenarbeit im Vorstand 
des Freiherr-vom-Stein-Instituts kommen 
würde, konnte ich damals freilich nicht 
ahnen.
Was gut begonnen wurde, setzte sich 
dann in der Zusammenarbeit mit Herrn 
Bauer, Herrn Schink und Herrn Klein fort. 
Von den vielen, immer überaus tüchtigen 
Leiterinnen und Leitern des Freiherr-vom-
Stein-Instituts möchte ich nur zwei weite-
re hervorheben, weil mich besonders viel 
mit Ihnen verbindet. Ich meine Frau Faber 
und Herrn Pünder. Angela Faber, die heu-
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kraftvoll wie in der Vergangenheit erhalten 
bleibt. Ich bin überzeugt davon, dass wir es 
weiterhin brauchen, auch über Nordrhein-
Westfalen hinaus.
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sollte das Institut allerdings nicht werden.
Wenn man aus Altersgründen aus einem 
Amt ausscheidet, darf man sich manch-
mal zum Abschied etwas wünschen. Das 
sei mir heute gestattet. Ich wünsche mir, 
dass das Freiherr-vom-Stein-Institut zum 
Nutzen von Wissenschaft und Praxis so 

haben keine Leiterin und keinen Leiter 
mehr, die Zahl der Referentenstellen wurde 
reduziert und die Sekretärinnenstelle ist 
uns abhanden gekommen, nachdem Frau 
Martellock in den Ruhestand eingetreten 
ist. Trotzdem lässt sich auch mit reduzierter 
Personalbesetzung arbeiten. Viel kleiner 

Vorstandssitzung am 22. September 2017  
in Bad Lippspringe 
Landräte sprechen mit Kommunalministerin 
Ina Scharrenbach –  
Aufgabenverteilung muss auf den Prüfstand  

Die nordrhein-westfälischen Landräte haben mit Kommunalministerin Ina Scharrenbach über effizientere Behörden, sinnvolle Auf-
gabenverteilung und angemessene Finanzierung des kreisangehörigen Raums gesprochen.  Dabei zeigte sich die Ministerin bereit, 
die kommunalen Finanzierungsstrukturen auf den Prüfstand zu stellen.  

Im Fokus der diesjährigen Vorstands-
sitzung des Landkreistags NRW in Bad 

Lippspringe im Kreis Paderborn stand das 
Gespräch mit der Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bauen und Gleichstellung, 
Ina Scharrenbach, über kommunalpoli-
tisch relevante Themen. Dabei sprachen 
sich die NRW-Landräte im Austausch mit 
der NRW-Ministerin unter anderem für 
eine effektive und effiziente Aufgabenver-
teilung, eine angemessene Finanzierung 
der Kreise, mehr Unterstützung bei der 
Refinanzierung der Soziallasten und eine 
Steigerung der Attraktivität des Ehren- und 
Hauptamtes im kreisangehörigen Raum 
aus. 
Angesichts der nach wie vor schwierigen 
kommunalen Haushaltslage ist es nach 
Auffassung der Landräte notwendig, in 

den Verwaltungen 
effektiver zu arbei-
ten. „Die Kommu-
nen in NRW sind 
einwohnerstark. 
Dennoch führt die 
derzeitige Auf-
gabenzuordnung 
dazu, dass NRW im 
bundesweiten Ver-
gleich vielfach über 
die – gemessen an 
den Einwohner-
zahlen – kleinsten 
Aufgabenträger 
verfügt“, sagte 
der Präsident des 
Landkreistages 
NRW, Landrat 
Thomas Hendele 
(Kreis Mettmann). 
Das sei weder effi-
zient noch wirt-

schaftlich. Zudem werde es angesichts der 
zunehmenden Komplexität vieler Aufga-
ben und des sich verschärfenden Fach-
kräftemangels immer schwieriger, fachlich 
geeignetes Personal zu finden. Deshalb 
gehöre insbesondere die Aufgabenvertei-
lung im kreisangehörigen Raum auf den 
Prüfstand. 
Dies gilt nach Ansicht der Landräte auch bei 
der aufgabenträgerunabhängigen Zusam-
menarbeit, die kleinen Kommunen die 
Möglichkeit einräumt, Aufgaben gemein-
sam zu übernehmen: „Diese Zusammenar-
beit sollte an die Bedingung geknüpft wer-
den, dass alle Kommunen wirtschaftlicher 
und effektiver arbeiten können,“ betonten 
die Landräte im Gespräch mit Ministerin 
Ina Scharrenbach. Ziel sollte sein, Dienstlei-
stungen so ortsnah wie möglich, aber auch 

so fachlich und wirtschaftlich wie nötig 
anzubieten. Ministerin Ina Scharrenbach 
bestätigte diese Erfahrung: Es sei in der 
Tat immer schwieriger, Fachkräfte zu fin-
den. Dabei zeigte sie zurückhaltendes Ver-
ständnis für eine Debatte darüber, ab wel-
cher Größe welche Aufgabe Sinn mache. 
Gerade auch mit der Digitalisierung der 
öffentlichen Verwaltung sei eine effiziente 
Bündelung sinnvoll. 
Auch sprachen die Landräte mit Ministe-
rin Ina Scharrenbach über die Zukunft des 
kommunalpolitischen Ehren- und Haupt-
amtes: „Es wird zunehmend schwieriger, 
Menschen für unsere Arbeit zu begeistern 
und zu gewinnen,“ brachten die Landrä-
te ihre Sorge zum Ausdruck, künftig keine 
Nachfolger mehr zu finden. Das kommu-
nalpolitische Ehren- und Hauptamt müsse 
attraktiver gestaltet werden. Dazu gehöre 
auch, dass die kommunalpolitische Tätig-
keit adäquat honoriert werde und Unter-
schiede zwischen dem kreisangehörigen 
und dem kreisfreien Raum abgeschafft 
würden. Es sei vor allem eine Frage der 
Wertschätzung der Menschen, die sich 
in den Kreisen und im kreisangehörigen 
Raum kommunalpolitisch engagieren. 
Weiterhin kritisch äußerten sich die Land-
räte über die Entwicklung der finanziellen 
Rahmenbedingungen im kreisangehörigen 
Raum: „Die Kreise übernehmen seit Jahr-
zehnten immer mehr Aufgaben, insbe-
sondere im sozialen Bereich.“ Mittlerweile 
würden die Kreise über 80 Prozent der Sozi-
allasten im kreisangehörigen Raum tragen. 
Gleichwohl seien die Mittelzuweisungen 
des Landes an die Kreise seit den 1980er 
Jahren nicht mehr angepasst worden. 
„Dieses Thema bleibt auch gegenüber der 
neuen Landesregierung auf unserer Agen-
da“, betonten die Landräte im Gespräch 

Das Präsidium des LKT mit Kommunalministerin Ina Scharrenbach.
� Quelle: LKT NRW
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überprüfen. Im Anschluss an das Gespräch 
mit der Ministerin begrüßten die Landräte 
die Umsetzung des Kommunalinvestitions-
förderungsgesetzes zur Verbesserung der 
Schulinfrastruktur auf Landesebene. Dabei 
bewerteten sie positiv, dass bei den Krite-
rien zur Bestimmung der Finanzschwäche 
wesentliche Interessen der Kommunen 
berücksichtigt worden seien. Darüber 
hinaus sprachen die Landräte über die in 
den Landtag eingebrachten Vorhaben 
der neuen Landesregierung, darunter das 
sogenannte Entfesselungspaket I, das Kin-
dergartenrettungsprogramm, den aktuel-
len Stand zum Erhalt von Förderschulen 
sowie den aktuellen Stand bei der Umset-
zung des Bundesteilhabegesetzes in NRW 
und der Umsetzung des Unterhaltsvor-
schussgesetzes.
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Kreisfinanzausgleichs bei einer verbesser-
ten Finanzlage der Kommunen aufgrund 
steigender Steuereinnahmen und zusätz-
licher Bundes- und Landeshilfen in den 
letzten Jahren geringer aus, grundsätzlich 
bestünde aber weiterhin ein Ungleichge-
wicht. „Das Problem besteht angesichts 
der hohen kommunalen Verschuldung 
weiter.“ Die Kommunen seien mit mehr als 
63,3 Milliarden Euro verschuldet. 
Die Ministerin erklärte, man sei „zu Ver-
änderungen bereit, auch in der Frage der 
fiktiven Hebesätze“. Dabei griff sie die 
Forderungen des Landkreistags NRW auf 
und signalisierte die Bereitschaft, diese in 
den Überlegungen zu einer Finanzierungs
reform einzubeziehen. Zudem habe man 
im Koalitionsvertrag festgehalten, eine 
weitere Begutachtung des kommunalen 
Finanzausgleichs in Auftrag zu geben und 
dabei insbesondere die sogenannte „Ein-
wohnerveredelung“ wissenschaftlich zu 

mit der Ministerin. Diese signalisierte die 
Bereitschaft der CDU-/FDP-Landesregie-
rung, die kommunalen Finanzstrukturen 
in NRW auf den Prüfstand zu stellen und 
betonte, sie habe immer die Auffassung 
vertreten, wonach „das Geld der Aufgabe 
folgen solle“.
Die Landräte begrüßten die Bereitschaft 
der Landesregierung, in der nun begon-
nenen Legislaturperiode das kommunale 
Finanzsystem zu überprüfen und grundle-
gende Gerechtigkeitslücken in der Kommu-
nalfinanzierung beseitigen zu wollen. Sie 
erinnerten dabei auch an die Feststellung 
des Verfassungsgerichtshofes des Landes 
NRW vom Mai 2016, dass es im Hinblick 
auf die Berücksichtigung der Soziallasten 
im kreisangehörigen Raum zu „Verwer-
fungen“ und „Verzerrungen“ komme, die 
auf Dauer nicht mehr als verfassungskon-
form angesehen werden könnten. Zwar 
fielen die negativen Auswirkungen des 

Dr. André Weßling ist neuer Referent  
beim Landkreistag NRW

Der Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
hat einen neuen Fachreferenten im 

Sozialdezernat: Dr. André Weßling folgt 
auf Kirsten Rüenbrinck, die nach knapp 
drei Jahren Dienstzeit beim Landkreistag 
NRW als stellvertretende Geschäftsführe-
rin des Jobcenters in den Kreis Paderborn 
gewechselt ist. André Weßling hat das 
Referat 2.1 mit den Schwerpunkten Sozi-
ales, Jugend und Familie am 1. Oktober 
2017 übernommen. 
Der 31-Jährige ist promovierter Jurist und 
hat in Münster und Exeter studiert. In 
der Zeit von 2007 bis 2014 war er an der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Uni 
Münster als studentischer und später als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehr-
stuhl von Prof. Dr. Janbernd Oebbecke, 
Geschäftsführender Direktor des Kommu-
nalwissenschaftlichen Instituts sowie des 

Freiherr-vom-Stein-Instituts, tätig. Dort 
befasste er sich bereits aus wissenschaft-
licher Sicht intensiv mit verwaltungsrecht-
lichen bzw. öffentlich-rechtlichen Frage-
stellungen. Nach seinem Referendariat in 
Münster arbeitete er für die internationale 
Wirtschaftskanzlei „Bird & Bird LLP“ am 
Standort Düsseldorf. 
Als Referent beim Landkreistag NRW 
übernimmt Dr. Weßling die Bereiche Pfle-
ge- und Sozialhilferecht. Zudem gehören 
Fragen zum Bundesteilhabegesetz sowie 
das Themenfeld Kinder, Jugend und Fami-
lie zu seinen Schwerpunkten. Darüber hin-
aus wird Dr. André Weßling im Dezernat 
des Hauptgeschäftsführers für dezernats-
übergreifende Fragestellungen eingesetzt.
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Fachliche Steuerung der  
Frühförderung im Kreis Gütersloh
Von Kreisdirektorin Susanne Koch, Kreis Gütersloh

Die Frühförderung wird im Kreis Gütersloh fachlich durch die Anlauf- und Diagnostikstelle „Frühe Hil-
fen“ gesteuert. Primäre Aufgabe ist es, die Bedarfe der Kinder im Bereich der solitären heilpädagogischen 
Frühförderung zu ermitteln und so einen niederschwelligen und leistungsanbieterunabhängigen Zugang 
zu passgenauen Hilfen zu gewährleisten. 

Ist ein Kind im Vorschulalter behindert 
oder von einer Behinderung bedroht, hat 

es einen gesetzlichen Anspruch auf Früh-
förderung. Bei der Frühförderung handelt 

es sich um ein niederschwelliges Angebot, 
das von betroffenen Kindern und deren 
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lichen Fallzahlen seit Einführung im Jahr 
2010 von 559 Kindern auf nunmehr 359 
Kinder im Jahr 2015 gesenkt werden. Der 
Aufwand im Bereich der solitären heilpäd-
agogischen Frühförderung reduzierte sich 
in vorgenanntem Zeitraum von 1.675.000 
Euro auf 920.000 Euro.
Auch im Bereich der interdisziplinären 
Frühförderung kommt der Anlauf- und 
Diagnostikstelle eine entscheidende 
Bedeutung zu. Aufgabe ist es hier, im Rah-
men eines Clearingverfahrens die Förder- 
und Behandlungspläne auf Nachvollzieh-
barkeit zu prüfen. 
Dies erfolgt entweder auf Grundlage des 
eingereichten Förder- und Behandlungs-
planes oder, sofern die Personensorgebe-
rechtigten zustimmen, durch Teilnahme 
einer Vertreterin der Anlauf- und Dia-
gnostikstelle an den Fallkonferenzen. In 
den Fallkonferenzen wird der Förderbe-
darf eines Kindes zur medizinischen und 
sozialen Rehabilitation vorgestellt und auf 
dieser Grundlage ein Förder- und Behand-
lungsplan erstellt. 
Dieser beinhaltet u.a. Ziele, Schwerpunkte 
der Förderung sowie Angaben zu Art und 
Umfang der Hilfe. 
Durch die unmittelbare Teilnahme an den 
Fallkonferenzen soll ein weitgehender Blick 
auf die Gesamtumstände des Einzelfalls 
gewährleistet werden. Zudem können 
Rückfragen des Sozialhilfeträgers direkt 
und sofort mit den fachlichen Instanzen 
geklärt werden.
Die ärztliche Diagnostik und die Beratung 
der Fachkräfte im Förderverlauf erfolgt 
durch Fachärztinnen für Kinderheilkun-
de des Kreises Gütersloh. Der Abschluss 
einer entsprechenden Kooperationsver-
einbarung der Leistungsanbieter mit dem 
hiesigen Gesundheitsdienst ist zwingen-
de Voraussetzung für den Betrieb einer 
interdisziplinären Frühförderstelle im Kreis 
Gütersloh.
Durch das im Jahr 2011 implementierte 
Clearingverfahren konnten die durch-
schnittlichen Fallzahlen im Bereich der 
Komplexleistung in den Jahren 2012 bis 
2016 trotz Ausweitung der Anbieterland-
schaft relativ konstant gehalten werden. 
Die Anzahl der Kinder erhöhte sich in die-
sem Zeitraum von 453 Kindern auf 480 
Kinder.
Die Entwicklungen der vergangenen 
Jahre belegen, dass die sich örtliche Auf-
gaben- und Finanzierungsverantwortung 
für die Frühförderung bewährt hat. Im 
Kreis Gütersloh konnten gute Strukturen 
aufgebaut und notwendige Kompetenzen 
erworben werden. 
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dardisiertes Testverfahren eingesetzt. Aber 
auch die Beobachtungen der Fachkräfte 
spielen eine entscheidende Rolle bei der 
Feststellung der Förderbedarfe.
Nach Auswertung der diagnostischen 
Ergebnisse wird eine fachlich begründete 
pädagogische Stellungnahme gefertigt. 
Sie umfasst die relevanten anamnesti-
schen Daten, eine Zusammenfassung der 
Beobachtungen der Eltern und ggf. der 
Kindertageseinrichtungen, die Ergebnisse 
der Befunderhebung unter Angabe der 
angewandten Testverfahren, das über-
geordnete Teilhabeziel, die zu setzenden 
Schwerpunkte der Förderung und eine 
Empfehlung über Art und Umfang der 
Hilfe unter Berücksichtigung der sozial-
hilferechtlichen Notwendigkeit. Hierbei 
werden auch medizinisch-therapeutische 
Leistungen wie z.B. Logopädie, Ergo- oder 
Physiotherapie in den Blick genommen, 
um so eine passgenaue Hilfe für das Kind 
zu ermöglichen. 
Die Stellungnahme wird den Eltern in 
einem abschließenden Gespräch ausführ-
lich erläutert. Es wird sehr großen Wert 
darauf gelegt, dass die Stellungnahme so 
verfasst wird, dass sie für Eltern schlüs-
sig, nachvollziehbar und verständlich ist 
und gleichzeitig der behandelnde Kinder-
arzt über den Entwicklungsstand und die 
Förderbedarfe des Kindes informiert wird. 
Im Falle einer Leistungsbewilligung ist sie 
ebenfalls Arbeitsgrundlage für den Lei-
stungsanbieter.
Die Frühförderung selbst erfolgt durch 
eine breite Anbieterlandschaft. Im Verlauf 
der Förderung wird der Förderbedarf der 
Kinder, sofern die Fortsetzung der Hilfe 
seitens der Eltern beantragt wird, im Rah-
men einer Verlaufsdiagnostik festgestellt. 
Auf diese Weise ist ein leistungsanbiete-
runabhängiger Zugang und Verbleib im 
Hilfesystem gewährleistet.
Auch während des Förderprozesses stehen 
die Mitarbeiterinnen der Anlauf- und Dia-
gnostikstelle den Eltern für die Beantwor-
tung von Fragen zur Verfügung. Zudem 
findet, sofern erforderlich, ein Austausch 
mit den Frühförderfachkräften hinsichtlich 
der Entwicklung der Kinder im Verlauf der 
Förderung statt.
Unabhängig von der tatsächlichen Durch-
führung von Frühfördermaßnahmen stellt 
die Stärkung der Eigenkompetenz der 
Eltern behinderter oder von Behinderung 
bedrohter Kinder ein wichtiges Ziel der 
Anlauf- und Diagnostikstelle dar.
Die Einrichtung der Anlauf- und Diagno-
stikstelle ist eine Erfolgsgeschichte. 
Durch den niederschwelligen Zugang 
konnten in den vergangenen Jahren 
viele Familien erreicht und deren Kinder 
in passgenaue Hilfen vermittelt werden. 
Des Weiteren konnten die durchschnitt-

Eltern ohne den Einsatz eigener finanziel-
ler Mittel in Anspruch genommen werden 
kann.
Der Gesetzgeber hat mit den Regelun-
gen zur Frühförderung in den Sozialge-
setzbüchern IX und XII und in der Früh-
förderungsverordnung sowie den damit  
einhergehenden Gesetzesbegründun-
gen die Wichtigkeit insbesondere dieser 
Maßnahmen für Kinder im Vorschulalter 
betont. 
Durch die gezielte und spezifische Förde-
rung sollen die Entwicklungsdefizite von 
Kindern, die behindert oder von Behinde-
rung bedroht sind, bis zum Eintritt in die 
Schule soweit wie möglich gemildert bzw. 
beseitigt werden.
Bei der Frühförderung ist zwischen der soli-
tären heilpädagogischen Frühförderung, 
die im Kreis Gütersloh bereits seit vielen 
Jahren durchgeführt wird, und der seit 
dem Jahr 2007 im Kreis Gütersloh ange-
botenen Komplexleistung, bei der sowohl 
medizinisch-therapeutische als auch heil-
pädagogische Förderung durch ein inter-
disziplinäres Team in fünf Interdisziplinä-
ren Führförderstellen erbracht werden, zu 
unterscheiden. 
Die Frühförderung wird im Kreis Gütersloh 
seit 2010 fachlich durch die Anlauf- und 
Diagnostikstelle „Frühe Hilfen“ gesteuert, 
die personell mit Heilpädagoginnen besetzt 
ist und organisatorisch der Abteilung Sozi-
ales des Kreises Gütersloh zugeordnet ist. 
Auf diese Weise ist es gelungen, die Fach- 
und Finanzverantwortung in einer Hand zu 
bündeln. 
Im Bereich der solitären heilpädagogischen 
Frühförderung wird in einem dreistufigen 
Verfahren aus Anamnese, Diagnostik und 
Auswertungsgespräch der individuelle För-
derbedarf der Kinder festgestellt. 
Die Eltern werden überwiegend durch den 
Kinderarzt oder die Kindertageseinrichtun-
gen auf das Angebot der Anlauf- und Dia-
gnostikstelle aufmerksam gemacht.
In der Anamnesephase machen sich die 
Fachkräfte im Erstkontakt mit den betrof-
fenen Familien ein Bild von den Einschrän-
kungen des Kindes und der Belastungssi-
tuation des gesamten Familiensystems. 
Zudem wird Einblick in den Mutterpass 
und das Vorsorgeheft genommen. Die 
Eindrücke der Eltern werden über einen 
Elternfragebogen ermittelt. Darüber hinaus 
wird vor der heilpädagogischen Diagnostik 
eine Stellungnahme des Kinderarztes zum 
möglichen Förderbedarf des Kindes einge-
holt. Die Erstberatung birgt für den Sozial
hilfeträger die Möglichkeit der gezielten 
Hilfesteuerung und der damit im Einzelfall 
vom Sozialhilfeträger zu übernehmenden 
Kosten.
Im Rahmen der heilpädagogischen Dia-
gnostik wird nach Möglichkeit ein stan-
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Der Kreis Borken, Fachbereich Soziales, 
übernimmt zurzeit die Kosten für die 

schulische Begleitung in Regelschulen 
für ca. 125 Kinder mit einer Behinderung 
(Stand 31.08.2017). In die Antragsverfah-
ren einbezogen sind die jeweiligen Schulen 
und die Heilpädagoginnen bzw. Jugend-
ärzte/innen des Fachbereichs Gesundheit 
des Kreises Borken. In der Regel wird jedes 
Kind in der Kindertagesstätte (vor der Ein-
schulung) oder in der Schule jährlich bzw. 
bei Bedarf auch mehrmals im Jahr besucht, 
um vor Ort dessen Entwicklung zu beurtei-
len und so eine individuell passende Schul-
begleitung zu installieren. Der ermittelte 
individuelle Begleitbedarf wird dann in 
Absprache mit den beteiligten Lehrkräften 
und den Eltern vom Fachbereich Soziales 
festgelegt.

Berücksichtigung der  
individuellen Situation  
des Kindes
Die Anträge der Erziehungsberechtigten 
auf Übernahme der Kosten der schulischen 
Begleitung des jeweiligen Kindes erfolgen 
meist in dem Umfang, dass eine Begleit-
kraft für das gesamte Schuljahr beantragt 
wird.
Praxis ist allerdings, dass nur 50 Prozent 
der Fälle antragsgemäß bewilligt werden 
können. In den übrigen Fällen erfolgt eine 
modifizierte Bewilligung. Je nach Erforder-
nissen kommen dabei unterschiedlichste 
Konstellationen zum Tragen, dazu einige 
Beispiele:
•	 �Zwei oder drei Kinder einer Schulklasse 

teilen sich eine Schulbegleitung oder 1,5 
Schulbegleiter-Stellen. 

•	 �Morgens übernehmen zwei Kräfte die 
Begleitung, nachmittags nur noch eine 
Person. 

•	 �Die Begleitung erfolgt nicht für den 
gesamten Schultag, sondern beispiels-
weise nur für den Sportunterricht, nur 

für die Kulturfächer, nur für die ersten 
zwei, drei, vier Stunden, nur ab der 
ersten großen Pause, nur für die ersten 
sechs Wochen des Schuljahres oder nur 
bis zu den Herbst-, Weihnachtsferien, 
bis zum Ende des ersten Schulhalbjahres 
usw. 

Um der jeweiligen Situation eines Kin-
des gerecht zu werden, können also ganz 
unterschiedliche Lösungen möglich sein. In 
dieser Differenziertheit bieten die Schulbe-
gleitungsmodelle dem einzelnen Kind indi-
viduell abgestimmte Entwicklungsmöglich-
keiten in der Schule. Gleichzeitig können 
diese Begleitmodelle ggf. eine Kostener-
sparnis für den Sozialhilfeträger zur Folge 
haben. 

Erfolgsfaktoren für die  
individuellen Begleitmodelle

1.	Einbindung der Erziehungsberechtigten
Die Erziehungsberechtigten werden in 

der Regel in die 
Kindertagesstätte 
oder Schule einge-
laden, um gemein-
sam mit der Schule 
und den Mitarbei-
terinnen des Fach-
bereichs Gesund-
heit über den indi-
viduellen Begleit-
bedarf des Kindes 
zu sprechen. 
Kommt ein Termin 
mit den Eltern in 
der Schule nicht 
zustande, erfolgt 
eine telefonische 
Kontaktaufnah-

me, um sich über 
die Beobachtungen 
und Einschätzun-
gen mit den Eltern 
auszutauschen. 

Wenn eine Schulbegleitung zum Beispiel 
aus pädagogischer Sicht nicht oder zur-
zeit nicht sinnvoll erscheint, so wird dieses 
ebenfalls mit den Eltern besprochen. Durch 
die Einbindung der Erziehungsberechtigten 
und die Transparenz im Entscheidungspro-
zess erhöht sich die Akzeptanz für die dann 
durch den Fachbereich Soziales zu treffen-
de Entscheidung. Widersprüche durch die 
Erziehungsberechtigten gegen von dort 
erteilte Bescheide wurden in den letzten 
vier Jahren nicht mehr eingelegt.
2.	Ansprechpersonen vor Ort
Die Fachbereiche Gesundheit und Sozi-
ales der Kreisverwaltung Borken sind vor 
Ort für die Eltern, die Schulen und die Lei-
stungsanbieter ansprechbar. Diese räumli-
che Nähe wird für persönliche Gespräche 
in der Verwaltung, in der Schule oder bei 
den Leistungsanbietern genutzt. Insbeson-
dere für die Eltern ist die Kreisverwaltung 
Borken eine ortsnah erreichbare Anlauf-
stelle. 

Schulbegleitung im Kreis Borken –  
individuelle Begleitmodelle und  
schulische Budgets als Erfolgsfaktoren
Von Gisela Schäpers, Behindertenbeauftragte des 
Kreises Borken und Leiterin der Abteilung „Hilfen bei 
Behinderung“ im Fachbereich Soziales und Andreas 
Hemker, stellvertretender Behindertenbeauftragter 
und Sachbearbeiter im Bereich „Eingliederungshilfe“, 
Kreis Borken

Passgenaue individuelle Schulbegleitung und kostenbewusstes Handeln des zuständigen örtlichen 
Sozialhilfeträgers müssen kein Widerspruch sein. Der Kreis Borken beschreibt hier seine Ansätze und 
Handlungsweisen bei der Gestaltung dieses vermeintlichen „Spagats“.

Karin Ostendorff, Leiterin des Fachbereichs Soziales, und ihr Mit-
arbeiter Andreas Hemker befassen sich gemeinsam mit der Kreis-
behindertenbeauftragten Gisela Schäpers mit der Themenstellung 
„individuelle Begleitmodelle und schulische Budgets“.
� Quelle: Kreis Borken
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rungen werden anschließend auch von den 
jeweiligen Erziehungsberechtigten unter-
schrieben. Um die Umsetzung des Stun-
denbudgets fachlich zu begleiten, nehmen 
die Heilpädagoginnen mehrmals jährlich 
Ortstermine in den betreffenden Schulen 
wahr.
Die vier Förderschulen mit dem Förder-
schwerpunkt „Geistige Entwicklung“ im 
Kreisgebiet werden durch eine pauscha-
le Finanzierung bei der Schulbegleitung 
unterstützt, damit der Einsatz der Schulbe-
gleitung jeweils flexibel und bedarfsorien-
tiert erfolgen kann. Mit diesen Förderschu-
len bestehen jeweils Vereinbarungen über 
die Finanzierung der Schulbegleitung. Die 
Schulen bestimmen dabei in eigener Regie, 
wie die Schulbegleitung vor Ort umgesetzt 
wird.
Nähe, Orts- und Anbieterkenntnis, trans-
parente Verfahrensweise und intensive 
Kommunikation zwischen den Akteu-
ren ermöglichen so im Kreis Borken eine 
schnelle, passgenaue und kostengünstige 
Bedarfsdeckung in Sachen Schulbeglei-
tung. Es gibt also gute Gründe, die guten 
Lösungen „vor Ort“ zu stützen und even-
tuelle Änderungen bei den Zuständig-
keiten in der Eingliederungshilfe nur mit 
Augenmaß anzugehen.
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Begleitkraft gefunden werden, die 
ebenfalls bereit ist, am Schwimmun-
terricht teilzunehmen und die auch im 
Umkleidebereich beim An- und Auszie-
hen behilflich sein kann? 

•	 �Das Kind Z hat eine Mehrfachbehinde-
rung und zusätzlich noch eine Diabetes-
Problematik. Gibt es eine Schulbeglei-
tungskraft mit einer entsprechenden 
medizinischen Ausbildung oder ist eine 
Begleitkraft bereit, diese kurzfristig zu 
erwerben?

Schulische Budgets –  
„Freiheit“ für die Schulen 
zum Vorteil aller Akteure
Mit drei Grundschulen im Kreis Borken 
wurden Vereinbarungen über ein Inklu-
sionsbudget abgeschlossen. Den Schulen 
wird dabei ein Stundenbudget zur Verfü-
gung gestellt, das sich am individuell fest-
gestellten Bedarf eines jeden Kindes orien-
tiert. Innerhalb dieses Budgets organisiert 
die Schule die schulische Begleitung der 
Kinder mit Behinderung eigenverantwort-
lich. 
Das von ihr ermittelte Stundenbudget 
wird dann gemeinsam mit dem Schulamt, 
den Heilpädagoginnen des Fachbereichs 
Gesundheit, dem Leistungsanbieter und 
dem Fachbereich Soziales als Kostenträger 
kommuniziert. Entsprechende Vereinba-

3.	�Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe/
Vielfalt und Flexibilität bei den Lei-
stungsanbietern

Jugendhilfe und Sozialhilfe treten gemein-
sam an die verschiedenen Leistungsan-
bieter heran, um Leistungsvereinbarun-
gen abzuschließen. Die Jugendhilfe ist ein 
wertvoller Partner, um kostenträgerüber-
greifend Begleitbedarfe individuell und 
optimal auszugestalten.
Durch Ausweitung der Trägerlandschaft ist 
es möglich geworden, schneller auf kurzfri-
stige Begleitbedarfe zu reagieren. Teilweise 
haben sich Anbieter auf bestimmte Behin-
derungsbilder spezialisiert. Andere Anbie-
ter konzentrieren sich auf die Begleitung 
von Kindern in bestimmten Schulen und 
haben daher ihr Begleitkonzept inhaltlich 
neben den Bedürfnissen der Kinder auch 
an die Bedürfnisse der Schule angepasst. 
Mit allen Anbietern finden regelmäßig und 
kurzfristig Abstimmungsgespräche statt. 
Bei der kurzfristigen Suche einer passenden 
Begleitkraft werden beispielsweise folgen-
de Fragen gestellt: 
•	 �Gibt es für das Kind W eine männliche/

weibliche, junge/ besonders erfahrene 
Begleitkraft? 

•	 �Kann für den Jungen X nur für zwei 
Stunden Sportunterricht in der Woche 
eine Kraft gefunden werden? 

•	 �Kann für das Mädchen Y nur für den 
Schwimmunterricht eine weibliche 

Die Umsetzung des  
Bundesteilhabepakets 
Von Juliane Lamotte, Referentin im Sozialdezernat 
beim Landschaftsverband Westfalen-Lippe

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) hat das Recht der Eingliederungshilfe aus dem Zwölften Sozialgesetzbuch (SGB XII) herausge-
löst und im zweiten Teil des SGB IX geregelt. Erstmals in der Rechtsgeschichte der Bundesrepublik ist ein Sozialgesetz mit einer 
Klausel zur Bewertung der finanziellen Folgen (Finanzevaluation) versehen worden. Das Gesetz bedarf noch der Umsetzung durch 
ein Ausführungsgesetz des Landes. Im Entwurf dieses Ausführungsgesetzes wird den Landkreisen ab dem Jahr 2020 die Aufgabe 
übertragen, die existenzsichernden Leistungen für Personen zu erbringen, die bislang in stationären Einrichtungen leben. Der Artikel 
gibt einen Überblick über die vom Bundesgesetzgeber vorgesehene Überprüfung des neuen Rechts („Evaluation“) und über deren 
aktuellen Umsetzungsstand.

Ziele des BTHG

Durch das Gesetz soll das Recht der  
Eingliederungshilfe zu einem modernen 
Teilhaberecht weiterentwickelt werden. 
Im Mittelpunkt soll der Mensch mit sei- 
nen behinderungsspezifischen Bedarfen 
stehen. 
Das Kernziel: Die Verbesserung der 
Lebenssituation von Menschen mit Behin-
derungen, ohne gleichzeitig eine neue 
Ausgabendynamik entstehen zu lassen. 

Inkrafttreten des BTHG und 
Evaluation

Die erste der insgesamt vier Reformstu-
fen des Gesetzes ist zum 1.1.2017 in Kraft 
getreten. Zum 1.1.2018 folgen weitere 
Regelungen. Wesentliche Vorschriften 
treten zum 1.1.2020 in Kraft. Erst zum 
1.1.2023 soll der berechtigte Personen-
kreis durch ein weiteres Gesetz neu gere-
gelt werden. Obwohl wesentliche Vor-
schriften also noch nicht in Kraft sind, ist 

bereits in diesem Jahr eine umfangreiche 
Überprüfung der Neuregelungen gestar-
tet.  Der Grund liegt darin, dass die mög-
lichen Wirkungen der neuen Regelungen 
während des Gesetzgebungsverfahrens 
sehr kontrovers diskutiert worden sind.  
Insbesondere bestanden erhebliche Unsi-
cherheiten  zu den Wirkungen der erfor-
derlichen Anpassungsprozesse, zum Perso-
nenkreis der Leistungsberechtigten sowie 
der finanziellen Auswirkungen der mit dem 
BTHG eingeführten Normen. Um sicherzu-
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besondere Leistungen für Schulbegleiter 
und Inklusionshelfer sowie Leistungen im 
Rahmen der Frühforderung, Behinderten-
fahrdienste und Hilfsmittel. Für Personen 
in Kindertageseinrichtungen sowie in der 
Kindertagespflege sollen allerdings künftig 
die Landschaftsverbände die Leistungen 
der Eingliederungshilfe erbringen.
Beide Landschaftsverbände haben gemein-
sam ein Verbundprojekt zur Abgrenzung 
der Leistungen der Eingliederungshilfe 
(Fachleistung) von den Leistungen nach 
dem Dritten und Vierten Kapitel SGB XII 
(existenzsichernde Leistungen) entwickelt 
und die Förderung beantragt. Die inten-
sive Beteiligung der Kreise und kreisfreien 
Städte ist dabei zwingend. Das Modellpro-
jekt überprüft insoweit die fachlichen und 
finanziellen Auswirkungen des BTHG. Mit 
dem Modellprojekt soll unabhängig von 
der Wohnform ein einheitliches Leistungs- 
und Finanzierungssystem entwickelt und 
erprobt werden. Noch im November 2017 
soll in einer Bund-Länder-Besprechung 
grundsätzliches Einvernehmen über die 
zu fördernden Modellprojekte hergestellt 
werden.  

c)	�Wirkungsuntersuchung  
leistungsberechtigter Personenkreis 
(Art. 25 V BTHG)

Mit dem BTHG sollen auch die Vorausset-
zungen für den Zugang zu den Leistungen 
der Eingliederungshilfe neu gefasst wer-
den. Sie sollen – dem in der UN-Behinder-
tenrechtskonvention gefassten Verständ-
nis von Behinderung entsprechend – an 
Teilhabeeinschränkungen anknüpfen und 
nicht mehr an individuellen Defiziten fest-
gemacht werden. Zugleich ist es Intention 
des Bundesgesetzgebers, dass durch eine 
Neufassung der Voraussetzungen keine 
Veränderung des leistungsberechtigten 
Personenkreises eintritt. Er soll weder ein-
geschränkt noch ausgeweitet werden. Der 
Gesetzgeber hat daher in Artikel 25a des 
BTHG zu § 99 SGB IX-neu eine Neudefi-
nition des leistungsberechtigten Personen-
kreises normiert, deren rechtliche Wirkun-
gen in den Jahren 2017 und 2018 unter-
sucht werden sollen.
Dieses Forschungsvorhaben ist an das ISG 
und an transfer – Unternehmen für soziale 
Innovation – vergeben worden. Die Unter-
suchungsergebnisse sollen bis zum 30. Juni 
2018 dem Deutschen Bundestag vorgelegt 
werden. Im Anschluss folgt die Einbezie-
hung in die modellhafte Erprobung. 
Das ISG hat nach Abstimmung mit dem 
Deutschen Landkreistag (DLT) und dem 
Deutschen Städtetag (DST) und der BAGüS 
die Träger der Sozialhilfe um Unterstüt-
zung bei der Datenerhebung gebeten. 
Insgesamt beabsichtigt das ISG, bis Ende 
2017 in jedem Bundesland 120 Akten und 

Arbeit und Soziales (BMAS) beabsichtigt, 
den Auftrag für die Hauptuntersuchung im 
1. Halbjahr 2018 zu vergeben.
Sollte die Finanzevaluation ergeben, dass 
die Prognose des Bundesgesetzgebers 
richtig ist, kommt es nicht zu einer Mehr-
belastung bei den Ländern und Kommu-
nen. Sollte sie hingegen ergeben, dass eine 
Mehrbelastung stattfindet, müsste der 
Bundesrat eine Gesetzesinitiative für einen 
Ausgleich in den Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen ergreifen. 

b)	�Modellhafte Erprobung der Wirkungen 
(Art. 25 III BTHG)

Die Wirkungen der reformierten Einglie-
derungshilfe sollen noch vor Inkrafttreten 
der neuen Regelungen in ihren praktischen 
Auswirkungen modellhaft erprobt werden. 
In Modellprojekten bei den Trägern der 
Eingliederungshilfe soll in jedem Bundes-
land die Wirkung des zukünftigen Rechts – 
z.B. „virtuell“ anhand konkreter Einzelfälle 
– bereits im Vorfeld ermittelt werden. 
Die Auswahl der Modellregionen, die sich 
auf der Grundlage einer Förderrichtlinie 
beworben haben, soll bis Ende 2017 durch 
das BMAS im Einvernehmen mit den Län-
dern erfolgen. Die Modellprojekte sollen 
am 1. Januar 2018 beginnen.
Die modellhafte Erprobung wird begleitend 
wissenschaftlich evaluiert. Erste Ergebnisse 
der Modellphase sollen bis Ende 2018 in 
einem Bericht dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat vorgelegt werden. 
Sollte die Modellphase ergeben, dass die 
zum 1. Januar 2020 geplanten Neurege-
lungen Folgen mit sich bringen würden, 
die der Gesetzgeber nicht beabsichtigt 
hatte, bestünde noch vor 2020 die Mög-
lichkeit, Anpassungen vorzunehmen.
Eine wesentliche Änderung des geltenden 
Rechts besteht darin, dass die bisherige 
„pauschale Finanzierung“ von Leistungen 
in stationären Einrichtungen zugunsten 
eines „personenzentrierten Ansatzes“ auf-
gegeben wird. Die sog. existenzsichernden 
Leistungen, insbesondere die Grundsi-
cherung, sollen getrennt werden von den 
„Fachleistungen der Eingliederungshilfe“. 
Nach dem Entwurf eines Ausführungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
sollen die existenzsichernden Leistungen 
demnächst von den Kreisen und kreisfreien 
Städten gewährt werden; die Fachleistun-
gen für erwachsene Menschen zum Woh-
nen verbleiben hingegen grundsätzlich in 
der Zuständigkeit der Landschaftsverbän-
de LWL und LVR. Die Zuständigkeit für 
Fachleistungen der Eingliederungshilfe an 
Kinder und Jugendliche mit Behinderung, 
die in der Herkunftsfamilie leben, verbleibt 
jedoch bis zum Abschluss einer ersten all-
gemeinen Schulausbildung bei den Kreisen 
und kreisfreien Städten. Dies betrifft ins-

stellen, dass das neue Gesetz gelingt, hat 
der Bundesgesetzgeber daher eine umfas-
sende „Umsetzungsunterstützung“ in das 
BTHG aufgenommen. Deren Ziel ist es, 
den Gesetzgeber in die Lage zu versetzen, 
noch vor Inkrafttreten dieser Regelungen 
zum 1. Januar 2020  und vor Inkrafttreten 
der Regelungen zum leistungsberechtigten 
Personenkreis zum 1. Januar 2023  beur-
teilen zu können, ob das neue Gesetz die 
gewünschten Wirkungen erreicht. 
Im Rahmen der Umsetzungsunterstützung 
sieht das BTHG in Artikel 25 fünf Umset-
zungsmaßnahmen vor: 

a)	Finanzevaluation (Art. 25 IV BTHG)
Das BTHG hat Maßnahmen zum Inhalt, die 
zu erheblichen Kostenfolgen in der Einglie-
derungshilfe bei Ländern und Kommunen 
führen. Allerdings hat der Bundesgesetzge-
ber prognostiziert, dass es letztlich zu einer 
günstigeren Kostenentwicklung kommt. 
Das neue Gesetz soll also keine Mehr- son-
dern eine Minderbelastung bringen.
Die finanziellen Auswirkungen der neuen 
Regelungen sollen im Rahmen einer 
Finanzuntersuchung in den Jahren 2017 
bis 2021 untersucht werden. 
Zu den Regelungen mit wesentlichen 
finanziellen Auswirkungen gehören: 
1.	�die verbesserte Einkommens- und Ver-

mögensanrechnung, 
2.	�die Einführung des Budgets für Arbeit 

und der anderen Leistungsanbieter, 
3.	�die neuen Leistungskataloge für die 

soziale Teilhabe und die Teilhabe an Bil-
dung, 

4.	�die Trennung der Fachleistung der Ein-
gliederungshilfe von den Leistungen 
zum Lebensunterhalt, 

5.	�die Einführung eines trägerübergreifen-
den Teilhabeplanverfahrens sowie 

6.	�die Einführung von Frauenbeauftragten 
in den Werkstätten für behinderte Men-
schen.

Das Institut für Sozialforschung und Gesell-
schaftspolitik GmbH (ISG) wurde mit einer 
Expertise beauftragt, mit der die Überprü-
fung der finanziellen Auswirkungen des 
BTHG vorbereitet werden sollte. Auf die-
sem Wege sollten geeignete Ansatzpunk-
te ermittelt werden, um zu erwartende 
Kosteneffekte so zuverlässig wie möglich 
schätzen und eintretende Veränderungen 
frühzeitig dokumentieren und evaluieren 
zu können. In enger Zusammenarbeit mit 
Ländern, kommunalen Spitzenverbänden, 
der Bundesarbeitsgemeinschaft der über-
örtlichen Träger der Sozialhilfe (BA-GüS), 
dem Statistischen Bundesamt und Prakti-
kern wurde bereits eine Datengrundlage 
für die Finanzuntersuchung vorbereitet. 
Auf dieser Grundlage soll die Hauptunter-
suchung bis Ende des Jahres ausgeschrie-
ben werden. Das Bundesministerium für 
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ein Forum bieten, sich über Neuregelun-
gen und Umsetzungserfahrungen auszu-
tauschen. Ein Projektbeirat begleitet die 
Projektinhalte fachlich. Der Beirat setzt 
sich zusammen aus 10 Vertreterinnen und 
Vertretern der Bundesländer, kommunalen 
Spitzenverbänden, der BAGüS, den Wohl-
fahrtsverbänden sowie dem Deutschen 
Behindertenrat. 
Das Projekt wird im Rahmen einer Zuwen-
dung des BMAS an den Deutschen Verein 
für öffentliche und private Fürsorge e.V. 
durch diesen durchgeführt. Die Projekt-
laufzeit geht von Mai 2017 bis Ende 2019. 
Das Projekt wird außerhalb der üblichen 
Strukturen des Deutschen Vereins abge-
wickelt. Parallel arbeitet ein Facharbeits-
kreis unter Leitung des Sozialdezernenten 
des LVR.

Fazit

Das neue Recht hat nicht nur eine Vielzahl 
von Veränderungen vorgesehen, sondern 
muss sich nach Ansicht des Gesetzgebers in 
vielen Punkten erst noch bewähren. Dieser 
Weg ist aufwendig und bindet erhebliche 
Kapazitäten. Er muss aber gegangen wer-
den, wenn man Leistungs- und Finanzie-
rungstransparenz erreichen möchte. Den 
Kommunen ist daher anzuraten, die Fach 
– und Finanzevaluation eng zu begleiten. 
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zes zu messen. Zudem soll sie klarstellen, 
welche Daten für die Hauptuntersuchung 
bereits zur Verfügung stehen und welche 
Daten noch erhoben werden müssen. Die 
Ergebnisse der Machbarkeitsstudie sollen 
in einem Schlussbericht zusammengefasst 
und bis zum 31. Juli 2018 beim BMAS 
eingereicht werden. Auf diesem basierend 
soll anschließend die Ausschreibung der 
Hauptuntersuchung erfolgen. Projektbe-
gleitend sollen auch hier Fachgespräche 
mit relevanten Akteuren stattfinden.

e)	�Umsetzungsbegleitung Bundesteil
habegesetz (Art. 25 II 2. Alt. BTHG)

Die Reform des Rechts der Eingliederungs-
hilfe stellt alle beteiligten Akteure vor die 
Herausforderung, die umfangreichen und 
komplexen Neuregelungen in die fachliche 
Praxis zu implementieren. Vorrangiges Ziel 
der Umsetzungsbegleitung ist es daher, die 
zukünftigen Träger der Eingliederungshilfe 
bei der Umsetzung der neu eingeführten 
Regelungen zu begleiten. Sie zielt wei-
ter darauf ab, Intentionen, Hintergrund 
und Regelungsinhalte des BTHG in die 
Fachöffentlichkeit zu transportieren, das 
Verständnis für die grundlegenden Ver-
änderungen zu erhöhen sowie durch ziel-
gruppenspezifische Veranstaltungsformate 
die relevanten Neuregelungen vertiefend 
und umsetzungsorientiert aufzubereiten. 
Daneben soll das Projekt insbesonde-
re Expertinnen und Experten der Länder 
und der Träger der Eingliederungshilfe 

in NRW 120 Akten je Landesteil zu unter-
suchen. Im Rahmen des Forschungsvor-
habens sind Fachgespräche vorgesehen, 
an denen DLT, DST, BAGüS, Vertreter der 
Länder sowie der Verbänden von Men-
schen mit Behinderungen beteiligt sind. 

d)	�Wirkungsprognose  
(Art. 25 II 1. Alt. BTHG)

Um zu prüfen, inwieweit die Ziele des Bun-
desteilhabegesetzes erreicht werden, wird 
in den Jahren 2018 bis 2021 zudem eine 
Wirkungsprognose erstellt. Hierbei soll 
untersucht werden, wie einzelne Regelun-
gen in der Praxis umgesetzt werden und 
welche Folgen für die Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen voraussehbar 
sind. Soweit es möglich ist, sollen auch 
erste konkrete Auswirkungen des Gesetzes 
ermittelt werden. Die Untersuchung soll 
außerdem Auskunft über Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede in den Bundeslän-
dern geben.
Der Wirkungsprognose wird eine Mach-
barkeitsstudie vorangestellt. Mit deren 
Erstellung hat das BMAS im Oktober 2017 
infas – Institut für angewandte Sozialwis-
senschaft GmbH – beauftragt. Ziel ist es, 
anhand der Machbarkeitsstudie ein mög-
liches Untersuchungsdesign zu erhalten. 
Dafür soll die Studie klären, welche kon-
kreten Fragen die im Anschluss folgende 
Hauptuntersuchung beantworten soll und 
welche Indikatoren sich dafür eignen, den 
Erfolg einzelner Regelungen des Geset-

Verabschiedung von Präsident Werner Haßen-
kamp bei der Gemeindeprüfungsanstalt NRW

Anlässlich der Verabschiedung des Präsidenten der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW), Werner Haßen-
kamp, am 5. Oktober 2017 im Kulturzentrum Herne, hielt der Vorsitzende des Verwaltungsrates der GPA NRW, Hauptgeschäftsfüh-
rer Dr. Martin Klein, Landkreistag NRW, folgende Ansprache:

Dr. Martin Klein bei der Festansprache.
� Quelle: Isabel Diekmann

Sehr herzlich begrüße ich Sie zu unserer 
heutigen Feierstunde. Dies möchte ich 

zugleich im Namen aller Verwaltungsrats-
mitglieder tun, die heute fast vollzählig 
hier anwesend sind. Im Mittelpunkt steht 
die Verabschiedung von Präsident Werner 
Haßenkamp in einen neuen Lebensab-
schnitt, den Ruhestand. Deshalb möchte 
ich Sie, lieber Herr Haßenkamp, und Ihre 
verehrte Gattin Ursula Haßenkamp, sehr 
herzlich heute hier willkommen heißen. 
Gleichermaßen herzlich begrüße ich die 
Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau 
und Gleichstellung des Landes Nordrhein-
Westfalen, Ina Scharrenbach. 
Der heutige Programmablauf wird noch um 
einen Punkt erweitert, der beim Versand 
der Einladung zur heutigen Veranstaltung 

noch nicht berücksichtigt werden konnte, 
die Ernennung eines neuen Präsidenten 
der GPA NRW. insofern begrüße ich sehr 
herzlich den bisherigen Bürgermeister der 
Stadt Schwerte, Herrn Heinrich Böckelühr, 
mit seiner Gattin Christiane Böckelühr.
Wir haben heute eine Vielzahl von hoch-
rangigen Persönlichkeiten als Gäste unter 
uns, die ich namentlich nicht alle begrüßen 
kann. Unter Ihnen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, befinden sich fast 50 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, 
fünf Oberbürgermeister und sechs Land
räte, die ich als Vertreter der gesamten 
kommunalen Familie sehr herzlich will-
kommen heiße. Ihre Anwesenheit signali-
siert deutlich die Verbundenheit zur GPA 
NRW und ihrem langjährigen Präsidenten. 
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Fortschritte erzielt. So werden die Prüfbe-
richte sowie etwaige dazu verfasste Stel-
lungnahmen der geprüften Kommunen 
auf der Homepage der GPA NRW veröf-
fentlicht. Dies ist ein wesentlicher Beitrag 
zur Transparenz des Prüfungsgeschäfts der 
GPA NRW unter Wahrung des Rechts der 
Kommunen, hierzu gegebenenfalls ander-
weitige Vorstellungen bzw. abweichende 
Bewertungen zu präsentieren. Auch die 
Zusammenfassungen der Prüfungen der 
jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppen 
stoßen auf großes Interesse bei unseren 
Mitgliedern. Vor Einleitung einer Prü-
fungsrunde für eine bestimmte Gebiets-
körperschaftsgruppe finden intensive Kon-
sultationen der GPA NRW mit den jeweils 
betroffenen kommunalen Spitzenverbän-
den bzw. gemeinsam ausgewählten kom-
munalen Praktikern statt, um Schwerpunk-
te für die Prüfung zu definieren und nach 
Möglichkeit Pilotkommunen zu finden, bei 
denen die entsprechenden Handlungs-
schritte auf ihre praktische Tauglichkeit hin 
untersucht werden. 
Auch die Veröffentlichung der von der 
GPA NRW verwendeten Kennzahlensets 
und Benchmarks mit den jeweils zugrunde-
liegenden methodischen Grundlagen des 
Prüfungsgeschäfts auf der Homepage der 
GPA NRW ist nach meiner Auffassung sehr 
gelungen und verschafft die immer wieder 
geforderte Transparenz.
Bereits im Jahre 2010 hat die GPA eine 
seinerzeit von Prof. Bogumil durchgeführ-
te empirische Untersuchung zu der Frage 
„Führen die überörtlichen Prüfungen der 
GPA NRW zu dem gewünschten Umden-
ken der Vollzugspraxis durch die Steue-
rungspolitiker?“ durchgeführt. Seinerzeit 
wurden Bürgermeister, Fraktionsvorsitzen-
de der CDU und SPD sowie Vorsitzende 
der Personalräte in den Kommunen über 
20.000 Einwohnern in NRW schriftlich 
befragt. In diesem Jahr haben Sie eine 
weitere Evaluation durch Prof. Bogumil 
veranlasst, die noch umfassender angelegt 
war, indem die Vorsitzenden der vier größ-
ten Fraktionen, die Bürgermeister und die 
Kämmerer in den Städten und Gemeinden 
über 20.000 Einwohnern, die Landräte in 
den 31 Kreisen sowie die Bürgermeister 
in den Kommunen unter 20.000 Einwoh-
nern erfasst sind. Der Rücklauf der Befra-
gung war sehr erfreulich – 51 % bei den 
Hauptverwaltungsbeamten, 62 % bei den 
Kämmerern und immerhin 30 % bei den 
Fraktionsvorsitzenden. 
Die Bewertung des inzwischen veränder-
ten Instrumentariums, insbesondere die 
Modifizierung des Benchmarkingsystems 
und die Fortschreibung eines einheitlichen 
Kennzahlensets erhielt gute bis sehr gute 
Werte, die belegen, dass die seit 2010 ein-
geführten Veränderungen auf ein positives 

wandfreie Durchführung der Buchführung 
und der Zahlungsabwicklung. Schwieriger 
und sensibler wird es sicherlich dann, wenn 
es um die Sachgerechtigkeit und Wirt-
schaftlichkeit der kommunalen Verwaltun-
gen geht, insbesondere auch bei der Anle-
gung von Vergleichsmaßstäben. Hier gilt 
es einerseits das Prinzip der kommunalen 
Selbstverwaltung zu wahren und anderer-
seits Verbesserungs- und Korrekturbedarfe 
unter Gesichtspunkten der Sachgerech-
tigkeit und Wirtschaftlichkeit vorzuneh-
men. Im GPA-Gesetz sind darüber hinaus 
weitergehende Aufgaben wie z. B. die 
Erstellung von Gutachten im Auftrag des 
Landes ermöglicht, so von Maßnahmen 
zur Weiterentwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung, also durchaus Arbeiten 
mit strategischperspektivischer Bedeutung. 
Wie uns allen geläufig ist, gab es einen 
zusätzlichen Push für strategischperspek-
tivische Aufgaben in Folge des Stärkungs-
paktes Stadtfinanzen, der als Gesetz im 
Dezember 2011 beschlossen wurde. Mit 
dem Stärkungspakt wurde den Gemein-
den insgesamt eine Konsolidierungshilfe 
von 5,76 Milliarden Euro für den Zeitraum 
von 2011 bis 2020 zur Verfügung gestellt, 
wobei im Gegenzug die betroffenen über-
schuldeten Städte und Gemeinden einen 
klaren Sanierungskurs einschlagen mus-
sten. Auf Wunsch der betroffenen Kom-
munen unterstützt die GPA NRW diese 
bei der Aufstellung der Haushaltssanie-
rungspläne und deren Umsetzung, wobei 
die dafür entstehenden Kosten aus den 
Stärkungspaktmitteln des Landes getragen 
werden. 
Die allermeisten Kommunen der Stufe 
1 und der Stufe 2 des Stärkungspaktes 
haben mit der GPA NRW eine Vereinba-
rung zur Umsetzung des Haushaltssanie-
rungsplanes geschlossen. Die so genannte 
Taskforce der GPA NRW hat den Stär-
kungspaktkommunen damit wesentliche 
Unterstützung bei den oft nicht einfachen 
Schritten auf dem Weg zum Haushaltsaus-
gleich geboten. Über verallgemeinerungs-
fähige Erkenntnisse der Taskforce haben 
wir uns im Verwaltungsrat der GPA NRW 
regelmäßig intensiv ausgetauscht. Heraus-
zustellen ist insofern auch die Auflistung 
von Konsolidierungsmaßnahmen der Stär-
kungspaktstädte, die im Internetangebot 
der GPA NRW veröffentlicht ist und nach 
Produktbereichen und -gruppen sowie den 
Maßnahmetypen gegliedert ist. Die Liste 
bietet wertvolles Anschauungsmaterial zu 
den Themen Reduzierung von Aufwen-
dungen sowie Steigerung von Erträgen. 
Lieber Herr Haßenkamp,
auch im Kernbereich der GPA-Aufgaben, 
der überörtlichen Prüfung, haben wir mei-
nes Erachtens in den zurückliegenden acht 
Jahren unter Ihrer Präsidentschaft wichtige 

Für die Schwesterinstitutionen der GPA 
NRW begrüße ich herzlich Herrn Präsident 
Hans-Dieter Weiß von der Gemeindeprü-
fungsanstalt Baden-Württemberg, Herrn 
Direktor Dr. Ulrich Karmann vom Rech-
nungshof Hessen sowie Herrn Ministeri-
aldirigent Bruno Hackmann vom Landes-
rechnungshof Niedersachsen. 
Lieber Herr Haßenkamp, 
nach Ihrem Jurastudium mit den beiden 
Staatsexamina waren Sie insgesamt 25 
Jahre in diversen Positionen und Funktio-
nen in der Kreisverwaltung Borken tätig. 
Bereits 1991 wurden Sie Dezernent für das 
Dezernat Finanzen, Personal und Recht 
und wurden vom damaligen Oberkreisdi-
rektor Raimund Pingel zum Kreiskämme-
rer berufen. Im Jahr 1994 führten Sie die 
Budgetierung für den gesamten Kreishaus-
halt ein, um zu einer Steuerung der Ver-
waltung auf der Grundlage von Produkten 
und Dienstleistungen zu kommen. Bereits 
im Jahr 1992 übernahmen Sie auch die 
Dezernatsleitung für den Sozialbereich 
und wurden damit gleichsam zum „Super
dezernenten“ der Kreisverwaltung.
Wir haben uns im Jahr 1999 kennenge-
lernt, als ich als Beigeordneter für Soziales, 
Jugend und Gesundheit beim Landkreistag 
NRW anfing. Seit jener Zeit habe ich ins-
besondere Ihre profunden Beiträge in der 
Gremienarbeit des Landkreistages NRW 
geschätzt, da Sie einerseits den Quer-
schnittsbereich und andererseits den Fach-
bereich Soziales mit enormer Sachkunde 
kombiniert haben. Im Jahr 2004 wurden 
Sie als Kreisdirektor des Kreises Borken 
zugleich allgemeiner Vertreter des Land-
rates mit im Wesentlichen gleich großem, 
voluminösen Aufgabenbereich. Ich habe 
mich seinerzeit sehr gefreut, dass wir Sie 
gewinnen konnten, sich um das Amt des 
Präsidenten der GPA NRW im Jahr Eins des 
NKF zu bewerben.
Wie Sie alle wissen, ist die überörtliche Prü-
fung als Teil der allgemeinen Aufsicht des 
Landes über die Gemeinden Aufgabe der 
Gemeindeprüfungsanstalt, die unabhängig 
agiert und an Weisungen nicht gebunden 
ist. Nach den in § 105 GO NRW formu-
lierten Grundsätzen erstreckt sich die über
örtliche Prüfung darauf, ob bei der Haus-
haltswirtschaft der Gemeinden sowie ihrer 
Sondervermögen die Gesetze und die zur 
Erfüllung von Aufgaben ergangenen Wei-
sungen eingehalten, die Buchführung und 
die Zahlungsabwicklung ordnungsgemäß 
durchgeführt sowie ob die Gemeinde sach-
gerecht und wirtschaftlich verwaltet wird. 
Dies kann – so der Gesetzeswortlaut – auch 
auf vergleichender Grundlage geschehen. 
Rechtmäßige und weisungsgerechte Erfül-
lung von gesetzlichen Aufgaben der Kom-
munen bedarf selbstverständlich der Kon-
trolle, das Gleiche gilt für die technisch ein-
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den, als durchaus beachtlicher Fortschritt 
gewürdigt werden.
Acht Jahre Amtszeit als Präsident entspricht 
dem vollen Ausmaß der Präsidentschaft 
eines US-Präsidenten, der zwischendurch 
noch wiedergewählt werden muss. Des-
halb ist es durchaus eine Wegstrecke, in 
der eine Menge bewirkt werden kann. Dies 
haben Sie, lieber Herr Haßenkamp, unter 
Beweis gestellt. Deshalb möchte ich Ihnen 
im Namen des gesamten Verwaltungsrats 
der GPA NRW meinen Dank und meine 
Anerkennung für Ihr stetes Engagement 
um die GPA NRW aussprechen. 
Zum zehnjährigen Jubiläum der GPA NRW 
habe ich Ihnen einen Originalkunstdruck 
der „kommunalen Familie“ mitgebracht, 
die den großen Sitzungssaal der Geschäfts-
stelle des Landkreistages NRW in Düssel-
dorf schmückt. Die kommunale Familie hat 
einen würdigen Platz in den Räumen der 
GPA gefunden. Heute möchte ich zu Ihrem 
Abschied aus dem aktiven Dienst Ihnen 
persönlich einen weiteren Originalkunst-
druck der „kommunalen Familie“ als mei-
nen Dank im Namen der gesamten kom-
munalen Familie überreichen. Zudem habe 
ich noch ein Weinpräsent aus der einzigen 
Weinbauregion Nordrhein-Westfalens 
beigefügt, nämlich – um im Kreisbereich 
zu bleiben – aus dem Rhein-Sieg-Kreis, 
genauer, vom Drachenfels in Königswinter. 
Sehr geehrter Herr Böckelühr,
Sie sind seit dem Jahr 1999 Bürgermeister 
der Stadt Schwerte im Kreis Unna und 
haben damit profunde Erfahrungen in der 
Kommunalpraxis erlangt. Zuvor waren 
Sie schon etliche Jahre ehrenamtlich poli-

besondere auf die Bereiche Personal und 
Organisation, Reinigungsdienstleistungen, 
Gebäudeverwaltung, Schule, frühkindliche 
Bildung, Kinder, Jugend und Erziehung, 
Grünflächen, Kultur und Sport, Informa
tionstechnik, Gebühren und Steuern sowie 
Bürgerservice.
Die Bogumil-Studie belegt meines Erach-
tens trotz aller sicherlich zutreffenden ver-
bleibenden Kritik, dass die GPA NRW in 
den zurückliegenden acht Jahren unter der 
Präsidentschaft von Werner Haßenkamp 
erhebliche an der Praxis orientierte Ver-
besserungen und Mehrwerte für die kom-
munale Familie erbracht hat. Dass Geprüf-
te und Prüfer nie 
ein Herz und eine 
Seele sein werden, 
belegt die Lebens-
erfahrung und es 
liegt wohl auch 
in der Natur der 
Sache. Berechtig-
te Kritik etwa bei 
Benchmarks infol-
ge von z.T. weni-
ger geeigneten 
Vergleichsmaßstä-
ben muss dagegen 
den ihr zustehen-
den Stellenwert 
behalten. Gleich-
wohl kann der 
Befund, dass in der 
Hälfte aller Kom-
munen Vorschläge 
der GPA NRW zur 
Umorganisation 
oder zu Verände-
rungen in den Ver-
waltungsabläufen 
berücksichtigt wer-

Echo in der kommunalen Familie gesto-
ßen sind. Vor allem die Veränderungen in 
der Berichterstattung werden sehr positiv 
beurteilt, ebenso – zu 90 Prozent – die 
Qualität der Prüfer, die Datengrundla-
gen, die Kommunikation der Ergebnisse 
sowie der Praxisbezug. Etwa die Hälfte der 
Rückläufe sieht indessen die Frage kritisch, 
ob die GPA NRW kommunalspezifische 
Besonderheiten berücksichtigt. In diesem 
Zusammenhang werden immer wieder 
Zweifel geäußert, ob Vergleichbares mit 
Vergleichbarem gemessen wird oder ob es 
sich um andersartige Tatbestände handelt, 
die von Kommune zu Kommune unter-
schiedlich gehandhabt werden – Sie ken-
nen die ständige Kritik, dass immer wieder 
Äpfel mit Birnen verglichen werden. Diese 
Kritik ist nicht verstummt und auch objek-
tiv an einer Reihe von Fällen zu belegen. 
Die Vereinfachung von gleichartigen Tat-
beständen, um Vergleichbarkeiten herzu-
stellen, ist einerseits notwendig, anderer-
seits auch risikoreich, da möglicherweise 
überwiegend voneinander abweichende 
Fakten gegenübergestellt werden. Insofern 
ist und bleibt Kritik richtig und wichtig, um 
hier nicht im Kern falsche Kennzahlen bzw. 
Benchmarks zu setzen.
Nach der neuen Studie von Prof. Bogumil 
verbleibt – wie bereits in der ersten Eva-
luation aus dem Jahre 2009 – eine gewisse 
Skepsis, ob die Ergebnisse der GPA-Prü-
fung die Entscheider im Rat bzw. Kreistag 
wirksam in ihrer Steuerungsaufgabe unter-
stützen. Dies bejahten lediglich 19 Prozent 
der Kämmerer und 35 Prozent der Bürger-
meister. Allerdings sprechen die Fraktions-
vorsitzenden den Ergebnissen der GPA-
Prüfung zu 59 Prozent eine positive Steue-
rungswirkung zu. Die Realisierbarkeit von 
GPA NRW-Empfehlungen wird nach Aus-
sage der meisten Befragen (76-92 Prozent) 
überprüft; die Berichte lösen jedenfalls viel-
fache Diskussionsprozesse aus. Allerdings 
entfalten die GPA-Berichte nur sehr ein-
geschränkte Wirkungen auf die Entschei-
dungen und Arbeitsweisen in Politik und 
Verwaltung, deren Routinen eher weniger 
in Frage gestellt werden. Dies hat sicherlich 
mit der Logik kommunaler Entscheidungs-
prozesse zu tun – Hauptverwaltungsbe-
amte, Verwaltungsvorstände und selbst-
verständlich die Rats- bzw. Kreistagsmehr-
heit lassen sich ihre Entscheidungen durch 
Dritte nicht ohne Weiteres verändern. Das 
ursprüngliche Ziel, dass das GPA-Kenn-
zahlenset in den kommunalen Alltag der 
Kommunen Eingang findet, ist allerdings 
nach der Evaluation durch Prof. Bogumil 
– ich zitiere – „weniger realistisch“. Unter 
dem Strich sehr erfreulich bleibt, dass in 
etwa der Hälfte aller Kommunen Maßnah-
men und Empfehlungen der GPA NRW 
umgesetzt werden. Dies bezieht sich ins-

Werner Haßenkamp mit der „kommuna-
len Familie“.� Quelle: Isabel Diekmann

V.l.n.r. der scheidende GPA-Präsident Werner Haßenkamp, Kom-
munalministerin Ina Scharrenbach, der neue Präsident der GPA 
Heinrich Böckelühr, der Vorsitzende des Verwaltungsrates der GPA, 
Hauptgeschäftsführer Dr. Martin Klein, Landkreistag NRW.
� Quelle: Isabel Diekmann
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sönlich ein Maximum an Erfolg und allezeit 
eine glückliche Hand bei Ihren Entschei-
dungen in Ihrer bevorstehenden GPA-Prä-
sidentschaft! Und gute Zusammenarbeit 
mit dem Verwaltungsrat der GPA!
 

EILDIENST LKT NRW
Nr. 11/November 2017    14.10.02

es selbst in die Hand nehmen, die Kritik-
punkte auszuräumen. Wir freuen uns, dass 
es mit Ihnen gelungen ist, einen aktiven 
Hauptverwaltungsbeamten zum GPA-Prä-
sidenten zu machen.
Frau Ministerin Ina Scharrenbach wird 
Ihnen gleich die Ernennungsurkunde zum 
GPA-Präsidenten übergeben. Ihnen per-

tisch tätig und haben insofern auch die 
nicht-hauptamtliche Sichtweise von Kom-
munalpolitik miterlebt und mitgeprägt. 
Als durchaus profilierter Kopf unter den 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern 
des Landes haben Sie bei mancher Gele-
genheit auch Ihre Kritik an der Arbeit der 
GPA NRW geäußert: Ab sofort dürfen Sie 

Kreis Soest macht (elektro-)mobil –  
Startschuss für kreisweites Konzept 

Der Kreis Soest erstellt mit Unterstützung der Hochschule Hamm-Lippstadt ein kreisweites Elektromobilitätskonzept, das den 
Schwerpunkt auf den Ausbau der Elektro-Ladeinfrastruktur unter Integration von erneuerbaren Energien legt. Mit einer Infoveran-
staltung bei AEG Power Solutions in Warstein-Belecke für Kommunen, Stromnetzbetreiber und Verbände fiel im Oktober 2017, der 
offizielle Startschuss für das Projekt.

Das Konzept entsteht als eine durch das 
Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur mit insgesamt 59.440 
Euro geförderte wissenschaftliche Studie 
für den ländlichen Raum am Beispiel des 
Kreises Soest. „Die Studie soll den strate-
gischen Handlungsrahmen für den Aus-
bau der Ladeinfrastruktur im Kreis Soest 
in den kommenden fünf bis zehn Jahren 
darstellen”, erläuterte Kreisdirektor Dirk 
Lönnecke. „Kommunal bereits vorhandene 
Planungen für den Ladeinfrastrukturaus-
bau sollen in die regionale Zielhorizontbe-
trachtung integriert und sinnvoll durch die 

Konzeptergebnisse 
ergänzt werden”, 
bestätigte Professor 
Dr. Uwe Neumann 
von der Hochschule 
Hamm-Lippstadt.
Städte, Gemein-

den, Verteilnetzbetreiber sowie wichtige 
regionale Partner sollten in der Infoveran-
staltung zur Mitarbeit motiviert werden. 
„Warstein wurde erst kürzlich für die hohe 
Dichte von E-Ladepunkten im Verhältnis 
zur Bevölkerungszahl sowie für das Enga-
gement der Stadt im Ausbau von Ladein-
frastruktur für Elektromobilität bei knapper 
Haushaltslage von der Agentur für Erneu-
erbare Energien als Energie-Kommune des 
Monats ausgezeichnet”, berichtete Bür-
germeister Dr. Thomas Schöne. 
Er erinnerte in diesem Zusammenhang 
auch an den erstmals im vergange-

nen Monat bei der benachbarten Infi-
neon Technologies AG abgehaltenen 
Südwestfälischen Elektromobilitätstag,  
der den Fokus auf gewerbliche Anwen-
dungen richtete. Produktmanager Andreas 
Becker stellte das Unternehmen AEG 
Power Solutions GmbH und ein umgesetz-
tes Projekt zur Stromnetzintegration von 
E-Mobilität und erneuerbaren Energien 
durch Energiespeichersysteme an Ladesta-
tionen vor.
Das Elektromobilitätskonzept für den Kreis 
Soest soll Lösungsansätze und Maßnah-
menvorschläge für die Bereitstellung einer 
tragfähigen Ladeinfrastruktur auf Basis 
der mittel- bis langfristig prognostizierten 
demografischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung liefern. 
Dazu werden potenzielle Standorte für 
öffentliche Ladepunkte unter Berücksich-
tigung der vorhandenen Infrastruktur  

Kreisdirektor Dirk Lönnecke (4. v. l.) Warsteins Bürgermeister Dr. 
Thomas Schöne (3. v. r.), Professor Dr. Uwe Neumann (r., Hoch-
schule Hamm-Lippstadt), Dr. Jürgen Wutschka (2. v. r., Leiter 
Regionalentwicklung Kreis Soest), Dr. Hermann Tenholt (2. v. l., 
Kreis Soest) sowie Frank Hockelmann (3. v. l., Klimaschutzmana-
ger Kreis Soest) stellten gemeinsam bei einer Infoveranstaltung in 
den Räumen der AEG Power Solutions GmbH in Warstein-Belecke 
das kreisweite Konzept zur Elektromobilität vor. Produktmanager 
Andreas Becker (l.) von der AEG Power Solutions GmbH informier-
te über das Unternehmen und ein Projekt zur Stromnetzintegration 
von E-Mobilität und erneuerbaren Energien durch Energiespeicher-
systeme an Ladestationen.� Quelle: Thomas Weinstock/ Kreis Soest

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Auftaktveranstaltung 
zum Elektromobilitätskonzept des Kreises Soest in den Räumen der 
AEG Power Solutions GmbH in Warstein-Belecke hörten den Aus-
führungen der Referenten interessiert zu.
� Quelle: Thomas Weinstock/ Kreis Soest
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Das Elektromobilitätskonzept werde über 
den Zeitraum von einem Jahr bis Herbst 
2018 erstellt. Mit ersten Zwischen
ergebnissen rechnet Hockelmann für den 
Frühsommer 2018.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 11/November 2017    80.31.00

zeugen in ein optimiertes Lastmanagement 
unter Integration erneuerbarer Energieträ-
ger definiert werden. „Die Ergebnisse der 
Konzeptstudie tragen somit wesentlich 
und nachhaltig zu den Klimaschutzzielen 
des Kreises Soest bei”, ist Frank Hockel-
mann, Klimaschutzmanager der Kreisver-
waltung, sicher. 

spezifiziert und kategorisiert. Außerdem ist 
vorgesehen, Aussagen zu Ladestationen 
nach Anzahl der Ladepunkte und Ladelei-
stung an den geeigneten Standorten zu 
treffen.
Um Stromnetzbetreibern eine Hilfestellung 
zu geben, sollen Anforderungen zur Inte-
gration der Ladevorgänge von Elektrofahr-

2018 soll Europäisches Jahr des  
kulturellen Erbes werden

Die EU-Kommission hat dem Europäischen Parlament und dem Rat vorgeschlagen, 2018 zum Europäischen Jahr des kulturellen 
Erbes auszurufen. Die Kommission will damit die Rolle des europäischen kulturellen Erbes bei der Förderung eines gemeinsamen 
Bewusstseins für Geschichte und Identität hervorheben. In Deutschland gibt es bereits viel Zuspruch für die Initiative.

Tibor Navracsics, EU-Kommissar für Bil-
dung, Kultur, Jugend und Sport, rief 

EU-Parlament und Rat dazu auf, den Vor-
schlag der Kommission zu unterstützen 
und alle Beteiligten einzuladen, damit das 
Jahr ein Erfolg wird.
Auch in Deutschland stößt die Initiati-
ve auf viel Zuspruch: Im April begrüßten 
die Beauftragte der Bundesregierung für 
Kultur und Medien, die Kultusminister-
konferenz, kommunale Spitzenverbände 
und das Deutsche Nationalkomitee für 
Denkmalschutz das geplante Aktionsjahr 
in einer gemeinsamen Erklärung als „große 
Chance“.
Kulturstaatsministerin Monika Grütters 
(CDU) wertet die Entscheidung als große 
Chance: „Der Reichtum unserer Kultur 
hat stets auch eine europäische Dimen-
sion. Das können wir gemeinsam mit 
unseren Partnern durch das Europäische 
Kulturerbejahr noch mehr ins öffentliche 
Bewusstsein bringen. Denkmale und Kul-
turgüter sind aufgrund ihrer Authentizität 
und Anschaulichkeit besonders geeignet, 
die Breite der Gesellschaft mit Geschichte 
und Kultur in Berührung zu bringen.“  
Europas reiche nationale, regionale und 
lokale Vielfalt ist ein einzigartiger Katalysa-
tor für den Austausch zwischen Menschen 
aller Altersgruppen, sozialer Herkunft und 
Kulturen. Daher ist die Kommission der 
Ansicht, das besonders in einer Zeit, in 
der Weltkulturschätze in Gefahr sind und 
in Konfliktgebieten zerstört werden, dem 
kulturellen Erbe 2018 ein Europäisches Jahr 
gewidmet werden sollte.
Die Präsidentin der Kultusministerkonfe-
renz und Bremer Senatorin für Kinder und 
Bildung Claudia Bogedan möchte mit die-
ser Initiative besonders die junge Genera
tion ansprechen: „Mir ist es ein besonderes 
Anliegen, dass wir Kinder und Jugend
liche sowie die Menschen, die bislang nur 
bedingt einen Zugang zum kulturellen 

Erbe gefunden haben, erreichen. Baudenk-
male bieten sich an, gerade die jüngere 
Generation mit Geschichte und Kultur in 
Berührung zu bringen – insbesondere auch 
unter Nutzung der modernen Medien und 
Digitalisierungstechnologien. Wir müssen 
das Bewusstsein für denkmalpflegerische 
Aspekte bei den Erben des Erbes wecken, 
also besonders bei Kindern und Jugend
lichen.“ 
Das kulturelle Erbe spielt auch eine wich-
tige wirtschaftliche Rolle. Über 300.000 
Menschen sind direkt im Sektor des euro-
päischen Kulturerbes beschäftigt. 7,8 Mil-
lionen Jobs in Europa sind indirekt mit dem 
Kulturerbe verbunden, zum Beispiel im 
Tourismus- und Baugewerbe sowie weite-
ren Dienstleistungen im Verkehr, Überset-
zungen, Reinigung und Sicherheit. Alleine 
2011 erwirtschaftete das Kulturerbe in 
Frankreich über Museen, historische Stät-
ten, Gebäude und Besucherattraktionen, 
Bibliotheken und Archiven 8,1 Mrd. Euro.
Brandenburgs Kulturministerin Marti-
na Münch begrüßt als Präsidentin des 
Deutschen Nationalkomitees für Denk-
malschutz die breite Unterstützung auf 
europäischer Ebene für ein Kulturerbejahr: 
„Das vielseitige und unterschiedliche kul-
turelle Erbe ist nicht nur Teil einer lokalen 
Identität, sondern auch Teil unserer euro-
päischen Geschichte und Grundpfeiler 
unserer kulturellen Vielfalt. Vor dem Hin-
tergrund aktueller Herausforderungen wie 
etwa der Flüchtlingszuwanderung und der 
Finanzkrise können wir mit dem Europä-
ischen Kulturerbejahr das Verbindende 
der gemeinsamen kulturellen Wurzeln und 
zugleich die kulturelle Vielfalt des Konti-
nents in den Blickpunkt rücken.“ 
Das Jahr des Kulturerbes 2018 gibt auch 
die Möglichkeit hervorzuheben, was die 
EU bei Erhaltung, Digitalisierung, Infra-
struktur, Forschung und Kompetenzent-
wicklung über die Unterstützung von EU-

Programmen wie Kreatives Europa leisten 
kann. Europaweit werden Veranstaltun-
gen, Informations- und Sensibilisierungs-
kampagnen organisiert. Das eröffnet die 
Chance nach Antworten zu suchen auf 
die Herausforderungen durch rückläufige 
öffentliche Mittel, abnehmende Teilnah-
me an traditionellen kulturellen Veran-
staltungen oder Umweltbelastungen der 
Kulturstätten. Mit Blick auf die kürzlich 
veröffentlichte gemeinsame Mitteilung zur 
Kulturdiplomatie wird das Kulturerbejahr 
die Erhaltung kulturellen Erbes als Schlüs-
selelement der EU-Außenpolitik fördern 
und nach Antworten auf die kriminelle 
Zerstörung des Kulturerbes in Konfliktre-
gionen und den illegalen Handel mit Kul-
turgütern suchen.
Die kommunalen Spitzenverbände beto-
nen die Möglichkeit, das kulturell Verbin-
dende innerhalb Europas aufzuzeigen und 
zu präsentieren. Dazu erklären die drei auf 
nationaler Ebene bestehenden kommuna-
len Spitzenverbände, der Deutsche Städte
tag, der Deutsche Landkreistag und der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund:  
„Es gibt mehr Gemeinsamkeiten der euro-
päischen Völker als häufig vermutet. Es 
gilt, den gemeinsamen europäischen Kul-
turraum sichtbar zu machen, der zum Bei-
spiel durch die Idee der Europäischen Stadt 
als weltweit besonderes städtebauliches 
Konstrukt geschaffen worden ist. Dieser 
gemeinsame Kulturraum sollte als starkes 
verbindendes Element auch in aktuellen 
politischen Diskussionen herausgestellt 
werden.“ 

Hintergrund: 

Dem Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion waren seit Ende 2013 weitreichende 
Bemühungen, insbesondere von Bund, 
Ländern, Kommunen und des Deutschen 
Nationalkomitees für Denkmalschutz 
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Das ist der unverwechselbare Balzge-
sang des Uhus. Optisch kennzeich-

nen ihn seine massige Gestalt, der dicke 
Kopf und die orangen Knopfaugen. Trotz 
70 Zentimeter Körpergröße und einer 
Spannweite von nahezu zwei Metern ist 
der Eulenvogel durch sein in Brauntönen 
gemustertes Gefieder bestens getarnt. 
Auf dem Bürener Gut Böddeken haben 
Landrat Manfred Müller, der technischer 
Dezernent der Paderborner Kreisver-
waltung, Martin Hübner, und Wilfried 
Limpinsel, Leiter der Auffangstation für 

Greifvögel und Eulen in Marsberg, einen 
gesund gepflegten Uhu freigelassen. Mül-
ler und Hübner wollten es sich nicht neh-
men lassen, bei dieser außergewöhnlichen 
„Wiedereingliederung in die Natur” dabei 
zu sein.
„Der Uhu war in Deutschland fast aus-
gerottet. Es ist eine Erfolgsgeschichte des 
Natur- und Artenschutzes, dass er nun wie-
der zurückgekehrt ist. Er gehört zu unserer 
Heimat. Wir müssen gerade den Arten-
schutz in Zukunft stärker gewichten,” sagt 
Müller. Hübner fügt hinzu: „Jede Art hat 
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erforscht und präsentiert werden, sollen im 
Sinne eines ganzheitlichen Kulturerbebe-
griffs einbezogen werden. 	
Ein Programmbeirat berät das DNK bei der 
Vorbereitung der Aktivitäten auf nationa-
ler Ebene.  
1975 fand das vom Europarat ausgerufene 
Europäische Denkmalschutzjahr statt. Es ist 
das bislang einzige europaweite Aktions-
jahr, das sich explizit mit dem baukultu-
rellen Erbe Europas beschäftigt. In seinem 
Ergebnis stand unter anderem die europä-
ische Denkmalschutz-Charta.  
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frühzeitig ihre grundsätzliche positive Hal-
tung zu der Initiative signalisiert und wer-
den nun darüber in ihren Gremien beraten. 
Bei der Umsetzung des Europäischen Jahres 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
wird das bauliche und archäologische Erbe 
ein Schwerpunkt sein. Es soll als unmittel-
bar erlebbarer und flächendeckend sicht-
barer Ausgangspunkt bei der Vermittlung 
der zentralen Botschaften des Kulturerbe-
jahres dienen. 
Aber auch andere Aspekte des materiel-
len und immateriellen Kulturerbes werden 
erfahrbar. Literatur, bildende Künste oder 
die gemeinsame europäische Musikspra-
che und Geschichte, wie sie beispiels-
weise in Museen und Archiven bewahrt, 

(DNK) vorausgegangen. Der Koalitionsver-
trag zwischen CDU, CSU und SPD emp-
fiehlt eine europaweite Initiative für ein 
neues Denkmalschutzjahr. Im März 2015 
hatten sich Bund und Länder im Rahmen 
der Kultusministerkonferenz darauf geei-
nigt, diese Aktivitäten zu unterstützen und 
das DNK beauftragt, die Vorbereitungen in 
Angriff zu nehmen. Das DNK hatte darauf-
hin einen inhaltlichen Vorschlag innerhalb 
einer Reflection Group „Cultural Heritage 
and EU“ erarbeitet. Deren Konzeptvor-
schlag war im November 2015 in Berlin 
erfolgreich öffentlich vorgestellt und an die 
Europäische Kommission übergeben wor-
den. Das Europäische Parlament und der 
Rat der Europäischen Union hatten bereits 

„Erfolgsgeschichte des Naturschutzes“ 
im Kreis Paderborn: Uhu erfolgreich 
ausgewildert

Haben einen Turmfalken freigelassen (von links): Landrat Manfred Müller, Leiter der Auf-
fangstation für Greifvögel und Eulen in Marsberg Wilfried Limpinsel und Dezernent Mar-
tin Hübner. � Quelle: Amt für Presse- undÖffentlichkeitsarbeit, Kreis Paderborn, Anna-Sophie Schindler

ihre Berechtigung und trägt zum Gleichge-
wicht unserer heimatlichen Natur bei.”
Wilfried Limpinsel hat den Uhu rund elf 
Wochen in der Essenthoer Mühle, eine 
Auffangstation für Greifvögel und Eulen, 
in Marsberg gepflegt. Am 14. Juni wurde 
der hilflose Eulenvogel von einem Spa-
ziergänger in einer Felswand bei Borchen 
gesehen. Ein Flügel des Vogels hatte sich 
in einer Schlingpflanze verfangen, und er 
konnte sich nicht alleine befreien.
Der Spaziergänger informierte Werner 
Sonnabend, der im Kreisumweltamt für 
den Artenschutz zuständig ist. Sonnabend 
beauftragte einen Baumkletterer, der das 
Tier befreite und brachte den verletzen 
Uhu zu Limpinsel in die Essenthoer Mühle. 
Der Uhu humpelte und sein Flügel war ver-
letzt. In der Natur hätte er nicht überlebt. 
„Weil er Uhu sehr selten ist, ist es wichtig 
dass viele Jungvögel aufgezogen werden 
und einen guten Start ins Leben haben”, 
sagt Sonnabend.
Mitte des 20. Jahrhunderts war der Uhu in 
Deutschland fast ausgerottet. Bereits in der 
Antike hatten viele Menschen Angst vor 
dem Uhu. Im Mittelalter nagelte man ihn 
zur Abwehr von Blitzen und Zauberei an 
Haus- und Scheunentore. Aber vor allem 
Jäger sahen den Uhu als Konkurrenten, da 
Feldmäuse, Ratten, aber auch Kaninchen, 
Feldhasen und Vögel bis zur Bussardgrö-
ße auf seiner Speisekarte stehen. „Es wur-
den regelrechte Raubzüge gegen den Uhu 
geführt”, sagte Sonnabend. Im 19. Jahr-
hundert wurden dann zusätzlich immer 
mehr Junguhus aus ihren Horsten genom-
men, um sie als Lockvögel für die Jagd auf 
Raben- und Greifvögel einzusetzen.
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er“, sagt Limpinsel und folgt dem Tier 
mit den Augen. Mit seinem in hellen und 
dunklen Brauntönen gemusterten Gefieder 
ist er aus der Ferne nur noch zu erahnen.
Limpinsel pflegt seit 1980 pflegt in sei-
ner Auffangstation verletzte Wildvögel 
gesund. Bisher konnten dadurch mehr als 
5.000 Vögel wieder ausgewildert werden. 
Die Station wird vom Land NRW geför-
dert. Der Kreis Paderborn unterstützt die 
Station finanziell.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 11/November 2017    32.95.11

Freilassung streift er ihm noch einen sil-
bernen Ring über den Fuß. Er stammt von 
der Vogelwarte in Helgoland und ist mit 
einer Ringnummer und eine Kurzanschrift 
gekennzeichnet. „Der Ring dient der Erfor-
schung der Vögel. Vogelkundler können 
sie leichter erkennen und Informationen 
über ihr Zugverhalten, ihre Ernährung und 
Lebensdauer gewinnen“, sagt Limpinsel.
Limpinsel streckt seine Arme aus. Der Uhu 
breitet seine Flügel aus und fliegt los. Die 
Flügel schlagen immer stärker, das Tier 
gewinnt an Höhe und lässt sich zum näch-
sten Baum am Waldrand treiben. „Da sitzt 

In Nordrhein-Westfalen war der Uhu 
Anfang der 1960er Jahre ausgerottet. 
1965 begann seine Wiederbesiedlung und 
der gezielte Schutz. Der Naturschutzbund 
(Nabu) kührte den Uhu 2005 zum Vogel 
des Jahres und machte damit weiter auf 
seinen Schutz aufmerksam.
Bei der Freilassung des Uhus auf Gut Böd-
deken strahlt Wilfried Limpinsel. „Ich habe 
das schon sooft gemacht und trotzdem 
ist es immer wieder ein ganz besonde-
res Erlebnis.“ Angst kennt er nicht. Ohne 
Handschuhe holt er den Uhu aus seiner 
Kiste und nimmt ihn auf den Arm. Vor der 

Medien-Spektrum: Aktuelle Pressemitteilungen

Statement zur Berichterstat­
tung über NRW-Forderungen 
an die Jamaika-Verhandlun­
gen – Landkreistag NRW: 
Ländliche Räume dürfen 
nicht vernachlässigt werden

Pressemitteilung vom 26. Oktober 2017

Der Landkreistag NRW appelliert an die 
NRW-Landesregierung, die Bedürfnisse 
„ländlicher Räume“ weiterhin im Blick 
zu behalten. „Auch der kreisangehörige 
Raum außerhalb der Ballungsräume hat 
besondere Bedarfe, die nicht vernach-
lässigt werden dürfen“, sagt Hauptge-
schäftsführer Dr. Martin Klein.  Mit Sorge 
nimmt der Landkreistag NRW die Berichte 

über ein internes Papier der NRW-Mini-
sterien für die Koalitionsverhandlungen 
in Berlin zur Kenntnis. Demnach soll „das 
Ruhrgebiet eine besondere Förderung 
erhalten. Dafür sollte eine Ausdehnung 
der Förderung ländlicher Räume unter-
bleiben“, zitiert die Rheinische Post eine 
Sammlung von Meldungen aus den Res-
sorts der nordrhein-westfälischen Landes-
regierung für mögliche Punkte bei den 
Koalitionsverhandlungen in Berlin.
Eine Benachteiligung „ländlicher Räume“ 
zugunsten des Ruhrgebiets ist aus Sicht 
des Landkreistags NRW unverantwort-
lich und widerspricht dem erklärten Ziel 
des NRW-Koalitionsvertrags von CDU 
und FDP, für „ein harmonisches Zusam-
menspiel von Stadt und Land“ Sorge zu 

tragen. „Es darf nicht darum gehen, dass 
man strukturschwache großstädtische 
Bereiche im Ruhrgebiet auf der einen Seite 
und strukturschwache ländliche Räume 
auf der anderen Seite gegeneinander aus-
spielt“, sagt Klein. Es gebe in NRW auch 
außerhalb des Ruhrgebiets strukturschwa-
che Regionen, die man nicht vernachläs-
sigen dürfe.
„Auch ländliche Räume haben besonde-
re Bedarfe – etwa beim Breitbandausbau, 
dem ÖPNV, der Straßeninfrastruktur, der 
Schulversorgung und der Infrastruktur im 
Bereich der Alten- und Krankenpflege“, 
so Klein abschließend. 
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Kurznachrichten

Allgemeines

Zahl der Alleinlebenden  
in NRW in den letzten zehn 
Jahren um eine halbe Million 
gestiegen 

Die Zahl der Alleinlebenden ist in Nord
rhein-Westfalen innerhalb von zehn Jah-
ren um eine halbe Millionen gestiegen. Im 
Jahr 2015 lebte jede fünfte Person (19,6 
Prozent) in Nordrhein-Westfalen allein. 
2005 hatte der Anteil noch bei 16,4 Pro-
zent gelegen. Die vergleichsweise stärk-
sten Zuwächse gab es bei den 35 bis 
64-Jährigen: Der Anteil der Alleinleben-
den stieg in dieser Altersgruppe zwischen 
2005 und 2015 von 14,8 Prozent auf 19,0 
Prozent. Der Anteil alleinlebender Männer 
in diesem Alter stieg überdurchschnittlich 

von 16,6 Prozent auf 21,7 Prozent.In den 
Großstädten (ab 100.000 Einwohnern) 
des Landes lag der Anteil Alleinlebender 
unter den 35 bis 64-Jährigen 2015 im 
Schnitt über dem Landesergebnis von 
19,0 Prozent. Unter den kreisfreien Städ-
ten und Kreisen hatten Alleinlebende 
mittleren Alters in Münster (29,0 Prozent) 
den höchsten und im Kreis Borken (10,3 
Prozent) den niedrigsten Anteil.
Alleinlebende zwischen 35 und 64 Jah-
ren waren seltener erwerbstätig, öfter 
auf staatliche Transferleistungen ange-
wiesen und stärker durch Armut bedroht 
als Männer und Frauen in Mehrpersonen-
haushalten. Rund jede(r) vierte Allein
lebende mittleren Alters musste mit einem 
Einkommen unterhalb der Schwelle zur 
Armutsgefährdung auskommen.
Diese und weitere interessante Ergeb-
nisse zur Situation der Alleinlebenden in 

Nordrhein-Westfalen sind in der Reihe 
Statistik kompakt unter dem Titel „Allein-
lebende in Nordrhein-Westfalen” ver-
öffentlicht (https://webshop.it.nrw.de/
details.php?id=21255). Datenbasis sind 
die Ergebnisse des Mikrozensus.
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Arbeit und Soziales

Regionaler Dialogprozess 
„Arbeit 4.0“ im Ober­
bergischen Kreis gestartet
45 Impulsgeber trafen sich unter der 
Schirmherrschaft von Landrat Jochen 
Hagt auf Initiative des Ministeriums für 
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bietet hier echte Chancen. Nur müssen 
diese Vorhaben von den Unternehmen 
mitgetragen werden. Die Kreisverwaltung 
braucht hier den Schulterschluss mit der 
Wirtschaft“, verdeutlichte OBK-Dezer-
nent Uwe Stranz. Die vielen anwesenden 
Wirtschaftsvertreter waren ganz bei ihm;
Zu sehr drückten das Fachkräfteproblem, 
die Mobilitätsfalle im ländlichen Raum 
sowie die oft weit entfernt liegenden 
Berufsschulangebote. Und zu begeisternd 
waren die Ideen wie „Blendet Learning: 
Smarte Ausbildung im virtuellen Klas-
senraum“, oder ein Haus als „Sozial-Co-
Working & Event-Space“ mit digitalem 
Schaufenster zu Angeboten in Unterneh-
men und ergänzenden Bausteinen im vir-
tuellen Raum, als Verbundangebot auch 
geeignet für kleine und junge Unterneh-
men. So würde auch ein derartiges Ver-
netzungszentrum den attraktiven Karrie-
restandort Oberberg stärken. „Dies ist 
für uns sehr interessant und wir würden 
dies durchaus nutzen“, bestätigte Barbara 
Höfel, Leiterin Personal und Mitglied der 
Geschäftsleitung bei BPW. Die Digitalisie-
rung verändert die Lebens- und Arbeits-
welt rasant. Auch im Oberbergischen Kreis 
sind bereits jetzt ganz konkrete Chancen 
und Herausforderungen erkennbar, da 
waren sich alle Anwesenden einig und 
erklärten ihre Bereitschaft weiter gemein-
sam an der Konkretisierung der Ideen zu 
arbeiten. „Wir werden das erste Ideenla-
bor Arbeit 4.0 auswerten und den roten 
Faden zusammen mit dem Oberbergi-
schen Kreis, dem IT Forum Oberberg und 
Fachkraftwerk weiter aufnehmen. Das 
Ministerium wissen wir auch in 2018 als 
Unterstützer an unserer Seite“, bestärkte 
Birgit Steuer, Leiterin der Regionalagen-
tur Region Köln. „Das nächste Angebot 
ist die Durchführung der IT ARENA bei 
Schmidt & Clemens, zu der das IT Forum 
Oberberg e.V. einladen wird“, so Vorsit-
zender Josef Haag.
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Digitalisierung

Ostwestfalen-Lippe wird 
erste digitale Modellregion  
in Nordrhein-Westfalen
Ostwestfalen-Lippe wird die erste digitale 
Modellregion in Nordrhein-Westfalen mit 
der Stadt Paderborn als Leitkommune: 
Diese erfreuliche Nachricht verkündete 
NRWs Wirtschafts- und Digitalminister, 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart, während einer 
Pressekonferenz in der Landeshauptstadt.
In der digitalen Modellregion Ostwest

bildung im Ober-
bergischen Kreis“ 
diskutiert.
„Die fortschreiten-
de Digitalisierung 
verändert unsere 
Arbeitswelt: Wel-
che Auswirkungen 
die Digitalisierung 
auf Organisationen 
und Gesellschaft 
haben wird, ist 
dabei nicht allein 
von der technolo-
gischen Entwick-
lung abhängig – 
sondern auch von 

der Frage, wie die 
Akteure der Arbeits-
welt diese gestalten. 

Hierbei gilt es, den Menschen in den Mit-
telpunkt des Handelns zu rücken“, bekräf-
tigte Dr. Jens Stuhldreier vom Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW 
in seinem Eingangsstatement.
Ziel war es im gemeinsamen Austausch 
zwischen Politik, Wirtschaft, Wissenschaft 
und Gesellschaft, die Chancen und Risi-
ken der Digitalisierung für die Region 
frühzeitig zu erkennen und transparent zu 
machen, um die Digitalisierung aktiv für 
die Oberbergische Region zu gestalten.
Und das ließen sich die Oberberger 
nicht zweimal sagen: rasch, konkret, an 
der Sache orientiert und in die Zukunft 
gerichtet wurde quergedacht, entwickelt 
und auch schon mögliche Finanzierungs-
wege ausgelotet. „Die Regionale 2025 

Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW 
mit der Regionalagentur Region Köln in 
Kooperation mit dem IT-Forum Oberberg 
e.V. und dem Oberbergischen Kreis (OBK) 
im Oberbergischen Ideenlabor Arbeit 4.0 
in Wiehl.
Als regionaler Dialogprozess „Arbeit 4.0“ 
konkretisierten Aktive aus Unternehmen, 
Kammern, Hochschulen, Verbänden und 
Institutionen Ideen zu Lösungsansätzen 
und verabredeten die weitere Zusammen-
arbeit im Ideenlabor Arbeit 4.0.
Dabei wurde die zentrale Frage, wie Digi-
talisierung die Arbeit im ländlichen Raum 
verändert, anhand der 3 Aspekte „Flexib-
les Arbeiten im Oberbergischen Kreis“, 
„Attraktivität des Oberbergischen Kreises 
für Fachkräfte“ und „Stärkung der Aus-

Die Ideen der Impulsgeber werden auf der „Ideenlandkarte NRW 
4.0 – gute und faire Arbeit˚ veröffentlicht.
� Quelle: OBK

„Wir möchten mit Ihnen in den Austausch kommen, Ziel ist es gemeinsam mit den Regio-
nen – NRW zum digitalen Spitzenstandort und zum Land der guten und fairen Arbeit im 
digitalen Wandel zu machen“, so Dr. Jens Stuhldreier vom MAGS NRW. � Quelle: OBK
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Stichwort Geonetzwerk
2013 als Pilotprojekt gegründet, gehört 
es seit Anfang 2017 zu den dauerhaf-
ten Aufgaben des Regionalverbandes 
Ruhr (RVR). Das Netzwerk hat immer 
das gesamte Ruhrgebiet im Blick und 
hält wichtige Geodaten der Region über 
Gewerbeflächen, Wohngebiete, Natur-
schutzareale oder Umwelt und Klima 
zentral bereit. Mitglieder sind neben 
dem RVR und dem Ennepe-Ruhr-Kreis 
die Städte Bochum, Bottrop, Dortmund, 
Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Hagen, 
Hamm, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen sowie die Kreise Reckling-
hausen, Unna und Wesel. Weitere Infor-
mationen und die Broschüre unter www.
geonetzwerk.metropoleruhr.de.
Stichwort Geodaten
Geodaten sind Daten, die einen eindeu-
tigen Raumbezug haben. Das heißt, sie 
sind auf der Erdoberfläche verortet und 
man kann sie in Form von Koordinaten 
oder Karten analog oder digital darstellen. 
Von besonderer Bedeutung für Geoda-
ten sind Metadaten, die die eigentlichen 
räumlichen Daten zum Beispiel hinsicht-
lich eines Zeitbezugs oder der Entstehung 
beschreiben. Geodaten gliedern sich in 
die Geobasisdaten, die in der Regel von 
den Vermessungsverwaltungen der Län-
der oder der Kommunen bereitgestellt 
werden und den Geofachdaten, die 
aus unterschiedlichen raumbezogenen 
Fachdatenbanken stammen. Durch das 
Zusammenführen von Sachdaten und 
Geobasisdaten entstehen vielfältige Nut-
zungsmöglichkeiten.
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Gesundheit

38 % der vollstationären 
Krankenhauspatienten  
wurden im Jahr 2016 operiert
Bei 38 % (7,1 Millionen) der knapp 19,0 
Millionen stationär in allgemeinen Kran-
kenhäusern behandelten Patientinnen 
und Patienten wurde im Jahr 2016 eine 
Operation durchgeführt. Gegenüber dem 
Vorjahr hat sich der Anteil nicht verän-
dert. Gut die Hälfte der Behandelten, die 
sich 2016 während ihres Krankenhaus-
aufenthaltes einem chirurgischen Eingriff 
unterziehen mussten, war 60 Jahre und 
älter. 
Zu den häufigsten Operationen in der 
Altersgruppe 60+ zählten sogenannte 
„andere Operationen am Darm“, zum 
Beispiel das Lösen von Verwachsungen 
oder die Aufdehnung von Darmabschnit-

Tablets hatten die Bürger die Möglichkeit 
auf einer digitalen Karte zu zeigen, wo sie 
sich im öffentlichen Raum in Herdecke 
wohl und unwohl fühlen.
Zusätzlich stand eine ausgedruckte Karte 
zur Verfügung. Viele Bürger nutzten auch 
die Möglichkeit zum direkten Gespräch, 
woraus sich wertvolle Analyseansätze 
ableiten ließen. „Alles zusammen ergab 
am Ende einen flächenhaften Gesamt-
eindruck des öffentlichen Raumes. Wohl- 
und  Unwohlfühlpunkte liegen jetzt auf 
einer Karte vor. Zudem ist erkennbarer, 
wie sich Entscheidungen über Standorte 
von Einrichtungen auswirken“, so Guido 
Michels, Leiter des Sachgebietes Geoin-
formation im Schwelmer Kreishaus.
Unter dem Titel „Lebenswerte Stadt“ 
findet sich das Projekt aus dem Ennepe-
Ruhr-Kreis in einer Broschüre, die das 
Geonetzwerk.metropoleRuhr jetzt prä-
sentiert. Die 68 Seiten liefern zum einen 
Informationen über die Herausforderun-
gen, Stärken und Zukunftsperspektiven 
des Netzwerkes, seine Mitglieder und 
seine Arbeit. Zum anderen wird an einer 
Vielzahl von Beispielen deutlich, wie Geo-
daten in den Städten und Kreisen helfen 
können, Verwaltungen leistungsfähiger 
und moderner zu machen. „Die Bochumer 
greifen das Thema Baustellenmanage-
ment auf und Duisburg präsentiert sei-
nen Kulturstadtplan für Kinder, Essen hat 
ein Baumkataster und einen Wärmeatlas 
realisiert und Hamm setzt auf Geodaten, 
wenn es um das Ansiedeln von Spielhallen 
geht“, nennt Michels Beispiele.

falen-Lippe arbeitet die Stadt eng zusam-
men mit dem Kreis Paderborn, der kreisan-
gehörigen Stadt Delbrück, der kreisfreien 
Stadt Bielefeld sowie der Bezirksregierung 
Detmold.
In den Verwaltungen sollen Projekte 
wie das digitale Bürgeramt, das digitale 
Gewerbeamt oder Straßenverkehrsamt 
realisiert und Themen wie E-Payment, 
elektronische Signatur und die elektroni-
sche Akte vorangebracht werden.
Landrat Manfred Müller: „Verwaltun-
gen in diesen Tagen haben sich längst als 
Dienstleister definiert. Die Digitalisierung 
ist die konsequente Fortsetzung dieses 
Servicegedankens. Dem Kreis Paderborn 
kommt in dem Projekt auch die Funktion 
zu, dieses Digitalisierungsprogramm in 
alle weiteren Städte und Gemeinden des 
Kreises auszurollen“.
Aber auch innovative digitale Lösungen in 
anderen Lebensbereichen wie Mobilität, 
Handel und Gesundheit sollen umgesetzt 
werden. Für innovative Geschäftsmodelle 
mit vorhandenen Daten spielt die kreati-
ve Gründerszene eine wichtige Rolle. Eine 
enge Kooperation mit der „garage33“ in 
Paderborn, der „founders foundation“ in 
Bielefeld oder auch „Denkwerk“ in Her-
ford wird ebenso angestrebt wie mit dem 
Spitzencluster it’s OWL.
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Geoinformations
wesen und 
Vermessung

Broschüre Geonetzwerk.
metropoleRuhr greift Projekt 
aus dem Ennepe-Ruhr-Kreis 
auf 
Was bedeutet Wohlfühlen, wie misst man 
Raumattraktivität und wie können Geo-
daten helfen, wenn es um das Wohlemp-
finden der Bürger geht? So theoretisch die 
Frage für Außenstehende zunächst klingt, 
so praktisch wurde sie von Experten der 
Hochschule Bochum, der Stadt Herdecke 
und des Ennepe-Ruhr-Kreises gelöst. Sie 
setzten in einem Pilotprojekt mehrere 
Methoden zur Messung des raumbezoge-
nen Wohlempfindens ein.
Beispiele für die Aktivitäten: Per Briefum-
frage wurden Daten unter anderen mit 
Bezug auf die Zufriedenheit mit dem 
kulturellen Angebot, mit der Anbindung 
an den Nahverkehr oder mit den Grün-
anlagen erhoben. Die fußläufige Erreich-
barkeit von wichtigen Einrichtungen in 
der Stadt wurde berechnet. Mit App und 

Deckblatt der Broschüre, die das Geonetz-
werk.metropoleRuhr jetzt präsentiert.
� Quelle: Ennepe-Ruhr-Kreis
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des Kniegelenks mit 16.447 Fällen. Hirn-
infarkte waren in 14.544 Fällen Grund des 
Aufenthaltes.
Das Durchschnittsalter der behandelten 
Patienten lag bei 63,1 Jahren. In 45,6 
Prozent aller Fälle waren die Patienten 
65 Jahre oder älter. Die meisten Behand-
lungen wurden in der Altersgruppe der 
40- bis unter 65-Jährigen (47,8 Prozent) 
durchgeführt.
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Geriatriesymposium im Kreis 
Unna – Lange Wunschliste für 
optimale Versorgung älterer 
Menschen 
In der medizinischen Versorgung älterer 
Patienten müssen ambulante und statio-
näre Kräfte besser und enger zusammen-
arbeiten. Dieses zentrale Ziel formulierten 
Vertreter von Krankenhäusern, niederge-
lassenen Ärzten, aus der Pflege und der 
Krankenkassen beim Geriatriesymposium 
2017.
Rund 90 Teilnehmer aus Pflege- und 
Therapieeinrichtungen, Krankenhäusern, 
sozialen Verbänden und der Ärzteschaft 
folgten der Einladung des Geriatriever-
bundes Kreis Unna und kamen damit 
diesem Plan schon einen kleinen Schritt 
näher: Sie netzwerkten über ihre beruf
lichen Grenzen hinweg.
Der Geriatrieverbund steckt – wie die 
Fachdisziplin der Altersmedizin selbst 
– noch in den Kinderschuhen. Seit der 
Gründung vor drei Jahren arbeiten die 
konfessionellen Krankenhäuser im Kreis 
Unna, der LWL, das „Gesundheitsnetz“ 
(Zusammenschluss niedergelassener 
Ärzte, Zahnärzte, Apotheker, Kranken-

häuser) und der Kreis Unna im Bereich 
Geriatrie vertrauensvoll und abseits des 
sonst üblichen Wettbewerbs zusammen. 
Denn sie wissen: Eine wohnortnahe, qua-
litativ hochwertige Versorgung der wach-

Zu den hier betrachteten Osteoporo-
seerkrankungen zählen Osteoporosen 
mit oder ohne pathologischen Frakturen, 
aber auch Osteomalazien sowie sonstige 
Veränderungen der Knochendichte und 
-struktur. Nicht berücksichtigt wurden 
in der vorliegenden Auswertung die auf 
Vitaminmangel zurückzuführenden Kno-
chenanomalien bei Kindern und Jugend-
lichen (Rachitis). Die vorliegenden Daten 
stammen aus der Krankenhausdiagnose-
statistik, in der die vollstationär behandel-
ten Patientinnen und Patienten nach ihrer 
Hauptdiagnose einschließlich sog. Stun-
denfälle ausgewiesen werden. Als Haupt-
diagnose gilt dabei die Diagnose mit dem 
größten Anteil an der Behandlungsdauer 
bzw. an der medizinischen Leistung.
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Im Jahr 2016 wurden in 
NRW 208.101 Patienten aus 
Vorsorge- und Rehabilita­
tionseinrichtungen entlassen 
Im Jahr 2016 wurden 208.101 Patientin-
nen und Patienten aus nordrhein-westfä-
lischen Vorsorge- oder Rehabilitationsein-
richtungen mit mehr als 100 Betten ent-
lassen. Das waren 2.079 Behandlungsfälle 
mehr als 2015 (+1,0 Prozent).
Der häufigste Anlass für die durchgeführ-
te stationäre Behandlung in einer Vor-
sorge- oder Rehabilitationseinrichtung 
waren 2016 Krankheiten des Muskel-
Skelett-Systems und des Bindegewebes 
mit 65.741 Fällen (31,6 Prozent), gefolgt 
von Krankheiten des Kreislaufsystems mit 
41.103 Fällen (19,8 Prozent) und psy-
chischen und Verhaltensstörungen mit 
25.324 Fällen (12,2 Prozent).

Die zu den Krankheiten des Muskel-
Skelett-Systems und des Bindegewebes 
gehörenden Arthrosen des Hüftgelenks 
waren mit 16.896 Fällen die häufigste 
Hauptdiagnose, gefolgt von Arthrosen 

ten. Danach folgten endoskopische Ope-
rationen an den Gallengängen und vor 
allem bei Frauen die Implantation einer 
Endoprothese am Hüftgelenk. 
Arthroskopische Operationen am Gelenk-
knorpel und an den Menisken spielten vor 
allem bei den 45- bis 59-Jährigen eine 
große Rolle. Bei den Frauen in diesem 
Alter lagen die Operationen an Mittel-
fußknochen oder den Zehengliedern des 
Fußes an erster Stelle. Bei den Männern 
folgte nach den arthroskopischen Gelenk
operationen der Zugang zur Lendenwir-
belsäule, zum Kreuzbein und zum Steiß-
bein. 
Bei Frauen von 15 bis 44 Jahre waren 
Operationen, die im Zusammenhang mit 
Entbindungen stehen, am häufigsten. 
Bei Männern dieser Altersgruppe wurden 
in erster Linie operative Eingriffe an der 
unteren Nasenmuschel vorgenommen. 
Bei Kindern bis 14 Jahre gehörten das Ein-
schneiden des Trommelfells zur Eröffnung 
der Paukenhöhle sowie die Entfernung 
der Rachenmandeln zu den häufigsten 
chirurgischen Eingriffen.
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2016 wurden knapp 15.000 
Patienten wegen Osteo­
poroseerkrankungen in NRW-
Krankenhäusern stationär 
behandelt 
Im Jahr 2016 wurden in den nordrhein-
westfälischen Krankenhäusern 14.876 
Patientinnen und Patienten aufgrund 
einer Osteoporoseerkrankung stationär 
behandelt. Anlässlich des Welt-Osteopo-
rose-Tages wurde ermittelt, dass dies 3,8 
Prozent mehr Behandlungsfälle als 2015 
(14.336) und 30,0 Prozent mehr als 2006 
(11.446) waren. Mehr als zwei Drittel 
(67,9 Prozent) der behandelten Patienten 
waren Frauen.
Osteoporose ist nicht ausschließlich eine 
Erkrankung älterer Menschen, aber die 
Folgen von Osteoporoseerkrankungen 
werden meist erst im höheren Alter sicht-
bar. 86,3 Prozent der Patientinnen und 
Patienten waren 40 Jahre oder älter, gut 
zwei Drittel (70,8 Prozent) mindestens 
60 Jahre alt; etwa ein Drittel (33,6 Pro-
zent) war bereits mindestens 80 Jahre alt. 
Auch Kinder und Jugendliche können an 
dieser Erkrankung leiden: 2016 waren 3,7 
Prozent aller Osteoporose-Patienten min-
derjährig, wobei bei den insgesamt 551 
behandelten Kindern und Jugendlichen 
überwiegend eine verminderte Heilfähig-
keit bei einer erlittenen Fraktur behandelt 
wurde.

Aus nordrhein-westfälischen Vorsorge- und Rehaeinrichtungen  
(mit über 100 Betten) im Jahr 2016 entlassene Patienten

Rang ICD*) Hauptdiagnose insgesamt männlich weiblich

1 M16 Koxarthrose 
  (Arthrose des Hüftgelenkes) 16.896 6.026 10.870

2 M17 Gonarthrose 
  (Arthrose des Kniegelenkes) 16.447 5.876 10.571

3 I63 Hirninfarkt 14.544 6.376 8.168

    sonstige Diagnosen 160.214 80.348 79.866

    Insgesamt 208.101 98.262 109.475

*) Internationale statistische Klassifikation der Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme (ICD–10)
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Auch im Vergleich zu den beiden anderen 
Bereichen des Gesundheits- und Sozial-
wesens verzeichneten Beschäftigte des 
Gesundheitswesens in Nordrhein-Westfa-
len höhere Einkommen: Vollzeitbeschäf-
tigte, die Kinder, Kranke, Pflegebedürftige 
oder ältere Menschen in Heimen betreuen, 
erzielten 2016 ein Durchschnittseinkom-
men von 44.115 Euro pro Jahr; im Sozial
wesen waren es 42.290 Euro und damit 
nahezu ein Viertel (22,8 Prozent) weniger 
als im Gesundheitswesen. Teilzeitbeschäf-
tige im Gesundheitswesen verdienten mit 
27.956 Euro im Schnitt mehr als ihre Kol-
leginnen und Kollegen in Heimen oder im 
Sozialwesen. Geringfügig Beschäftigte im 
Gesundheitswesen erzielten hingegen mit 
jährlich 4.181 Euro niedrigere Einkommen 
als ihre geringfügig beschäftigten Kollegen 
in Heimen oder im Sozialwesen.
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Inklusion

„Wenn Sie wollen, über­
nehme ich das Ausfüllen“ 
– Kleiner Knigge berät im 
Umgang mit außergewöhn­
lichen Menschen im Rhein-
Sieg-Kreis  
„Wenn Sie wollen, übernehme ich gerne 
das Ausfüllen des Formulars“, lautet ein 
Tipp für Mitarbeitende in der Kreisver-
waltung für den Umgang mit außerge-
wöhnlichen Menschen. Soll ich helfen 
und wenn ja wie? – lautete die Ausgangs-
frage für Beispiele zum richtigen Umgang 
mit unterschiedlichen Menschen, so einer 
blinden Frau oder einem stark zitternden 
Mann, die ein Formular ausfüllen müssen. 
Mit der vorgeschlagenen Verhaltensweise 
wird dem Mitmenschen signalisiert, dass 
er ernst genommen und sich gekümmert 
wird, doch dem Gegenüber wird die Ent-
scheidung überlassen, selbstbestimmt 

für Patienten und 
Angehörige durch 
den Dschungel von 
ambulanten Hilfen 
und bürokratischen 
Hürden forder-
te Jochen Laible, 
Krankenpfleger-
Experte der Diako-
nie Hellweg.
Das Symposium, 
das neben der 
Podiumsdiskussi-
on um die Zukunft 
der Geriatrie auch 
aus Fachvorträgen 
bestand, soll sich 
möglichst bald als 

Veranstaltungsreihe 
etablieren.

Sämtliche Mitglieder des Geriatriever-
bundes Kreis Unna stellen sich und ihre 
geriatrische Arbeit in einer neuen gemein-
samen Broschüre vor. Die Broschüre kann 
auf den Websites der einzelnen Kliniken 
eingesehen oder beim Evangelischen 
Krankenhaus Unna, Holbeinstraße 10 in 
59423 Unna, angefordert werden: Tele-
fon 02303-106 211, E-Mail info@ek-
unna.de 
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2016 wurden in NRW  
überdurchschnittliche  
Verdienste im Gesundheits­
wesen erzielt 
Im nordrhein-westfälischen Gesund-
heitswesen erzielten Vollzeitbeschäftigte 
im Jahr 2016 einen durchschnittlichen 
Bruttojahresverdienst von 54.810 Euro. 
Damit lagen die Verdienste in Kranken-
häusern sowie Arzt- und Zahnarztpra-
xen um 10,8 Prozent über dem Durch-
schnittswert des Dienstleistungsbereiches 
(49.462 Euro) und um 9,1 Prozent über 
dem der Gesamtwirtschaft (50.246 Euro).

senden Zahl älterer Patienten kann nur 
gelingen, wenn alle Beteiligten an einem 
Strang ziehen.
„Schön, dass Sie sich für die würdevolle 
Versorgung alter Menschen einsetzen“, 
lobte Bärbel Wiedermann, Vorsitzende 
der Ärztekammer Westfalen-Lippe/Ver-
sorgungsbezirk Dortmund. Der Verbund 
sei vorbildlich, sie kenne nichts Vergleich-
bares, erklärte Wiedermann während 
ihrer Moderation der Podiumsdiskussion 
weiter. Lob gab es auch vom Regionaldi-
rektor der AOK Kreis Unna. In der Sozial- 
und Altenplanung sei der Verbund sehr 
gut unterwegs, so Thomas Drees.
Vize-Landrat Martin Wiggermann, der 
das Symposium auf Haus Opherdicke 
eröffnet hatte, hob die Bedeutung des 
Verbundes und seiner Aufgaben hervor: 
Es gehe beim Thema Altersmedizin um 
nichts Geringeres als die Menschenwürde.  
Für die Verbundmitglieder gilt es jetzt, 
möglichst viele weitere Mitstreiter auf 
allen Ebenen zu finden und so dem Ziel 
der besseren Zusammenarbeit näher 
zu kommen. „Mein Traum ist, dass ein 
altengerechtes Krankenhaus bald richtig 
hip gefunden wird“, warb der niederge-
lassene Allgemeinmediziner Dr. Paul Jan-
sen aus Kamen um mehr Beachtung für 
die fachübergreifende Disziplin. Dann 
ginge sicherlich auch der Wunsch von Dr. 
Harald Günther, Chefarzt der Geriatrie 
am St. Marien Hospital Lünen, nach mehr 
Ansehen in Erfüllung. „Noch ist das Fach 
im Medizinstudium einfach unsexy.“
Christian Larisch, Geschäftsführer des 
katholischen Hospitalverbundes Hellweg, 
forderte in der Podiumsdiskussion ein 
„Umdenken für Pflegeberufe“, damit die 
Herausforderung einer immer älter (und 
kränker) werdenden Gesellschaft auch 
noch in 20 und 40 Jahren mit ausreichend 
qualifiziertem und engagiertem Personal 
gestemmt werden kann. „Lebenslotsen“ 

Die Vertreter der Institutionen und der Kreisverwaltung trafen sich 
auf Haus Opherdicke zum Geriatriesymposium.� Quelle: Kreis Unna

Durchschnittliche Bruttojahresverdienste1) in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2016

Wirtschaftsabschnitte  
(WZ 2008)

Vollzeit- 
beschäftigte

Teilzeit- 
beschäftigte

geringfügig  
Beschäftigte

1) laufende Bezüge inkl. Sonderzahlungen

  Gesundheits- und Sozialwesen 50.276 € 25.014 € 4.331 €

    Gesundheitswesen 54.810 € 27.956 € 4.181 €

    Heime 44.115 € 23.085 € 4.593 €

    Sozialwesen 42.290 € 22.835 € 4.253 €

  Dienstleistungen 49.462 € 24.096 € 3.961 €

Gesamtwirtschaft 50.246 € 24.382 € 3.995 €
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Unterstützung geboten, die bestehende 
personelle und finanzielle Ressourcen vor 
Ort berücksichtigt. Der Prozess soll hel-
fen, die eigene Einstellung zu reflektieren, 
Vielfalt als Chance zu sehen, für Neues 
offen zu bleiben. Gemeinsam werden 
Handlungsempfehlungen entwickelt und 
erste Maßnahmen eingeleitet.
Ganz unterschiedliche Themenbereiche 
werden während des Prozesses betrach-
tet. Gibt es beispielsweise ein interkultu-
relles Leitbild? Wie sieht die personelle 
Situation in der Organisation im Hinblick 
auf die kulturellen Hintergründe aus? Gibt 
es Fortbildungen für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter? Dabei werden die Beteiligten 
immer wieder mit dem Motto des Siegels 
konfrontiert: „Wer verstehen will, muss 
manchmal die Perspektive ändern.“
Als Pilotkommunen konnten die Städte 
Niederkassel und Meckenheim gewon-
nen werden. „Integrationsarbeit ist für 
uns nichts Neues“, sind sich Niederkassels 
Bürgermeister, Stephan Vehreschild und 
Meckenheims erster Beigeordneter Holger 
Jung einig. „Wir sind aber sehr dankbar, 
dass wir nun Unterstützung erfahren in 
einem Prozess, in dem man sich Tag für 
Tag reflektieren muss. Hinter dem Siegel 
steckt viel Arbeit, aber wir stellen uns ihr 
gerne.“
Der Prozess für den Erwerb des Siegels 
dauert ca. ein Jahr; nach einem weite-
ren Jahr wird der Zwischenstand geprüft 
und nach zwei Jahren erfolgt – nach 
vorheriger Überprüfung durch eine Jury 
bestehend aus den Leitungen der Integra-
tionsagenturen, des Kommunalen Inte-
grationszentrums des Rhein-Sieg-Kreises 
und der Leitung des Sozialamtes bzw. des 
Sozialdezernates – die Rezertifizierung.
Hintergrund
Der Rhein-Sieg-Kreis hat mit Beschluss des 
Kreistages und durch Förderung des Lan-
des NRW ein Kommunales Integrations-
zentrum (KI) eingerichtet. Am 06.11.2014 
hat das KI seine Arbeit aufgenommen. 
Organisatorisch ist das multiprofessionelle 
Team aus Sozialpädagoginnen, Verwal-
tungsfachkräften, Lehrerinnen und Leh-
rern unter Leitung von Antje Dinstühler als 
Stabsstelle unmittelbar an Kreisdirektorin 
und Sozialdezernentin Annerose Heinze 
angebunden. Als inzwischen etablierte 
Schnittstelle zwischen allen Akteuren der 
Integrationsarbeit im Rhein-Sieg-Kreis 
umfasst das Netzwerk des KI mittlerweile 
weit mehr als 300 Kooperationspartnerin-
nen und Kooperationspartner.
Zu den Kernaufgaben des KI gehört die 
Verbesserung der Bildungssituation von 
Kindern und Jugendlichen mit Zuwan-
derungsgeschichte. Darüber hinaus rich-
tet sich der Fokus darauf, Integration als 
Querschnittsaufgabe auszugestalten. Der 

markt, Erziehung und Bildung. Der Akti-
onsplan Inklusion ist auf der Homepage 
des Rhein-Sieg-Kreises einzusehen und 
herunterzuladen über http://www.rhein-
sieg-kreis.de/cms100/buergerservice/
aemter/soziales/menschen_mit_behinde-
rungen.          
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Integration

Neues Kooperationsprojekt 
im Rhein-Sieg-Kreis  
vorgestellt: „Interkulturell 
orientiert“ stößt Prozesse an
„Interkulturelle Öffnung geht uns alle 
an – Verwaltungen, Institutionen und 
Organisationen“, so Landrat Sebastian 
Schuster anlässlich der Vorstellung des 
neuen Kooperationsprojektes des Rhein-
Sieg-Kreises und der Integrationsagen-
turen des Caritasverbandes Rhein-Sieg 
e.V., des Diakonischen Werkes des Ev. 
Kirchenkreises An Sieg und Rhein sowie 
der Kurdischen Gemeinschaft Rhein-Sieg/
Bonn. Gemeinsam haben sie das Sie-
gel „Interkulturell orientiert“ entwickelt 
und werden es ab sofort gemeinsam den 
Verwaltungen, Institutionen und Orga-
nisationen verleihen, die den erarbeite-
ten Prozess durchlaufen haben. Mit der 
Unterzeichnung einer Kooperationsver-
einbarung bekundeten Landrat Sebastian 
Schuster sowie die Geschäftsführer der 
drei Kooperationspartner Musa Ataman, 
Patrick Ehmann und Harald Klippel nun 
auch offiziell, dass sie sich gemeinsam auf 
den Weg machen wollen.
Interkulturelle Öffnung ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe und derzeit in 
aller Munde. „Wir lassen den Worten nun 
Taten folgen und ich hoffe, dass dieses 
Kind – das Siegel „Interkulturell orien-
tiert“, das es in der Form in ganz NRW 
nicht gibt – Schule macht“, sagt Kreis
direktorin Annerose Heinze.
Was soll mit dem Siegel „Interkulturell 
orientiert“ erreicht werden? Den vier 
Beteiligten ist es wichtig, dafür zu wer-
ben, dass interkulturelle Öffnung ein 
permanenter Prozess ist, in den sich alle 
Verwaltungen, Institutionen und Orga-
nisationen im Rhein-Sieg-Kreis begeben 
können. „Interkulturelle Öffnung ist keine 
Einbahnstraße – jeder muss sich auf den 
anderen einlassen, damit sie funktioniert. 
Wir müssen dabei unsere Kompetenzen 
zusammen bringen“, fasst Harald Klippel 
die Motivation der Integrationsagenturen 
zusammen. Auf dem Weg zur Siegelverlei-
hung werden individuelle und kostenlose 

Hilfe anzunehmen. Dies ist ein Praxisbei-
spiel aus dem Heftchen „Kleiner Knigge 
für Mitarbeitende der Verwaltung im 
Umgang mit außergewöhnlichen Men-
schen“, welches jetzt allen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Kreisverwaltung 
von Landrat Sebastian Schuster ausge-
händigt wurde. Der Text – entlehnt einem 
Leitfaden des Rheinisch-Bergischen-Krei-
ses und angepasst an die Gegebenhei-
ten des Rhein-Sieg-Kreises – stammt von 
Rainer Schmidt, Kabarettist und selbst 
behindert. Wie gebe ich einem einar-
migen Menschen die Hand? Darf ich zu 
einem Blinden sagen „Schauen Sie mal“? 
Mit Witz und Humor beschreibt er unter-
schiedliche Situationen, die am Arbeits-
platz im Umgang mit außergewöhnlichen 
Menschen entstehen können und gibt 
Tipps, die Unsicherheiten auf beiden Sei-
ten vermeiden sollen.
„Die Broschüre ist ein erstes konkretes 
Umsetzungsprojekt des im April 2017 
vom Kreistag verabschiedeten Aktions-
plans Inklusion. Seitdem wurden bereits 
22 Projekte und Maßnahmen entwickelt. 
Hiervon sollen zehn Maßnahmen bis Ende 
2018 umgesetzt werden“, zieht Stephan 
Liermann, Leiter des Kreissozialamtes, 
eine erste Zwischenbilanz. „Wichtig ist 
uns, das Bewusstsein der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Kreisverwaltung 
für den Umgang mit Menschen mit unter-
schiedlichen Behinderungen zu schulen, 
ihnen Sicherheit im täglichen Umgang zu 
vermitteln und die Bedarfe der Betreffen-
den aufzuzeigen“, so Stephan Liermann.
Zu weiteren Projekten, die kurz- bis mit-
telfristig umgesetzt werden sollen, gehört 
die Auszeichnung von Menschen mit 
Behinderung, die im Sport besondere Lei-
stungen erbringen. Und zurzeit erörtert 
der Inklusions-Fachbeirat mit den Ver-
kehrsbetrieben die Möglichkeiten barrie-
refreier Fahrgastinformation.    
Mit dem Aktionsplan soll Inklusion inner-
halb der Kreisverwaltung umgesetzt, 
inklusives Leben im Rhein-Sieg-Kreis 
unterstützt und ein kreisweiter Dialog 
über Inklusion angestoßen werden.
Der Aktionsplan Inklusion wurde im 
Kreistag am 04.04.2017 beschlossen. Er 
dient der Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention im Rhein-Sieg-Kreis. 
Zahlreiche Akteure, das Dortmunder Büro 
für Raumplanung und Stadtentwicklung 
„StadtRaumKonzept“ und eine Lenkungs-
runde mit Kreispolitik, Verwaltung und 
Inklusions-Fachbeirat, sind beteiligt. Die 
Maßnahmen beziehen sich auf die Hand-
lungsfelder Partizipation und Bewusst-
seinsbildung, Kommunikation und Infor-
mation, Mobilität und Barrierefreiheit, 
Kultur, Freizeit, Sport, sowie Wohnen, 
Gesundheit, Pflege, Versorgung, Arbeits-
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Prozent). Den geringsten Zulauf verbuch-
ten die Studiengänge für die Primarstufe 
an Grund- und Hauptschulen mit 2.809 
Anträgen (+2,7 Prozent) für das erste 
Fachsemester. Die Gesamtzahl der Stu-
dierenden in Lehramtsstudiengängen lag 

zum Wintersemester 2016/17 mit 60.673 
Einschreibungen in etwa auf dem Niveau 
des Vorjahres (−0,2 Prozent). Der größte 
Standort für Lehramtsstudiengänge war 
im Studienjahr 2016 die Universität Köln 
mit 13.441 Studierenden, gefolgt von  
den Universitäten Duisburg-Essen mit 
8.295 und Paderborn mit 7.111 Einschrei-
bungen.
Ein Studienjahr umfasst das Sommerse-
mester des entsprechenden Kalenderjah-
res sowie das darauf folgende Winterse-
mester. Die Zahl der Studienanfänger im 
ersten Fachsemester bezieht sich auf das 
gesamte Studienjahr – die Zahl der Studie-
renden wird jeweils zu Beginn des jeweili-
gen Wintersemesters gezählt.
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Umwelt und
Landwirtschaft

Gemüse, Obst, Blumen  
und Zierpflanzen wurden 
2016 in NRW auf mehr als 
36.500 Hektar produziert 
Im Jahr 2016 produzierten 3.273 Betrie-
be in Nordrhein-Westfalen Gartenbau-
erzeugnisse auf 36.548 Hektar gärtneri-

tagsbetreuung an, d. h. nur ein Teil der 
Schülerinnen und Schüler nahm verpflich-
tend ein Ganztag teil. An Grundschulen 
nahmen im abgelaufenen Schuljahr 44,1 
Prozent der Schüler ein Ganztagsangebot 
wahr.

64.192 (20,8 Prozent) der 308.860 Real-
schüler und 83.525 (24,6 Prozent) der 
339.790 Gymnasiasten in der Sekundar-
stufe I wurden entweder ganztags unter-
richtet oder sie nahmen Betreuungsange-
bote, wie beispielsweise die Übermittags-
betreuung, wahr.
Schulen, die nicht zu den Ganztagsschu-
len gehören, boten zum Teil sonstige 
Betreuungsangebote an. Hierzu zählen 
Maßnahmen wie z. B. „Schule von acht 
bis eins” und „Übermittagbetreuung”. 
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NRW-Hochschulen: 17.646 
neue Lehramtsstudierende  
im Jahr 2016 
Im Studienjahr 2016 haben 17.646 Män-
ner und Frauen ihr erstes Fachsemester in 
einem Lehramtsstudium begonnen. Dies 
waren 7,9 Prozent mehr waren als im Jahr 
2015. Mehr als die Hälfte der Studienstar-
ter (9.584) strebten einen Abschluss als 
Lehrkraft in der Sekundarstufe II an. 7.715 
von ihnen wollten später in allgemeinbil-
denden Schulen tätig werden (+11,8 Pro-
zent gegenüber 2015), 1.869 Studierende 
im Erstsemester belegten ein Studium für 
die spätere Arbeit in der Sekundarstufe 
II an den berufsbildenden Schulen (+5,6 

Schwerpunkt liegt in diesem Handlungs-
feld bei der Interkulturellen Öffnung von 
Verwaltungen und Institutionen sowie 
der Verbesserung der gesundheitlichen 
Versorgung.
Seit 2007 fördert das Land Nordrhein-
Westfalen in Trägerschaft der Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege Inte-
grationsagenturen für die Belange von 
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. 
Ziel ist eine systematische Förderung der 
Integrationsarbeit zwischen Kommunen, 
freien Trägern, den Migrantenselbstorga-
nisationen und dem Land. Hierbei arbei-
ten die Integrationsagenturen in den vier 
Aufgabenfeldern: „Interkulturelle Öff-
nung von Diensten und Einrichtungen“, 
„Sozialraumorientierte Arbeit“, „Förde-
rung des bürgerschaftlichen Engagements 
von und für Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte“ und „Antidiskriminie-
rungsarbeit“.
Integrationsagenturen sind wichtige Part-
ner in der praktischen Arbeit vor Ort und 
fördern und entwickeln zentrale Beiträge 
zur nachholenden und weiterführenden 
Integrationsarbeit. Sie unterstützen lokale 
Angebote und initiieren eigene Angebo-
te, um einen respektvollen Umgang im 
Zusammenleben von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft zu forcieren, Diskri-
minierung vorzubeugen und Hilfestellun-
gen bei Konflikten zu geben.
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Schule und
Weiterbildung

Nahezu die Hälfte der  
Schülerinnen und Schüler in 
NRW besuchten im Schuljahr 
2016/17 eine Ganztagsschule 
48,2 Prozent der 1,7 Millionen Schülerin-
nen und Schüler in der Primarstufe und 
der Sekundarstufe I der allgemeinbilden-
den Schulen in NRW nahmen im Schuljahr 
2016/17 ein Ganztagsangebot und weite-
re 5,4 Prozent sonstige Betreuungsmaß-
nahmen an ihren Schulen in Anspruch. 
Fünf Jahre zuvor hatten die Anteile bei 
34,8 bzw. 9,1 Prozent gelegen.
An den in der Regel als gebundene 
Ganztagsschule angelegten Gesamt- 
und Gemeinschaftsschulen nahmen alle 
Schülerinnen und Schüler verpflichtend 
am Nachmittagsangebot teil. An Real-
schulen und Gymnasien wurden mit 22,7 
bzw. 25,8 Prozent die wenigsten Kinder 
ganztags betreut. Im Primarbereich boten 
die meisten Schulen eine offene Ganz-

� Quelle: IT.NRW
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Mitarbeitern für Dienstfahrten zur Ver-
fügung. „Sie ersetzen fünf Polo-Modelle 
mit Dieselmotor“, sagt Kreisdirektor Dr. 
Thomas Wilk. „Damit sind unsere Mitar-
beiter sauber, schnell und bequem unter-
wegs. Und Spaß macht es auch noch, die 
Fahrzeuge zu fahren.“ Die Golfs verfügen 
nämlich über ein 1-Gang-Getriebe, das 
unterbre-chungsfrei beschleunigt – und 
das völlig geräuschlos. 
Gute Erfahrung mit E-Fahrzeug
Die fünf neuen E-Golfs sind dabei nicht 

kation steht ab sofort auf der Internetseite 
des Arbeitskreises zum kostenlosen Down-
load bereit.
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Wirtschaft und
Verkehr

Neue Dienst­
fahrzeuge –  
Kreis Unna 
setzt weiter  
auf E-Mobi­
lität
Die Kreisverwal-
tung Unna geht 
in Sachen E-Mobi-
lität weiter mit 
gutem Beispiel 
voran: Fünf neue 
Elektro-Fahrzeu-
ge ersetzen fünf 
Diesel-Fahrzeuge. 
Die neuen E-Golfs 
stehen seit Mitte 
Oktober im Fuhr-
park der Kreis-
verwaltung den 

scher Nutzfläche. Die jetzt vorliegenden 
Ergebnisse der Agrarstrukturerhebung 
2016 belegen, dass es sich bei 2.237 
Betrieben um Gartenbaubetriebe mit 
dem Schwerpunkt Erzeugung handelt. 
Zur Erzeugung zählen unter anderem der 
Anbau von Blumen und Zierpflanzen (729 
Betriebe, 2.094 Hektar), der Gemüsebau 
(516 Betriebe, 13.907 Hektar), Baum-
schulen (216 Betriebe, 3.365 Hektar) 
und der Obstanbau (133 Betriebe, 2.063 
Hektar). Bei 258 Gartenbaubetrieben lag 
der Schwerpunkt auf Handel und Dienst-
leistungen, 778 Betrieben waren landwirt-
schaftliche Betriebe mit Gartenbau.
Der Gartenbau hatte seinen Schwerpunkt 
in den Regierungsbezirken Düsseldorf 
(1.354 Betriebe, 13.485 Hektar) und Köln 
(728, 11.489 Hektar). Hier befanden sich 
mit dem Kreis Viersen (4.385 Hektar) 
und dem Rhein-Sieg-Kreis (4.052 Hektar)  
auch die Kreise mit den größten gärtne-
rischen Nutzflächen. Bei den Betriebszah-
len lag der Kreis Kleve mit 549 Betrieben 
vorne.
Die Daten zu Betrieben mit Anbau von 
Gartenbauerzeugnissen wurden im Rah-
men der Agrarstrukturerhebung 2016 bei 
Betrieben erfasst, die über eine vorgege-
bene Mindestgröße an pflanzlichen und/
oder tierischen Erzeugungseinheiten ver-
fügten. 
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Umweltökologische  
Kennziffern für Nordrhein-
Westfalen im Zeitvergleich 
Das Haus- und Sperrmüllaufkommen war 
in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2015 mit 
211,4 Kilogramm pro Einwohner um 19 
Kilogramm niedriger als 2005. Der Roh-
stoffverbrauch hat sich im selben Zeit-
raum von 21,6 Tonnen je Einwohner auf 
20,5 Tonnen verringert. Auch bei weite-
ren umweltökologischen Kennziffern, wie 
z. B. Treibhausgasemissionen oder End-
energieverbrauch privater Haushalte, gab 
es Rückgänge. Von 2005 bis 2015 erhöh-
te sich in NRW die Wirtschaftsleistung 
(preisbereinigtes, verkettetes Brutto
inlandsprodukt) je Einwohner um zwölf 
Prozent, während die Einwohnerzahl im 
selben Zeitraum fast unverändert (−0,5 
Prozent) blieb.
Diese und weitere Ergebnisse zur Umwelt-
beanspruchung in Nordrhein-Westfalen 
und den anderen Bundesländern finden 
Sie in der aktuellen Veröffentlichung des 
Arbeitskreises „Umweltökonomische 
Gesamtrechnungen der Länder” (Band 1 – 
Indikatoren und Kennzahlen). Diese Publi-

� Quelle: IT.NRW

Landrat Michael Makiolla (4.v.r.), Kreisdirektor Dr. Thomas Wilk 
(4.v.l.) und Holger Gutzeit (Leiter Zentrale Dienste, 2.v.r.) stellen 
gemeinsam mit Tanja Fityka (Sachgebietsleiterin Service und Logi-
stik, r.), Tobias Reinhard (l.), Jochen Pfeiffer (3.v.l.), Marcus Wie-
senthal (2.v.l., Mitarbeiter im Fuhrparkmanagement) und Thomas 
Weigel (Stadtwerke Unna, 3.v.r.) die neuen Fahrzeuge vor.
 � Quelle: Max Rolke – Kreis Unna 
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machen, bei denen es sich zum Großteil 
um ehrenamtlich Tätige handelte. „Ich 
danke ganz besonders den hier beteilig-
ten Ehrenamtlern, die im Ernstfall für den 
Schutz unserer Bürgerinnen und Bürger 
da sind und ohne der Katastrophenschutz 
im Rhein-Sieg-Kreis nicht funktionieren 
würde.“
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Rettungswachen im Kreis 
Paderborn von der Unfall­
kasse NRW für Arbeits- und 
Gesundheitsschutz prämiert  
Unternehmen, die für die Zukunft auf-
gestellt sein wollen, brauchen vor allem 

eines: Gesun-
de Mitarbeiter, 
die sich in einem 
sicheren Arbeits-
umfeld bewegen. 
Beides haben die 
zehn Rettungswa-
chen des Kreises 
Paderborn. Die 
Unfallkasse NRW 
honoriert dies mit 
einer Prämie von 
4.000 Euro.
„Wir alle haben 
nur eine Gesund-
heit und daher 
sollten wir so viel 
wie möglich dafür 
tun, um sie zu 
erhalten“, sagt der 
Leiter der Kreis-
feuerwehrzentrale 
Theodor Klee-
mann. Er betonte, 
dass sich der Kreis 
Paderborn als Trä-
ger des Rettungs-

dienstes mit der Organisation von Sicher-
heit und Gesundheit intensiv auseinan-
dersetze und so nachhaltige Strukturen 
schaffe. „Wir freuen uns sehr, dass unser 
Engagement mit einer Prämie belohnt 
wird, wenngleich die größte Belohnung 
natürlich gesunde Mitarbeiter sind“, sagt 
Kleemann. 
Neben den gesetzlichen Vorschriften 
wie regelmäßige Sicherheitsprüfungen 
und ärztliche Untersuchungen der Mit-
arbeiter hat der Kreis Paderborn für seine 
Rettungswachen 2008 ein Qualitätsma-
nagementsystem (QM) nach DIN EN ISO 
9001:2008 eingeführt, welches regel-
mäßig vom TÜV Hessen überprüft wird. 
Aktuell steht die Rezertifizierung mit der 
DIN EN ISO 9001:2015 an. 

gen Feuerwehren und Fachberaterinnen 
und –beratern der Hilfsorganisationen, 
dem THW, der Polizei und der Bundes-
wehr – erhielt eine Stabsrahmenübung, 
in der einsatztaktische Entscheidungen 
überprüft wurden. Simuliert wurden hier 
zusätzliche Sturmschäden und ein Rhein-
hochwasser.
„Eins ist wichtig im Ernstfall: Jede Ein-
heit muss wissen, was die andere tut und 
genau das wird heute geübt; ich danke 
allen Beteiligten für ihren Einsatz und die 
hervorragende Planung“, so Kreisdirekto-
rin Annerose Heinze bei der Begrüßung 
im Kreisfeuerwehrhaus.
Immer häufiger kommt es zu großen 
überregionalen Hochwasserereignissen, 
wie dem Elbehochwasser 2013 aber auch 
regional begrenzte Starkregenereignis-
se, z.B. im Jahr 2016 in Niederbayern, 

Simbach und Wachtberg verdeutlichen 
die Naturgefahr des Wassers. Bei diesen 
Ereignissen hängt das Ausmaß des Scha-
dens ganz erheblich davon ab, wie gut 
und zielführend die Vorsorge getroffen 
wurde. Hierzu gehören einerseits bauliche 
Maßnahmen, wie Deichrückhaltungen, 
andererseits aber auch das Zusammen-
spiel der unterschiedlichen Einsatzkräfte. 
Arbeitsschritte und Techniken müssen 
bekannt und aufeinander abgestimmt 
sein, Schnittstellen müssen „geglättet“ 
werden. „Zusammen üben heißt, im 
Ernstfall gemeinsam Erfolg haben“, so 
Kreisbrandmeister Dirk Engstenberg.
Auch Landrat Sebastian Schuster ließ es 
sich nicht nehmen, sich persönlich ein Bild 
von den Aktivitäten der Einsatzkräfte zu 

die einzigen Fahrzeuge mit Elektromotor 
am Kreishaus. Im Jahr 2016 hat der Kreis 
Unna bereits einen BMW i3 in seinen 
Fuhrpark aufgenommen. „Die Erfahrun-
gen sind durchweg positiv“, sagt Holger 
Gutzeit, Leiter der Zentralen Dienste. „Die 
Mitarbeiter fahren gerne mit dem Fahr-
zeug. Auch diese Rückmeldungen haben 
uns dazu veranlasst, weiter auf E-Mobili-
tät zu setzen.“
Die Golfs sind geleast und lassen sich 
äußerlich kaum von einem Golf mit Ben-
zinmotor unter-scheiden. Ein e-Golf wiegt 
rund 1.600 Kilogramm, ist 4,3 Meter lang 
und 1,8 Meter breit. Angetrieben wird der 
VW von einem Motor mit 85 kW – das 
entspricht rund 115 PS. Als Höchstge-
schwindigkeit sind 140 km/h angegeben. 
Die Reichweite liegt – je nach Fahrweise – 
zwischen 140 und 190 Kilometern.
Ökostrom für Klimaschutz
In der Kreishaus-Garage stehen zum 
Laden der Autos eigene Steckdosen zur 
Verfügung. Sie werden mit Ökostrom von 
den Stadtwerken Unna beliefert. „Damit 
sind wir völlig klimaneutral unterwegs“, 
sagt Dr. Wilk. „Und dass mit unseren 
Fahrzeugen jetzt fünf E-Fahrzeuge mehr 
im Kreis Unna unterwegs sind, soll auch 
ein Zeichen sein: Für alltägliche Fahrten 
sind E-Fahrzeuge bestens geeignet.“ 

EILDIENST LKT NRW
Nr. 11/November 2017    13.60.10

Zivilschutz

Großübung „Sturzflut 2017“ 
– Fast 600 Einsatzkräfte 
probten den Ernstfall
Es war viel los in Teilen von Hennef, Sankt 
Augustin, Siegburg und Troisdorf! Grund 
war die Großübung „Sturzflut 2017“. Da 
wurden Deiche mit Sandsäcken verstärkt, 
Personenrettungen aus dem Hochwasser 
simuliert, Hubschrauber brachten Sand-
säcke zu speziell ausgewählten Orten, 
Strömungsretter „befreiten“ den Mühlen-
graben von mitgeführten Gehölzen, eine 
Gasleitung wurde gesichert. Hintergrund 
war die Großübung „Sturzflut 2017“, 
an der insgesamt fast 600 Einsatzkräfte 
von Feuerwehr, Technischem Hilfswerk 
sowie den Wasserrettungszügen von DRK 
und DLRG teilnahmen. Die Bundespolizei 
unterstützte die Maßnahmen zum Teil 
mit Hubschraubern zum Einrichten einer 
Luftbrücke für Sandsäcke sowie Deich-
kontrollflüge. Doch nicht nur die Einsatz-
kräfte der unterschiedlichen Einheiten‚ 
„übten” gemeinsam den Notfall, auch 
die Einsatzleitung – bestehend aus über 
60 Führungskräften der kreisangehöri-

Großübung „Sturzflut 2017“ – v.l.n.r. Helmut Probst, Inspekteur der 
Feuerwehr NRW, Dirk Engstenberg, Kreisbrandmeister, Kreisdirek-
torin Annerose Heinze, Cornelia de la Chevalerie, Ministerium des 
Inneren des Landes NRW, Michael Walter, Beigeordneter der Stadt 
Hennef, Frank Malotki, Geschäftsführer DRK Rhein-Sieg, Landrat 
Sebastian Schuster, Horst Wende, Beigeordneter der Stadt Trois-
dorf, Rainer Dahm, Leiter des Amtes für Bevölkerungsschutz des 
Rhein-Sieg-Kreises.� Quelle: Rhein-Sieg-Kreis
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ben. Er hat sich sowohl um den Kreis Vier-
sen – zunächst um den Vorgängerkreis 
Kempen-Krefeld – und um den Landkreis-
tag NRW in vielfacher Hinsicht verdient 
gemacht.
Rudolf H. Müller wurde am 01.12.1924 
in Oberhausen geboren, war verheira-
tet und hatte sechs Kinder. Von 1947 
bis 1950 absolvierte er das Studium der 
Rechtswissenschaften an der Universität 
Bonn, das er mit dem Ersten juristischen 
Staatsexamen 1951 und mit dem Zweiten 
juristischen Staatsexamen 1955 abschloss. 
Nach einer kurzen Zeit als Assessor beim 
damaligen Kreis Jülich und weiteren Sta-
tionen bei der Bezirksregierung in Düssel-
dorf sowie beim Oberlandesgericht Mün-
ster war er ab 1956 als Kreisassessor des 
Landkreises Jülich beschäftigt. Von 1957 
bis 1960 war er Kreisrechtsrat und Dezer-
nent des Ausgleichsamtes, Rechtsamtes, 
Jugend- und Schulamtes des Kreises Jülich. 
Im Februar 1960 wurde er als damals 
jüngster Oberkreisdirektor in Nordrhein-
Westfalen Verwaltungschef des Kreises 
Kempen-Krefeld, der zum 01.01.1975 im 
Rahmen der kommunalen Neugliederung 
in den Kreis Viersen mit fünf Städten und 
vier Gemeinden aufging. 
Nach seiner Wiederwahl im Jahr 1972 
bekleidete Rudolf H. Müller das Amt des 
Oberkreisdirektors bis Februar 1984. Als 
Verwaltungschef baute er eine Vielzahl 
kultureller Einrichtungen auf oder aus, 
die größtenteils noch heute eine hohe 
Bedeutung für den Kreis Viersen haben, 
so das Kreisarchiv, das Niederrheinische 
Freilichtmuseum, die Kreismusikschule 
und das Weiterbildungskolleg Linker Nie-
derrhein und initiierte die Wirtschaftsför-
derungsgesellschaft des Kreises. Außer-
dem gründete er 1965 den Naturpark 
Schwalm-Nette, dessen Verbandsvor-
steher er bis 1984 blieb. Zudem war er 
Verbandsvorsteher des Zweckverbandes 
Sparkasse Krefeld-Kreis Viersen und baute 
– ebenfalls als Verbandsvorsteher – das 
größte Rechenzentrum in kommunaler 
Trägerschaft in NRW, das Kommunale 
Rechenzentrum Niederrhein, zu einer lei-
stungsfähigen IT-Zentrale aus. Auch über  
seine Pensionierung hinaus hat sich 
Rudolf H. Müller vielfältig ehrenamtlich 
engagiert, so etwa von 1970 bis 1995 als 
Vorsitzender des Jugendherbergswerks 
Rheinland. 
Rudolf H. Müller hat sich leidenschaftlich 
in die Gremienarbeit des Landkreista-
ges NRW eingebracht, so als Mitglied im 
Gesundheitsausschuss, im Verfassungs-
ausschuss, im Vermessungsausschuss, 
im Veterinärausschuss sowie im Bau-
ausschuss und im Finanzausschuss. Im 
Vorstand des LKT NRW wurde er 1967 
tätig und war mehrere Jahre lang stell-

Euro prämiert. 
„Die Begutach-
tung durch Externe 
ist immer wieder 
wichtig, um nicht 
betriebsblind zu 
werden und um 
Verbesserungsvor-
schläge zu bekom-
men“, sagt Klee-
mann. Umso mehr 
freut es ihn, dass 
durch die Prämie 
eine weitere Sicher-
heitsmaßnahme 
finanziert werden 
kann – 100 Schutz-
brillen, die die Mit-
arbeiter in Einsät-
zen vor Gefahren 
wie Körperflüssig-
keiten schützen.
Hintergrund: 

Seit 2008 zeichnet die Unfallkasse NRW 
Kommunal- und Landesbetriebe für ihr 
Engagement im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz aus. 
Für die Auszeichnung müssen sich die 
Betriebe bewerben und auflisten, welche 
Maßnahmen sie neben den gesetzlichen 
Anforderungen durchführen. Eine Bewer-
bung ist alle drei Jahre möglich. 
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Persönliches

Oberkreisdirektor a.D.  
Rudolf H. Müller verstorben
Am 14.10.2017 ist der langjährige Ober-
kreisdirektor des Kreises Viersen, Rudolf 
H. Müller, im Alter von 92 Jahren verstor-

„Das Qualitätsmanagementsystem dient 
dazu, uns kontinuierlich zu verbes-
sern und die Erwartungen des Patienten 
noch besser zu erfüllen oder ihnen einen 
Schritt voraus zu sein“, beschreibt QM-
Beauftragter Benedikt Michaelis die Qua-
litätspolitik des Rettungsdienstes. In den 
Richtlinien ist beispielsweise festgelegt, 
dass die Mitarbeiter des Rettungsdienstes 
ihre persönliche Schutzausrüstung tragen, 
wie sie infektiöses Patientenmaterial ent-
sorgen oder welchen Behandlungspfad sie 
im Falle einer Verletzung einhalten.
Der Sicherheitsingenieur des Kreises 
Paderborn, Christian Nolte, prüft außer-
dem regelmäßig die Rettungswachen und 
Fahrzeughallen. Dabei achtet er darauf, 
dass es keine Unfallgefahren gibt und 
dass, die gesetzlichen Vorschriften an 
die Arbeitsschutzorganisation umgesetzt 
wurden. „Für Tätigkeiten mit Biostoffen 
und Gefahrstoffen müssen beispielswei-
se entsprechende Betriebsanweisungen 
in den Wachen vorliegen, damit die Mit-
arbeiter im Gefahrenfall wissen, wie sie 
sich zu verhalten haben“, sagt Nolte. Er 
schaut außerdem, ob die Prüffristen der 
Arbeitsmittel wie Leitern und Tritte, Roll-
tore, elektrische Geräte eingehalten wur-
den oder die Verkehrs- und Fluchtwege 
erreichbar sind.
Im Bereich Gesundheitsförderung lobte 
die Unfallkasse NRW die Sportmöglich-
keiten für die Mitarbeiter. In der Kreis-
feuerwehrzentrale in Büren-Ahden gibt 
es einen Sportraum mit Laufband und 
Krafttraining und der Kreis Paderborn 
übernimmt jedes Jahr die Startgebühr für 
Laufveranstaltungen wie den Osterlauf 
oder den Martinslauf. 
Die Rettungswachen des Kreises Pader-
born wurden bereits 2013 mit 4.000 

Die Unfallkasse NRW hat die Rettungswachen im Kreis Paderborn 
prämiert (von links): Christian Nolte (Sicherheitsingenieur Kreis 
Paderborn), Benedikt Michaelis (Qualitätsmanagement-Beauftrag-
ter Kreisfeuerwehrzentrale Paderborn), Theodor Kleemann (Leiter 
der Kreisfeuerwehrzentrale Paderborn). 
� Quelle: Unfallkasse NRW/Frauke Schumann

Oberkreisdirektor a.D. Rudolf H. Müller.
� Quelle: Kreis Viersen
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bandes sowie die Goldene Ehrennadel 
des Deutschen Jugendherbergswerks.
Der Landkreistag NRW ist Rudolf H.  
Müller zu großem Dank verpflichtet und 
wird ihm stets ein ehrendes Gedenken 
bewahren.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 11/November 2017    00.10.00

Ehrenzeichen belegen sein außerordent-
lich diversifiziertes Engagement für das 
Gemeinwohl und für kommunale Belan-
ge, darunter das Feuerwehr-Ehrenkreuz 
in Gold, das Ehrenzeichen des Deutschen 
Roten Kreuzes, die Goldene Plakette der 
Landwirtschaftskammer Rheinland, die 
Dr. Johann-Christian-Eberle-Medaille des 
Rheinischen Sparkassen- und Girover-

vertretender Vorsitzender des LKT NRW. 
Darüber hinaus engagierte er sich viele 
Jahre im Arbeitskreis für Polizeifragen des 
Landkreistages NRW, darunter von 1965 
bis 1974 als Vorsitzender. Überdies war 
er von 1961 bis 1964 sowie von 1974 
bis 1982 Mitglied in der Landschafts-
versammlung des Landschaftsverbandes 
Rheinland. Eine Vielzahl von Orden und 

Hinweise auf Veröffentlichungen

Schütz/Maiwald, Beamtenrecht des Bun-
des und der Länder, Kommentar, Gesamt-
ausgabe B 417. Aktualisierung, Stand: 
August 2017, Bestellnr.: 7685 5470 417, 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
Hultschiner Straße 8, 81677 München.
Diese Aktualisierung bietet u.a. die neue Kom-
mentierung zum § 38 LBG NRW 2016 sowie 
aktuelle Änderungen zum LBesG NRW.

Schütz/Maiwald, Beamtenrecht des Bun-
des und der Länder, Kommentar, Gesamt-
ausgabe B 418. Aktualisierung, Stand: 
August 2017, Bestellnr.: 7685 5470 418, 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
Hultschiner Straße 8, 81677 München.
Diese Aktualisierung bietet u.a. die überarbeite-
te Kommentierung zum § 54 BeamtStG sowie 
aktuelle Änderungen im Landesrecht.

Schütz/Maiwald, Beamtenrecht des Bun-
des und der Länder, Kommentar, Gesamt-
ausgabe B 419. Aktualisierung, Stand: Sep-
tember 2017, Bestellnr.: 7685 5470 419, 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
Hultschiner Straße 8, 81677 München.
Diese Aktualisierung bietet neue Entscheidun-
gen, u.a. zur Beihilfe.

Praxis der Kommunalverwaltung Lan-
desausgabe Nordrhein-Westfalen, Her-
ausgeber: Jörg Bülow, Dr. Jürgen Busse, 
Dr. Jürgen Dieter, Werner Haßenkamp, 
Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Dr. Klaus 
Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer, Prof. Dr. 
Utz Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwar-
ting, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Prof. Dr. 
Christian O. Steger, Hubert Stubenrauch, 
Johannes Winkel und Uwe Zimmermann, 
530. Nachlieferung, Fortsetzungslieferung, 
Stand: August 2017, Preis 79,90 €, Kom-
munal- und Schul-Verlag, Konrad-Ade-
nauer-Ring 13, 65187 Wiesbaden. 
Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Lie-
ferung enthält:

K 31a – Waffenrecht
Von Kurt Meixner, Ltd. Ministerialrat a. D.
Die Kommentierungen zu den §§ 5 (Zuverlässig-

keit), 20 (Erwerb und Besitz von Schusswaffen 
durch Erwerber infolge eines Erbfalls), 34 (Über-
lassen von Waffen oder Munition, Prüfung 
der Erwerbsberechtigung, Anzeigepflicht), 50 
(Gebühren und Auslagen) und 57 (Kriegswaf-
fen) wurden überarbeitet.

L 3 – Die Verantwortung der Gemeinden und 
Kreise bei der Wahl der Schöffinnen und Schöffen 
Von Hasso Lieber, Rechtsanwalt, Staatssekretär 
für Justiz a. D., Vorsitzender des Bundesverban-
des ehrenamtlicher Richterinnen und Richter 
ehem. Präsident des Europäischen Netzwer-
kes der Organisationen Ehrenamtlicher Richter 
(European Network of Associations of Lay Jud-
ges – ENALJ)
Der Beitrag wurde komplett überarbeitet und 
enthält neben der Darstellung der aktuellen 
Rechtslage auch Vorschläge für den Gesetzge-
ber, wie durch eine Reform der Schöffenwahl 
der Aufwand für die kommunalen Verwaltun-
gen verringert und gleichzeitig die Qualität der 
(künftigen) Amtsinhaber verbessert und infolge 
dessen die Strafverfahren effizienter werden 
können.

L 12 NW – Straßen- und Wegegesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW)
Von Regierungsdirektor Joachim Majcherek, 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen
Die Ergänzungslieferung berücksichtigt u.a. 
die Änderungen im Straßen- und Wegegesetz 
Nordrhein-Westfalen zu der vollständigen Ein-
beziehung der Radschnellwege und ihre Gleich-
setzung mit den Landesstraßen; einbezogen sind 
die Regelungen zur Nutzung der Waldwege für 
den Radverkehr. Zudem sind die Änderungen 
des Landeswassergesetzes, des Hochwasser-
schutzes, die erforderliche Berücksichtigung von 
Starkregenereignissen und den RiStWag 2016 
(Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an 
Straßen in Wasserschutzgebieten) eingearbeitet. 
Weitere Rechtsentwicklungen wurden berück-
sichtigt. 
Der Anhang wurde ebenfalls auf den aktuellen 
Stand gebracht.  

Praxis der Kommunalverwaltung Lan-
desausgabe Nordrhein-Westfalen, Her-
ausgeber: Jörg Bülow, Dr. Jürgen Busse, 
Dr. Jürgen Dieter, Werner Haßenkamp, 
Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Dr. Klaus 
Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer, Prof. Dr. 
Utz Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwar-

ting, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Prof. Dr. 
Christian O. Steger, Hubert Stubenrauch, 
Johannes Winkel und Uwe Zimmermann, 
531. Nachlieferung, Fortsetzungslieferung, 
Stand: August 2017, Preis 79,90 €, Kom-
munal- und Schul-Verlag, Konrad-Ade-
nauer-Ring 13, 65187 Wiesbaden. 
Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Lie-
ferung enthält:

A 6 – Kommunale Partnerschaften
Begründet von Gerhard Skoruppa, Oberamts-
rat, fortgeführt von Regine Fröhlich, Regie-
rungsamtsrätin, Master of Public Administration 
(MPA), Dipl.-Verwaltungswirtin (FH)
Der Beitrag wurde umfassend aktualisiert. 

H 5 – Die Sozialversicherung
Von Werner Gerlach, Vorstandsvorsitzender i.R.
Die Kommentierungen zu SGB IV und SGB IV 
wurden auf den Stand der letzten Änderungen 
gebracht.

Beihilfenrecht Nordrhein-Westfalen – 
Unterstützungsgrundsätze, Vorschussricht-
linien –, Kommentar von K.-H. Mohr und 
H. Sabolewski, 109. Ergänzungslieferung, 
Stand August 2017, 324 Seiten, 83,90 €.  
ISBN 3-7922-0153-4, Verlag Reckinger & 
Co., Siegburg.
Mit der 109. Ergänzungslieferung (Stand August 
2017) werden u.a. die durch die Siebte Ände-
rungsverordnung vom 16. Dezember 2016 
erfolgten Änderungen im Verordnungstext 
sowie die zum 15. September 2016 erfolgten 
Änderungen der Verwaltungsvorschriften in das 
Werk aufgenommen. 
Ferner werden das aktuelle Hebammen-Vergü-
tungsverzeichnis sowie die aktuelle Hebammen-
gebührenordnung NRW abgedruckt. Die ab 6. 
April 2017 geltenden neuen beihilferechtlichen 
Höchstsätze wurden in das bestehende Hebam-
men-Vergütungsverzeichnis eingearbeitet. 
Auf den Runderlass des Ministeriums der Finan-
zen vom 1. Juli 2017 zu verschiedenen beihilfe- 
und gebührenrechtlichen Themen wird hinge-
wiesen. An entsprechender Stelle wurde jeweils 
ein Hinweis auf die durch den Runderlass erfolg-
ten Änderungen aufgenommen. 
Die Aktualisierung des Fallpauschalen-Katalogs 
wird mit dieser Ergänzungslieferung abge
schlossen.
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